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Erste Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Uealschule zn Msseldorfam 4. April 1877.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Eonfessionen abgehaltenen Gottesdienstes
versammeltensich um ll'/s Uhr die Mitglieder des Landtages in der Aula der Realschule.

Von einer Deputation geleitet, trat um 12 Uhr der Königliche LandlagsEommissar,Herr
Ober-Präsident der NheinproviuzDr. von Bardeleben in den Saal und eröffnete den 25. Pro-
vinzial-Landtagmit nachfolgender Ansprache:

Hochgeehrte Herren!

Seine Majestät Unser Allcrgnädigster Kaiser uud König haben geruht, mittelst Allerhöchsten
Erlasses vom 7. vorigen Monats den Landtag der Rheinprovinzauf heute hierher zu einer Sitzung
zusammenzubcrufeu und die Dauer der Sitzung auf 14 Tage zu bestimme».

Zum Laudtagsmarschallhabeu Seine Majestät deu Herrn Fürsten zu Wied, und zum
Stellvertreter des Marschalls deu Herrn Freiherrn von Geyr-Schweppenburg zu eruennen
geruht.

Der Autrag auf Zusammcnberufungdes Provinzial-Landtages ist von Ihrem Ausschüsse,
dem Proviuzial-Verwaltungsrathe, ausgegangen.

Veranlaßt ist dicfer Antrag durch eine Reihe wichtiger Fragen auf dem Gebiete der
proviuzialcn Selbstverwaltung, welche der baldigen Regelung durch Beschlusse des Provinzial-Land-
tages bedürfen. Dagegeu stud der Porlagen, welche Ihnen die Staatsregicrung macht, diesmal nur
wenige. Das Allerhöchste Propositions-Decret enthält nur zwei Punkte: einmal die Veranlassung
zu ciuer Neuwahl der Mitglieder der Rheinischen Deputatiou für das Heimatwescnund sodann
die Aufforderungzur Begutachtung eines Gesetz-Entwurfsbetreffend die Erweiterung der Vcrwe».
duugszwecke der deu Proviuzial- uud Communal-Verbände» übcrwiesenenDotationsfonds. Es
handelt sich hierbei um die vou dem Landtage einer anderen Provinz angeregte Frage wegen
Verwendungdieser Fonds zu Secundäreisenbahuen. Neben diesen Allerhöchste»Propositionenwerden
aber, wie ich schon zu bemerke» die Ehre hatte, um so zahlreichereund wichtige Vorlagen Ihres
Ausschusses Ihnen zur Berathung zugeheu.

Meine hochgeehrten Herren!

Der Zeitabschnitt, welcher zwischen Ihrem letzten Zusammeuseinim Herbste des Jahres
1875 und heute liegt, ist für die Einrichtung der provinzialständischen Selbstverwaltung von der
höchsten Wichtigkeit gewefen.

Bekanntlichfind die bedeutendenFonds ans Staatsmitteln, die Ihnen durch das Dotations¬
gesetz vom 8. Juli 1875 überwiesen wurden, mit Anfang des Jahres 1876- in den Besitz und die
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Geschäftliches.

Verwaltung der Provinz übergegangen. Durch die in dieser Weise sehr bedeutend erweiterte Auf¬
gabe des Provmz.alHerwaltuugsrathes und der Orgaue desselbeu ist deren Vervollständigung und
d.e Schaffung iieuer Behörden nothwendig geworden, Insbesondere ist es in dieser Beziehung der
Uebergang der Staats- uud Äezirtsstraßen auf die Proviuz gewesen, welcher eine bedentende Er¬
weiterung m der Organisation Ihrer Verwaltnng nothwendig gemacht hat.

So werden Sie denn die ständische Verwaltung, die bei Ihrem Zusammensein vor 1'/-
fahren noch emen mäßige» Umfang hatte, jetzt zu einem sehr stalllichen Organismus herangewachsen
vorfinden welcher unter der Leitung des von Ihnen gewählten Laudes-Direetors begonnen hat, auf

entwiMn^^"'^'' ^'^'" ^'" °^'utlichen Gebens eine erfolgreiche uud fruchtbare Thätigkeit zu

Daß eine solche plötzlich mit den verschiedensten uud wichtigsten Aufgaben betrantc und
m Folge dessen auch mit den entsprechende» Anforderungen an die Provinz herantretende Verwallnng
von vielen weiten ans Widerstand nnd Mißverständnisse gestoßen ist, darf uicht befremden. Ich
hege mde,! die zuversichtliche Hoffuung, daß diese Mißverständnisse, die Ihnen in einer Reihe von
.«lagen und Beschwerden entgegentreten werden, zum größten Theile aufhören, sobald die neue
^eivstverwaltuug sich eingelebt babeu und den Anschauungen der Bevölkerung näher getreten sein

^ie selbst aber, meine geehrten Herreu, befiudeu sich in der Lage, diesen Zeitpunkt erheblich
nay« uicteu zu lassen, wenn sie durch geeignete Anordnungen dahin Wirten, daß alle Operationen
.ihrer Vmoaltuug möglichst i» das volle Licht der Oeffeutlichkeit gelaugeu.
s ^ Ueberzeugt, meiue Herren, daß Sie auch diesmal mit dcmselbe» regen Eifer und dem¬
selben richtigen Verständniß an Ihre Arbeit gehen werden, wie dies früher von den Landtagen der
'«heluplovmz stets bethätigt worden ist, erkläre ich mich meinerseits mit Freuden bereit, Sie bei

c Ü ^' ^"'' l" '^it es in meiner Macht steht, zu unterstützen und Ihnen namentlich alle
erforderlich scheinenden Mittheilungen zngehen zu lasseu.

Indem ich hiermit den Allerhöchsten Landtagsabschicb uud das Allerhöchste Propositious-
"«rel ^huen Durchlauchtigster Herr Laudtags-Marschatl, übergebe uud deu Wunsch ausspreche,
°ay auch d.e Thätigkeit dieses Landtages znm Segen der Provinz gereichen werde, erkläre ich im

eröffnet" '""^ ^"^" ^ ^"^"'^ '"" ^"'^ ^" 25. Rheinischen Provinzial-Landtag für

o»f <^« ^^..?°^'"^ ^°^ ^"'"tages brachte der Landtags-Marschall Fürst zn Wied ein Hoch
aus (5e. MaMat den Kaiser uud Köuig aus, in welches die Versammlung begeistert einstimmte.
^ l ,? " ^ ^andtagS-Coimnissar, von derselbe» Deputatiou geleitet, den Saal verlassen

3 hml^Tbe^ ?'< '"^"' '" ^'W'N'lnug und bat, ihm bei der schweren Aufgabe,

«nb ^ch^^g^^wgem' bei den früheren Landtagen, so auch diesmal «olles Verträum

ver^,.-/"^7^°MM"' ernennt der Marschall die Herreu Graf v. Mirbach und Stadt¬
verordnetenIentges; znr Führung des Ionrnals Freiherrn Eugen v. Loi-.

Das Protokoll für die heutige Sitzung führt Herr der Abgeordnete Ientges.
tage dnrch ^n Td^.15^. ^ ^"" "" theitnehmendenWorten der seit dem letzten Land-
P«vin a?<« w^ ^?'^««" langjährigen Mitglieder des Landtages nnd beziehnngsweise des
3> ^ ^""'^"' H"'p'"'""u " D„ Stadtverordneter Münster zu Wesel
Kaufmauu nnd BeigeordneterWachter zn Boppard nnd Rentner nnd Stadtverordneter Aldringen

Die Versammlungebrte das Andeukeu an die Verstorben«, durch Erheben von den Sitzen.
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Der Marschall verliest bicrauf den Allerhächsteu Laudtags-Abschicd für den 24. Provinzial-
Landtag, sowie das Allerhöchste PropositiouS-Decrct.

Der Abgeordnete Richter, bisher Mitglied des Landtags und des Verwaltungsraths, hat
mitgetheilt, daß er in seinem früheren Wahlbezirke nicht wieder gewählt worden sei und in Folge
dessen auch sein ihm ehrenvolles Amt als Mitglied des Proviuzial-Verwaltungsrathcs mit dem
heutigen Tage niederlege.

Es sind demnach für den Provinzial-Vcrwaltnngsrath vier neue Mitglieder zu wählen,
deren Amtsdauer, wie die aller übrigen Mitglieder, bis zum 1. Januar 1878 laufen würde. —
Mit Rückficht auf die Bestimmung in §. 2 des „Regulativs für die Organisation der Verwaltung
des vroviuzialständischen Vermögens und der provinzialständischcn Anstalten in der Rheinprovinz"
vom 27. September 1871, betreffend die Wahl und Amtsdaucr der Mitglieder des Provinzial-
Vcrwaltungsraths, giebt der Letztcrc schon jetzt dcm Landtage auhcim, ob nicht eine Rcuwahl der
gesammte» Mitgliedschaft des Vcrwaltungsrathes jetzt vorzunehmen fei, welche neue Mitgliedschaft
dann mit dem 1. Januar k. I., dcm Ablanfstcrmin dcr jetzigen Mitglieder, in Fnnktiou treten würde.
Dabei empfiehlt der Marschall feiner Scits als Vorsitzender des Verwaltungsraths für den Fall, daß
eine Neuwahl vorzunehmen beschlossen werde, möglichstdie Eoutinnität in dcr Zusammensetzung im Auge
halten zu wollen, aus Rücksichtensowohl dcr Geschäftskcnntniß, als dcr Zwecke der ganzen Verwaltung.

Der Abgeordnete Bremig giebt dem gegenüber zu erwägen anheim, ob nicht, nachdem
durch Allerhöchste Proposition die Reuwahl dcr Mitglieder der Rhciu. Deputation für das Heimath-
Wesen verordnet ist, dcr Provinzial-Landtag abwarten wolle, ob die Staatsrcgicruug uicht ebenfalls
die Initiative für die Neuwahl des gesammten Provinzial-Vcrwaltungsraths ergreifen werde.

Der Marschall bemerkte hierauf, baß dieser Einwand sich demnächst bei der Berathung
in plsun erledigen werde.

Von den Ersatzwahlen, welche jedenfalls vorzuuchmcu sind, entfällt eine auf deu Regie¬
rungsbezirk Düsseldorf, eine auf den Regierungsbezirk Eoblenz nnd zwei auf den Regierungsbezirk
Trier. Zur Vorbereitung dcr Wahlen schlägt dcr Marschall vor, daß dic Mitglieder der betreffen
den Regierungsbezirke, für welche dic Wahl zu erfolgen hat, vorher zu einer besondern Sitzung,
beziehungsweise Besprechung nntcr sich zusammentreten, wobei jedesmal das älteste Mitglied den
Vorsitz zu führen habe.

Nachdem dcr Marschall wiederholt darauf aufmerksam gemacht, daß durch den Ausbau
der Selbstverwaltung die Geschäfte des Landtags eine» vermehrten Umfang gewonnen, so daß
vielfach ganz neue Verhältnisse entstanden und eine Menge Gegenstände zu berathen nnd zu be¬
schließe» seieu, daß daher vou Seiten der Mitglieder des Landtags alle Kräfte anzufpanncn feien,
um die vorliegende Aufgabe zum Segen der Provinz zu lösen, geht er über zur Verlesung, in
welcher Weise die Ausschüsse gcbildet worden sind.

I. Ausschuß. Eentral-Verwaltung, Haupt-Etat, StändehauS. Bildung der Aus¬
Vorsitzender Herr Freiherr von Solemach er. schM-

1. Herr Freiherr Eugen von Los. 8. Herr Kreuzberg.
2. „ von Heister. 9. „ Marcus.
3. „ Freiherr A. von Fürstenberg. 10. „ Rautenstrauch.
4. „ Graf Metternich. 11. „ Müller (Güls).
5. „ Dietze. 12. „ Mattonett.
6. „ Lautz. 13. „ Hirschbrunn.
7. « Prinzen. 14. », Maas.
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II. Ausschuß. Anträge >d Petitionen, Provinzial-Hülfötasse,Melioratiouöfonds, Rittergut Deöborf
und landwirthschaftliche Anstalten, die 4 Taubstummen-Anstalten.

Vorsitzender Herr Vice-Marschatlvon Gchr.
I. Herr Freiherr von Schii -p. «. Herr Lambcrtz.
2. „ Graf Fiirstenberg -St ammh eim. 9. „ Sahler.
:!, ,/ Graf Goltstein. 1l». „ Ianscn.
4. „ Graf Mirbach. 11. „ Hör st er.
5. /, Courth. 12. „ Reinhard.
6. „ Horst. 13. „ Struuck.
?. „ Waldthansen. 14. „ von Ruys.

III. Ausschuß. Die tt Irren Anstalten, ^andarnienwesen,Arbeitsanstalt Vrauweiler,
Landarmenhaus Trier, Irreuaustaltbaufonds.

VorfitzenderHerr Freiherr von Menge-Wulfs en.
rr Graf Schaesberg. 9. Herr Holt Haus.

H. von Nell.
Graf Westerholt.
Freiherr Nud. von Geyr.
Bremig.
Ientges.
Friedrich.
^ ^^^^ Herr Freiherr von Solemacher.

„ Horst.
IV. Ausschuß. Proviuzialstraßcn, Einquartierungslast, Polizeistrafgelderfondö,

Vieh- und Pferde-Versicherung.
Vorsitzender Herr Freiherr von Eerd e.

10. „ Kockcrolö.
11. „ Schwitz.
12. „ Weidt.
13. „ Woltcrs.
14. „ Sch in idtborn

„ Freiherr Clemens von Loll.
„ Graf Franz Spee.
„ Graf Schulenburg.
„ Caefar.
„ vom Hövel.
„ Ghmnich.
„ Schlächter.

V. Ausschuß. Provinzial-FeuerSocietät, Hebammculehraustaltzu Köln, Blindenanstalt
zu Düreu, ^audtags-Octouomie.

9. Herr Couzc.
10. « Muud.
11. /, Bardeuheuer.
12. „ von Bönningh aufen
13. // Reusch.

Herr von Heister.
» Bremig.

Vorsitzender Herr Fürst von Hatzfeld.
1. Herr Graf Hompefch.
2. „ Freiherr von Geyr-Müddersheim.
3. „ Freiherr von Spies.
4. „ Freiherr von Aourscheid.
5. „ Seul.
6. „ von Ehnern.
7. „ B eckmann.

8. Herr von Monschaw.
9. /, Kunz.

10. „ Franoux.
11. /, Iagenberg.
12. 5» Crem er.
13. „ Merrem.
14. ^/ Freiherr Felix von Loü.
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Darauf theilt der Marschall folgende Eingänge mit:
1. Der Verwaltungsbericht geht wegen der in demselben enthaltenen Anträge des Provinzial-

Verwaltnngsraths an den I. Ausschuß.
2. Etat für die ständische Centralstelle pro 1878/80. I, Ausschuß,
">. Hauptetat der provinzialständischen Verwaltung pro l 878/80. l. Ausschuß.
4. Eutwurf zum Etat fiir die Straßeubauverwaltung. IV. Ausschuß.
5,. Antrag auf Dechargc für die Rechnung der provinzialständifchen Eentralverwaltnng pro

1875, I. Ausschuß.
0. Veränderte Instruktion für die ständische Ecntraltaffe in Folge des Eintritts des Pro-

vin;ial Rentmeifters. I. Ausschuß
7. Referat über die gegen die vorjährige ProvinziabUmlage erhobenen Beschwerden und

Anrrag auf künftige Publitatiou des ständischen HaushallsEtats in den Rbeinischen
Amtsblättern. I. Ausschuß.

8. Referat über den Antrag des Kreises Meisenheim auf Uebernahme der Krcisstrasien in
den Provinzialstraßcnverband. IV. Ausschuß.

U, Autrag der Handelskammer in Stolberg ans käuflichen Erwerb der Iülich Stolberger
Attieustraße. — Der Abgeordnete Oymnich macht den Antrag zu dem seinigen, derselbe
wird genügend unterstützt nnd geht an den IV. Ausschuß.

10 Antrag der Handelskammer in Stolberg nnd des Bürgermeisters zu Düren auf Erwerb
der DüremEschweiler Attienstraße. Wie ^ä ',».

!I. Petition der Handelskammer zu Enpen auf Uebernahme der Attieustraße von der belgischen
Gren;c über Enpen nach Aachen. Wird nicht nnterstützt nnd geht zn den Aeten.

12. Autrag der Aktiengesellschaftder MülheiniÄorbeckcr Aktienstraße ans käufliche Erwerbung
dieser Straße. Der Abgeordnete Maas macht die Petition zu der seinigen, dieselbe wird
genügend unterstützt und geht an den IV. Ausfchnß.

>'',, Petition der Stadt Düren auf Pflasterung der die Ztadt durchziehendenProviuzialstraßen,
Der Abgeordnete Dietzc macht die Petition zu der seinigcn, sie wird genügend unterstützt
und geht an den IV. Ausschuß.

14. Referat über den Stand des Irrenanstaltsbanfouds uuo Autrag auf Bewilligung weiterer
Geldmittel. III. Ausschuß.

15. Referat über den Weiterbau des Ständehanses. I. Ausschuß.
16. Einrichtung einer Ackerbauschule ans dem dem Provinzialverbaude der Rheinprovin; ge»

hörigen Gute Dcsdorf. II. Ausschuß.
17. Antrag ans Gewährung einer Beihülfe au die Alfthal'Meliorationsgenossenschaft zm

Vollendung der Anlagen von 48,000 Mark aus deu Zinöüberschüssen der Provinzial-
Hülfskasse. II. Ausschuß.

18. Antrag auf Bewilligung einer Subvention an das israelitische Waisenhaus für Kuabeu
uud Mädchen in Rheinland und Westfalen zu Padcrborn. II. Ausfchnß,

19. Ausgleichung der Einguarticrungslast im Frieden innerhalb der Rheinprovinz, I V. Ausschuß.
20. Ergäuzungswahlen und Neuwahl des Provinzial-Verwaltnngsraths.
21. Ergänzungswahl für die Eommission zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank

in Münster.
22. Antrag auf Abänderung verschiedener Bestimmungen des Feuer-Societäts«Reglemeuts.

V. Ausschuß.
3
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23. Verwalluugs Etat der Provin^ial Feuer Societät für die uäebste Etats Periode. V, Ausschuß,
2!. Dechargiruug der 3nchnnngen der Provinzial^euer-Iocietät pro 1873/75. V, Ausschuß.
25. Pensiouirung dos Proviu^iabFeuer Tocieläts-Sekretairs Liuduer. V. Ausschuß,
^0', ^<^r/i^»n,^ dl't« Sihes der Direlüon 0«' Nöelnischett Provinzial-H/itfolasse von «ol» »ach

Düsseldorf, II, Ausschuß.
27. Verwaltungs'Etat der ProvinzialHülfÄaffe für die nächste Etats Periode. 1,. Ausschuß,
28. Deckargirung der Rechnungen der Provinzial-Hülfsiasse pro 1873/75. II. Ausschuß.
29. Verwallnugs Etat für den Rheiuischen Laudarineu Verbaud für die nächste Etats Periode

uud Antrag auf Bewillianug V0!> ")!achtrags Erediteu Pro 1877. II!. Ausschuß.
!Ü». Venvalluugs ° Etat für das Landarmenhans iu Trier fiir die näebste Etats Periode,

II!. Ausschuß.
31. Desgleichen für die ProvinzialM'beitsaustalt zu Biauweiler. !!I. Anschuß
32. Dechargiruug der Rechnungen der Provin;ial'Nrbeitsanstalt zu Brauweilrr pro 1873/75 I ll. A.
33. Dechargiruug der R'echm,ugeu des Rheinische,, Landarmenoerbandes pro 1871/75 III. A,
31. Dechargiruug der Rechnuugeu des Vandarmeuhauses zn Trier pro >,-'73/75 II!. A,
35». Verwaltuugsbericht des Laudarmeuhanses Trier pro 1873,7', 111. A,
3li. Pensionirnng des Schreiuermeisters Klein au> Laudarnuichanse in Trier. IN, A.
37. Verwaltnngs Etats für die Rtieiniseben Provin'.iat 7'rren Anstalten ni Siegburg, Auderuaeb,

Merzig uud «H.afeuberg für die nächste Etats Periode. !!!, A,
38, ?'rreuAnstalten zn ^'onn nud Düreu. IÜ.N.
3<>. Desgleichen der Proviuzial Hebauimeu Lehranstalt mKölufür die uä,!»ste Etats Periode. V. A.
1<». Desgleichen der Provin^ial Blinden Anstalt zn Düren. V. A
I I. Desgleichen für die Proviu^iabTanbstummeufouds uud die vi r Taubstunlnieuaustalteu in

Keuche», Brühl, Moers und ^tennned. ü. Ä.
12. t^euehmigung neuer Bedingungen für die Pflege von Oeistestrauleu in den Rheinischen

Irrenanstalten. l!1. A.
13. Dechargirnug der Rechnungen der Rheinischen Provinziell' Blindenanstalt zn Düren pro

,^73/75. V. A.
11. Desgleichen der Hebamme» Lehranstalt z» Eöln, V. A.
15. Desgleichen des Unterhalluugsfonds der Siegburger Anstalt nnd der von dieser Anstalt

gelegten Verwaltung? Rechunngen Peo 1873/75. III. N.
1«>. Desgleichen der Taubslummenfonds pro 1873/75. ll. A.
17. Autrag auf Peusiouirnug des Werlnieisters 2vollseiseu der Provinzial-Vlindenanstalt zu

Düren. ^/. N.

1«. Autrag Wege» definitiver Bestreitung der Amortisation uud Verzinsung des Anlehus vou
W2.«M<» Mar! für Aulauf uud Eiurichtuug der Blindenanstalt zu Düreu aus dem
Ständefouds. V. A.

Vou dem ÄüuigliclM ^midtasssCuüüiiissnr.

Mittheilung des Verzeichnisses der Mitglieder des 25. Rheinischen Landtags mit der Ae
merluug seinerseits, daß der Abgeordnete im Staude der Ritterschaft für deu ehemaligen Regieruugs-
bezirl Eleve, Freiherr Schell vou 3che!tenberg, feine Verhinderung angezeigt hat nnd daß der Stell
Vertreter »och nicht hat einberufe» werde» louuen, weil die für demselbenbeantragte Dispensatio»
vou dem Rachweise des zehnjährigen Besitzstandes uoeb nicht eiugegaugeu ist.
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Im Stande der Landgemeinden haben die Abgeordneten der Wahlbezirke Crenznach-
SimmermMnsenheim nnd GladbachMcnß Grevcubroich gleichfalls noch nicht einberufen werden
lönnen, da in riefen Bezirken das Wahluerfahren wegen vorgetoimnener Unregelniäßigteiten sich
Verzögert hat, fo daß die Wahlverhandlungcu bis zu diefem Angendlicke noch nicht vorgelegt
worden find.

Von dein Oberbürgermeister Becker zu Düsseldorf:
Einladung au die Mitglieder des Landtages zum Besuche der iu dem Ausftcllungssaalc

der Tonhalle ausgestelltcu städtischen G.'inälde-Galleric.
Antrag der Gemeinden Loeucnich und Brauweiler auf Uebernahme eiuer bezirtsstraßeip

inäßig auszubauenden Straße unter die Provinzialsiraßeu, Der Abgeordnete Horst hat diesen An¬
trag zu dem seinigeu gemacht, derselbe wird genügend nnterslützt uud geht au den I V. Ausschuß.

Der Marsch all schlägt vor, die uach ß. 4 der Geschäftsordnung zulässige Frist von II
Tag.n zur Einbringung von Petitionen uud Anträgen bestehen zu lassen. Um Mißversläudnisseu
vorzubeugen, bemerke er, daß der Provinzial Verwallnngsrath auch uach Ablauf dieses Termins
Aulräge einbringen könne.

Mit Bezug ans z. 17 der Gcfchäftsordunng hält es der Marfchall für cmpfehlenswerlh,
die wichtigeren Gegenstände eventuell zu eimr vorläufigen Besprechung in ^>1'>nu einzubringen und
erst später die wirkliche Berathung und Befchlußfassuug vorzunehmen.

Der Marfchall fchließt hierauf die Sitzung und beraumt die nächste Sitznng auf Freilag
um 12 Uhr an.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtagö-Marfchall.

Zweite Sitzung.
Flerß.mdelt in der Aula der Hlealschulezu Mseldorf am 6. April 1877.

Der Marfchall eröffnet die Sitzung um 12 Uhr.
Das Protokoll der crstcu Sitznng wird verlesen nnd nach einigen Ergänzungen genehmigt.
In Abänderung der in der ersten Sitzung getroffenen desfallsigcn Bestimmung, ernennt

der Marschall den mit der Iournalführuug betraut gewesenen Freiherrn Engen von Los zum
Protokollführer uud überträgt die Iourualfühnmg dein Grafen Mirbach.

Das Protokoll für die heutige Sitzung überuimmt der Abgeordnete Freiherr von Lo«.
Die Vorlage des Provinzial Verwaltungsraths wegen evcntl. Vornahme einer Neuwahl

feiner Mitglieder wird an den I. Ausfchnß zur Vorberathuug überwiefen.
Der Marschall theilt folgende Eingänge mit:
Von dem Kgl. Landtags-Eonunissar die Mittheilung, daß für den Wahlbezirk Gladbach

Nenß Grcvenbroich au Stelle des gewählten, nicht qualifizirtcn Abgeordneten, der gewählte Stell¬
vertreter, Gutsbesitzer Gottfried Wahlers zu Siustcdeu, einberufen fei.
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Von demselben.
Der Minister des Innern wünscht wiederum über die Verhandlungen des Landtages

täglichenkurzen Bericht zu erhalten.
Der Marsch all wird das Weitere ucranlasseu.
Von demselben.
Erweiterung der Verwendungszwecke der den Provinzial uud Eommunal-Verbändenüber«

wiesenen Dolatiousfouds außer zu Secuudairbahueu auch zu Pferde-Eiseubahnen.— Geht an den
1. Ausschuß.

Von demselben.
Revision der vom 23. Provinzial-LandtagcbeschlossenenGeschäfts Ordnung für den Pro

vinzial-Verwallungsrath und der Geschästs-Instrultionfür den Landes Director.
Der Marfchall erörtert kurz, auf Grund welcher Bedenken die frühere Beschlußfassung

von Seiten der Staals-Regiernng beanstandet worden und verweist die Angelegenheit an den
I. Ausschuß.

Von demselben.
Mittheilung eines neuen Pertinenz-Verzeichnisses für das landtagsfähigc Rittergut Unter-

Maubach im Kreise Düreu. Wird an die Ritterschaftverwiesen.
Von demselben.
Eine Neuwahl der Bezirts-Commissionenfür die tlassifizirlcEinkommensteuerfindet für

jetzt nicht statt. Geht zu den Akten.
Von denselben.
Mittheilung eines Berichts des RcgierungsPräsidenten von Äernuth in Cöln über die

Zusammensetzung der dortigenBezirts-Eommissionfür die klassifizirte Einkommensteuer und Klassen-
steuer. Wird, da bestimmteAuträgc iu dem Berichte uicht gestellt siud, zu den Akten verwiesen.

Von demselben.
Nachweise über die Verwendung der für die Provinzial-Archivcaus stäudifchcn Fonds

gewährten Zuschüsse. — Geht an den V. Ausschuß.
Von demselben.
Weiterbewillignngvon Zuschüssenan die Provinzial-Archivezu Düsseldorfund Eoblenz.

V. Ausschuß.
Von demselben.
Begutachtungvon gesetzlichen Bestimmungenim Interesse des künstlichen Wiesenbaues iu

der Rhciuvroviuz, welche das Landcs-Occonomie-Collcgiumzu treffe« bcabfichtigt. II. Ausschuß.
Von demselben.
Verwendungs-Nachweise über den Grundsteuer-Dcckungs-Fonds.
Petition der BrandbeschädigtenJohann Mchcr-Dennenmart und Eons. zu Sarwellingcn

um Nachzahlung von Brand-Entschädigungaus Feuer-Societäts-Fonds event. Unterstützung. Au
den Provinzial-Verwaltungsrathabzugeben.

Von der Stadt Cöln.
Petition resp. Klageschrift über die Höhe der Provinzial-Umlageund den gewählten Ver-

theilungs-Modus. Der AbgeordneteKaesen macht die Petition zu der seinigeu, dieselbe wird
genügend unterstützt und geht an den I. Ausschuß.

Von derselben. Eingabe bezichnngsweise Beschwerdewegen des Vertheilnngs-Modusder
zur Verzinsunguud Amortisation der Irrenanstalts - Anleihe aufzubringendenBeträge. — Der
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Abgeordnete Kaesen macht die Petition zu der seinigen, dieselbe wird genügend unterstützt und geht
an den II!. Ausschuß»

Von dem Gemeindcralh von «alt, Petition um Aufnahme der Gemeinde Kalk in den
Stand der Städte. Von einigen Einwohnern der Gemeinde Aalt, Petition gegen die Anfxahme
der Gemeinde Kalk in den Stand der Städte. Wird mit der ersteren Petition verbunden; der
Abgeordnete Weidt hat diese zu der seiuigcu gemacht, dieselbe wird genügend uutcrstützt und gehl
an den II. Ausschuß.

Von der Gesellschaft „Verein" zu Düsseldorf. Einladung an die Milglicdcr des Landtags
zum Besuche des Gescllschafts^oeals.

Petition der Gcmeiudc-Vcrtrcluug von Nödingen und Ttcinstraß im Kreise Iülich,
betreffend die Uebernahme der Geiuciiide-Ehaussce von Steinstraß nach Titz als Provinzialstraße.
Der Abgeordnete Jausen macht die Petition zu der seinigen, sie wird genügend unterstützt und geht
an den IV. Ausschuß.

Bon dem Professor aus'm Werth zn Bonn. Antrag ans Bewilligung eines außer-
ordentliche« Zuschusses zum Anlauf vou Rheinischen Alterthümern nnd eines Zuschusses für den
Provinzial Museuius-Aau in Bonn. Der Abgeordnete Lautz macht den Aulrag zu dem seiuigcu.
Derselbe wird genügend unterstützt und geht an den II. Ausschuß.

Petition des Larls-Vcreins in Aachen um Gewährung eines Zuschusses zur Restauratio»
öes Müusters zu Aachen. Der Vicc-Laudtags-Marschall Freiherr von Gchr hat die Petition zu
der seinigen gemacht, dieselbe wird genügend unterstützt nnd geht an den II. Ausschuß.

Petition des Gutsbesitzers Froitzhcim zu Theisen-Hof, Kreis Renß, um Verleihung der
Eigenschaft als landtagsfähigcö Rittergut au feiue Besitzuug. Der Abgcorduete Freiherr v. Geyr-
Müddersheim macht die Petition zn der fcinigen, dicfelbe wird genügend uuterstützt uud an die
Ritterschaft verwiesen.

Von dem Gcmcinde-Vorstcber Prähmassing K Eons. zu Müsch, Petition vou Bewohueru
des oberm Ahrthales um Fortführung der Straßcnslrecke vou Schuld über das Armuthsbachthal
»ach Müsch. Der Abgeordnete Kreuzberg macht die Petition zn der seinigen, dieselbe wird
genügend unterstützt und geht an den IV. Ausschuß.

Eine Petition des frühere» Secrctairs Vindner der Rheinischen Prooinzial^Feucr-Soeielät,
seine Pcusionirnng betreffend, wird als Anlage zu der denselben Gegenstand betreffenden Vorlage
des ProviuziabVerwaltungsraths an den V. Ansfchuß verwiesen.

Der Marsch all erklärt die Tagesordnung für erledigt, schließt die Sitzung uud beraumt
die nächste auf Dieustag Vormittag 11 Uhr au.

(Schluß der Sitzuug 1 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
^andtagsMarschall.
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Tnttc Sitzung.
Bcry.ndett in der Aula der Aenlschule zu Mscidorf .lUl 10. April 1877.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 1? Uhr.
Das Protololl der zweiten Sitzung wird verlefui und g,.nchmigt, nachdem noch die Auge-

legcnheil, betreffend Vegutachlung von gesetzlichenVestimmuugen zu>u Schutze des lüustlichcu
Wiesenbaues in der ^heiuproviuz vom Marschall an den zweiten Ausschuß statt an deu dritte»
und die Pelilion der Stadt Eöln, betreffend die Aufbriuguug der Gelder für den .nre»a»stalis
Banfouds ans dem ersten an den dritten Ausschuß verwiesen nud dies im Protoeolle vermerll
worden war.

Das Protoeoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Ientges.
Der Marsch all theilt folgende Eingänge mit:
Der Abgeordnete Graf von Spee hat angezeigt, daß er heute Douuersiag nnd Freitag

wegen einer Festfcier in seiner Familie an den Sitzungen nicht Theil nehme» laiin.
OelchÄfiliche Mit» Desgleichen hat der Abgeordnete Mattonet gebeten, ihn wegen Nuwohlseius öis uächsteu

thciwngm. Douuerstag zu dispeusireu.
Vom Ko'nigl. Landtagö-Üonimissar.
Herr Fürst Ernst zu Solms-Vraunscls, welcher durch lluwohlsein an der Theilnahme

der Sitzungen verhindert ist, hat Seine Erlancht den Grafen Maximilian zu Stolberg Weuiigerode
zu Diersfordt mit seiner Stellvertretung betraut uud ist die Einladung des letzteren erfolgt.

Herr Graf Stolberg hat seine Vollmacht dem Landtagö-Marschall vorgezeigl nnd ist zur
heutigen Sitzung bereits anwesend.

Von demselben.
Der Abgeordnete resp. Stellvertreter aus dem Stande der Ritterschaft für den Wahl,

bezirt Trier, H?rr von Ncll zu Trier, hat seine Verhinderung augezeigt uud ist au seiner Stelle
der Stellvertreter, Appellation«.Ocrichtsrath von «empis in M'lu eiuberufen.

Von demselben.
Für den Wahlbezirk Crmznach-Simmcru Meiseuheim ist der Gutsbesitzer Heinrich Trapp

zu Waldböckelheim zum Abgeordneten gewählt uud zur Theilnahme an den Verathnngen des
gegenwärtigen Landtages eingeladen.

Der Abgeordnete Trapp ist bereits anwesend,
Vom ProviuzialVerwaltungsrath:
Referat, betreffend die künftige Oeffcnllichteit der Verhandlungen des Rheinischen Provin-

zial-Laudtages. Geht an den ersten Ausschuß.
Von demselben.
Referat, betreffend den Pensioussatz für die taubstummen Kinder in den Rheinischen Pro>

vinzial-TaubstummenSchulen uud Vorschlag zu dessen Erhöhung. Geht an den zweiten Ausschuß.
Von demselben.
Antrag um Ermächtigung, die Mehr-Bcdürfuisse bei den Irren-Anstalten zu Merzig,

Andernach nnd Grafeuberg pro 1877 von zufammm 2U1U0 Mark aus den Ersparnissen von



4785« Mark bei der Irren Anstalt zu Siegburg, und deu Mebrbedarf für dir Blinden Anstalt zu
Düreu und die Tanbstuuuneu Austalteu vou zusammen 3?N«M Mark aus deu für deu Umban :c. der
Blindeu-?lnstall pro 1>l?7 ausfalleudeu 9?:i0N Mark decke,, zu dürfen. Geht au den ersten Ausschuß.

Von demselben.
Antrag auf Bewilligung ei,ier besonderen Remuneration au den Vanrath Naschdorff zn

Cölu fü, Ausertig mg des speziellen Bauplanes und itostenanschtages zum Ständebaus Baue, Wird
au deu erste» Ausschuß verwiese,,,

Bom Königl. Landtags Commissar:
Mitlbeilnng, daß die vom letzten Provinzial Landtage Allerböchsten Orts beantragten

Abänderungen in deu Reglements einiger ProvinziabInstitnte bezüglich des Anstellungs Modus der
Direktoren genehmigt worden siud. Wird zunächst au deu Provinzial VerU'altnngsrath zur uäberen
Ausalbeiluug der Aeuderuugeu verwiesen,

Bon, Landes Direktor ressortmäßig abgegeben:

Petition des Komitee's für Eifelstraßeubau betreffeud deu Bau einer Siraßeulinie von
Adenau über Kempeuieh bis zur Brohl^Slraße. Der Abgeordnete Krentzberg mach! die Petition
zn der seinigen, dieselbe wird hinreichend unterstützt und geht au deu IV. Ausschuß

Petition, uuterzeichuet Iobauu Peter Coßmauu zu Mavschoß und Nech, betreffeud deu
Wilosck'N'eiusel,ar>eu iu der Ahrgegeud und Vorschlag zur AbHülse. Der Abgeordnete Freiherr Felir
von Lei; mael't die Petition zu der seiuigeu, dieselbe wird geuügeud unterstützt und geht au den
ll. Ausschuß.

Petition des Kreistages des Kreises Saarlouis betreffend die Abgabe-Erhebung für die
Pferde und Rindvieh Versicherung und Antrag aus Abäuderung des bezüglichen Gesetzes,

Der Marsch all bemerkt hierzu, daß der Landtag zu einer Abäuderuug uicbt kompetentsei,
indem es siel, nm ciu Landes Gesetz handele, der Landtag könne nur alleufalls im Wege einer
Petiüou aus Abänderung durch die Laudes Gesetzgebuug hinwirke,,. Der Abgeordnete Lautz macht
die Petition zu der seiuigeu, dieselbe wird geuügeud uuterstützt und geht au den IV. Ausschuß.

Gesuch der Eiuwobuer der Gemeinde Falscheid im Kreise Saarlouis um Bewilligung eines
Zuschusses znr Errichtung einer Wasserleitung im Orte Falscheid. Der Abgeordnete Rensck macht
die Petition zn der seinigen, dieselbe wird genügend unterstützt und geht au deu II. Ausschuß.

Bon, Königl. Landtags Kommissar.
Begutachtung eines Gesetz Entwnrfs, betreffend die Art der Aufbringung der Kosten für

die Bedürfnisse der Pfarr Gemeiuden in deu Laudestheilendes linsen Rbcinufers, Geht an den
II. Ausschuß.

Feruer ist abgegeben worden:
Petiiion, betreffend die Uebernahme der Gemeinde Chaussee von Roggeudorf über Mecker-

„ich, Buße,, und Ziugsheim nach Tondorf auf dem Proviuzial Straßeufonds Der Abgeordnete
Mattonet hat die Petiiion zu der seiuigeu gemacht, dieselbe wird genügend unterstützt und geht
an den IV. Ausschuß.

Der Marschall briugt zur Kenntniß, daß die Bor Aeten betreffend die Abäuderuug der
Geschästsorduuug für den ProviiizialPenvaltuugsrath und der Geschäfts Iustruction für den
Landes-Dircctor :c uuteu im ständischen Archiv zur Einsicht der Landtags-Mitglieder offen
gelegt sind
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Derselbe »uachl ferner bekannt, daß der Abgeordnete Trapp dein IV. und der Abgeordnete
Wählers dem V. Ausschüsse zugetheiltsind.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Der Marschall bemerkt, daß ans Wunsch des III, Ausschusses die Nr. 7 der Tages-

ordnung, Antrag des III. Ausschusses die Etats der Provinzial-Irren-Anstalten überhaupt betreffend,
für heute vou der Tagesordnung abgesetzt sei, indem beabsichtigt werde, diesen Autrag als einen
prinzipiellen erst nach Durchberathung der Einzel-Etats für die verschiedenen Irren Anstalten vor¬
zunehmen.

Bericht des Proui,^ Der erste Gegenstand ist das Referat des I. Ausschusses über den Bericht des Rheinischen
zml'Verwawmgs- P^^>i„';^,BerwaltungsratheS über die Ergebnisse der prouiuzialständischen Verwaltung. — Referent
r>iUi<;über die Er , ,^ ^ , < c» ^. >«-

Frecherr von ^olemachcr-Antweller.
Nach vorgeuommeucr Prüfung des gedruckt vorliegenden und uuter die Mitglieder des

Landtages vertheilten Verwaltungsbcrichts beschloß der I. Ausschuß, den Bericht zur Keuutuißnahme
zn empfehlen und beantragt

„Hoher Landtag wolle den auf Seite 2 des Berichts euthalteue» beiden Auträgen
die Genehmigung ertheilen."

Der erste dieser beide» Anträge betrifft die vom Provin;ial Vcrwaltungsralhc anf Au-
regung der Staatsregieruug angeuommeuen Modifieatioueu des vom letzten Proviuziai Landtage
beschlossenenStraßemRegulativs, wonach letzteres dahin ergänzt ist, daß biusichtlich der Besetzung
der Stellen der Ehaufsec-Anfseher und Ehanssee-Wärter mit Äcilitair«"uwaliden die i» Anfehuug
der Städte erlafseneu Vorschriften auzuweuden find und daß die im 8- H des Regulativs bezüg¬
lich des Kreises Wetzlar getroffene Bestimmung auch auf den Kreis Meifeuheim ausgedehut ist.
Der Provinzial-Verwaltimgsrath hat dicfen Modificationen seine Zustimmung uuter deut Vor¬
behalte ertheilt, den, nächsten Provinzial-^andtage über deu stattgesuudeucu Ausgleich zu berichten
und Indemnität uachzusucheu.

Der Äiarschnl! stellt den Antrag auf Indemnität znr Distuffion. Da fich Niemand
zum Worte meldet, schließt der Marschall die Diskussion und stellt den Antrag zur Abstimmung,
Der Antrag wird einstimmig genehmigt.

Der zweite Antrag betrifft die vorgenommene Eiuthciluug der Rhcinprovinz iu 17 Wege-
bau-Insvections-Bczirke.

Nach dem vom 21, Rhcinifchen Provinzial-Landtage festgefetztenSpeziell Etat für die ört¬
liche Ttraßenverwclltung war ciue Eiutheilnug der ganzen Provinz in 16 Wcgebau-Inspettions-
Bezirle in Aussicht geuommen.

Der Ausführuug dieses Projectes traten aber erhebliche Schwierigkeiten, insbesondere der
Umstand entgegen, daß entweder die Gebirgstreise oder die Kreise in der Ebene benachtheiligt
worden wären. Um dies zu vermeiden, hat der Provinzial-Vcrwaltuugsrath eine Eiuthcilung in
17 Aezirtc vorgenommen.

Referent bemerkt, daß seinem Vernehmen nach der IV. Ausschuß bereits für die Jahre
1878/80 die Eiutheilnug in 17 Bezirke gutgeheißen hat. Vorausgesetzt, daß das Plenum damit
einverstanden, würde es sich also nur »och darum haudelu, die Eiutheilnug in 17 Bezirke pro
1877 nachträglich zu genehmigen.

Der Marsch all eröffnet über deu Autrag die Dislussiou und fchließt dieselbe, da sich
Niemand zum Worte meldet.

Der Antrag wird zur Abstimmung gebracht und einstimmig angenommen.



Der Marsch all stellt die Frage, ob noch Jemand aus der Versammlung zu dem Ver-
waltnngsberichtc eine Vcmertnng vorzubringen habe und erklärt, da dies uicht geschieht, deu ersten
Gegenstand der Tagesordnung für erledigt.

Der Referent Graf von ssürstrnberg-Stammhcim erstattet das Referat des Etat für die Prouin-
II. Ausschusses, betrcffeud den Etat für die Provinzial-Taubstummen-Fonds pro 1877/86. zial Taul'si»mn>M'

Aus dem Entwürfe des Etats für die Provinzial'Tanbstummcn-Fonds pro 1877/86 ergibt ^°"^ "" '^'M
sich eine Mehrfordernng für diefen Zeitraum gegen den Zeitabschnitt von 1874/76 von im Ganzen:^ >«//,/-
21769 M. 25 Pfg. nebst einer einmaligen Ausgabe von 2666 Mark pro 1877, wozu die Geneh¬
migung des hoben Landtages nachgesucht wird.

Die erwähnte Mehrforderung von 21769 Mark 25 Pfg. habe ihren Grund hauptsächlich
iu der Vermehrung von zwei Klasseu bei deu Anstalten ;u Brühl und Neuwicd, sodaun in der
gesteigerten Gehaltserhöhung einzelner Lehrer und in einer Steigerung von Verpfleguugskosteu für
Zuwachs au Zöglingen.

Die einmalige Ausgabe von 200N Mark pro 187? bezieht sich erstens auf die Beschaff
fung von Mobiliar für 4 neue Schultlasfeu und zweitens auf die Kosten des Umzugs der Schule
von Mors uach Nenwied, welche Kosten erwachsen würden, insofern es dem Hohen Landtage gefallen
sollte, dem von dem Provinzial-Verwaltungsrath gestellten und von dem II. Ausschussebefürworteten
Autrage, welcher sieb auf einen bereits vom XXII. ProvinzialLandtage gefaßten Beschluß stützt,
feine Ocnehmiguug zn ertheilen, dem Antrage nämlich:

„Daß der vorgeschlagene Etat für die Anstalt zn Mors vom Tage der beabsich¬
tigten Vereinigung dieser Schule mit derjenigen zu Neuwied neben dein Etat der Nen-
wieder Anstalt znr Anwendung komme, ohne daß hierdurch eine Aenderung iu den
Pflichten und Rechten der Beamten beider Anstalten herbeigeführt werden soll."

Der Marschall eröffnet über deu EtatsEntwnrf die General-Dislussion und schließt die¬
selbe, da sich Niemand zum Worte meldet.

Der Entwurf wird im Einzelnen zur Berathung gestellt.
Der Abgeordnete Dietze beantragt, den Etat, fo wie er vorliegt eu dlno zn genehmigen.

Der Marschall stellt diesen Autrag zur Diskussion. Da sich Niemand zum Worte meldet, wird die
Diskussion geschlossen. Bei der Abstimmung wird der Antrag auf «'u I^neAnuahme einstimmig
angenommen.

Der Ma rfchall eröffnet die Diskussionüber deu vom Provinzial-Verwaltungsrathe gestellten
und vom II. Ausschüsse empfohlenen Antrag dahin lautend,

„daß der vorgeschlagene Etat für die Anstalt zu Mors vom Tage der beabsichtigten
Vereinigung dieser Schule mit derjenigen zn "Neuwied neben dein Etat der Nenwleber
Anstalt iu letzterer zur Auwenduug komme, ohne daß hierdurch eine Aenderuug in den
Pflichten und Rechten beider Anstalten herbeigeführt werden soll."

Da Niemand das Wort ergreift, wird die Diskussion geschlossen und darauf der Antrag
einstimmig genehmigt.

Referat des III. Ausschusses über den Verwaltungs-Etat des Landarmenhauses zn Trier Verwalt»»««Etat
pro 1877/86. des^andarnleuhanses

Referent: Abgeordneter Schmidtborn. '« Trier pro 1877'80.
Nachdem der III. Ausschuß die Prüfung des Etats für die Verwaltung des Landarmen-

Hauses zu Trier pro 1877/86 vorgenommen hat, fand derselbe keine Veranlassung zn Ausstellungen
und empfiehlt dem hohen Haufe die Annahme dieses Etats.

4
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Der Marschall eröffnet die Geueral-Distussiou mid Meßt dieselbe, da sich Niemand zum
Wort meldet.

Es werden die einzelnen Positionen des Etats zur Berathung, gestellt.
Der Abgeordnete Dietze trägt auf eu dloo-Aunahme an, Referent tritt dem Antrage

bei und wird die ou KlocMnnahmc des Etats einstimmig beschlossen.

Derselbe Referent erstattet Namens des lll. Ansschnffes das Referat über den Verwal-
tungs-Etat der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauwciler pro 1878/80.

Nachdem der dritte Ausschuß die Prüfung des Etats für die Verwaltung der Provinzial-
Arbeilsanstalt zu Vrauweilcr pro 1878/80 vorgenommen, fand derselbe leine Veranlassung zn
Ansslellungen nnd empfiehlt dein hohen Hause die Annahme dieses Etats.

Ausschuß spricht hierbei den Wunfch ans, daß die im Tit. II. j»,«. I uud 2 verauschlagtcu
Kosten für Speifnng, bei den an fich fehr verfchiedenen Verpslegungsarten, in der Folge im Etat
getrennt aufgeführt werden möchten.

Der Abgeordnete Horst macht in letzterer Beziehung die Äemertnng, daß in der Anstalt
nur eine Art der Speisung bestehe.

Abgeordneter Dietze beantragt, den Etat <>u !ilnc>. zu geuehmigeu.
Abgeordneter Horst:
Unter Tit. l. ^,s>^. >. der Ausgabe ist das Gehalt des Direktors der Anstalt wiederum

auf 3NNN M. fixn-t.
Von dem Direktor Müller ist der Antrag gestellt worden, daß das Gehalt erhöht

werden möge uud zwar im Verhältniß zu dem Gehalte, welches die Direktoren der Gefangenen
häufcr überhaupt beziehen. Der Provinzial VerwnltnngSrath sei darüber hiuweggegaugeu, da ihm
eine Uebersicht über die Vesoldnngs Verhältnisse besagter Direktoren damals uichl vorgelegt,, habe.
Heute liege ihm (Horst) eiue derartige Uebersicht vor uud könne er eonstalireu, daß das Gehalt
der Direktere,, der Gefaugeueuhäuser mit :',W0 M. anfange und bis zn -18N0 M. steige. Der
Direktor Müller sei bereits 25. Jahre im Dienste, seit 10 bis 12 Jahren Direktor und verwalte
dieses Amt zur Zufriedenheit. Er beantrage daher, dem Direktor Müller ein Gehalt von 4200 M.
auszuwerfen.

Abgeordneter Icutgeö:
Im dritten Nusfchufse sei der Autrag Horst ebenfalls znr Sprache gekommen. Der Aus-

fchuß habe geglaubt, über die Anträge des Verwaltuugsralheö principiell nicht hinausgehen zu dürfen,
und habe deshalb dem Abgeordneten Horst anheimgegeben, den Antrag n> v,I«uc> oder im Verwal¬
tungsrathe vorzubringen. Im Uebrigen habe der Ansschnß die Meinung gewonnen, daß der
Antrag an und für fich motivirt fei,

Abgeordneter Freiherr vou Solcmaeher:
Der Antrag des Direktors Müller fei in, Provinzial-Verwaltungsrathc uach allen Rich¬

tungen hin erwogen worden. Es habe bedenklich geschienen, eine GehaltSerhöhnng bei der einen
Anstalt eintreten zu lassen, ohne zugleich die Direttorgehälter bei den übrigen Anstalten zu ver¬
bessern. Die Versammlung habe so eben den Etat für das Laudarmeuhaus Trier ohne Weiteres
angenommen. Anch der Direktor dieser Anstalt fei bereits lange im Dienst und könne die Leitung
der Anstalt als musterhast bezeichnet werden. Falls daher der Antrag Horst znr Annahme käme,
»,ü„e man mit demselben Rechte das Gehalt des Direktors des Landarmenhanses nachträglich
ebeusallö erhöhen.
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Der Marschall bemerkt, daß der Anirag des Abgeordneten Dietze auf en bloo-Annahme
des Etats noch fortbestehe.

Der Abgeordnete Dietze erklärt, ans seinem Antrage nicht zu bestehen. Was den Antrag
Horst betreffe, so müsse er vor dessen Annahme warnen, einmal, weil die Versammlung nicht in
der ^age sei, die Angelegenheit genügend prüfen zu tonnen, dann auch zur Vermeidung von
Exemplifikationen in Bezug auf die übrigen Beamten derselben Anstalt, sowie die Direktoren der
anderen Anstalten.

Abgeordneter Horst:
Es komme nur die Anstalt des ^andarmenHanscs Trier iu Betracht; dieselbe sei nur

200 Köpfe stark, während iu Brauweiler zur Zeit über 1000 Eorrigendcu untergebracht waren.
Auch habe der Direktor des ^andarnicu Hauses zu Trier, der zugleich eine Secrctairstclle versehe,
hieraus ein uicht unbeträchtliches Ncbcueiulommen.

Abgeorduetcr vvu Heister:
Mau möge einstweilen bei dem Vorschlage des ProviuziabVerwaltungsraths stehen bleiben.

Es tommc weiter in Betracht, daß der Direktor der Äranweiler-Anstalt in Bezug auf sonstige
Kompetenzen besonders günstig gestellt sei. So sei es den Beamten der Anstalt gestattet, ihre
Kleidungsstücke uud sonstige Hanshaltuugsgegcnständc gegen den geringen Tagelohn von 30 Pfennigen
durck Arbeiter der Anstalt anfertigen zu laffcu, auch ihren Brodbcdarf, fowie die Milch und Butter
vo» der Austalt zum Selbstkostenpreise zu beziehe».

Außerdem habe der Direktor 59 Ar Pachtlaud uud Garten. Er sei somit den übrigen
Direktoren gegenüber günstig gestellt.

Da sich weiier Niemand zum Wort meldet, schließt der Marsch all die Diskussion und
bringt den Autrag Horst, das Gehalt des Direktors Müller vou 3000 Mark auf 4200 Mark zu
erhöhen, zur Abstimmung.

Der Antrag wird abgelehnt und darauf tritt der Autrag Dietze auf »n dluc-Annahme
des Etats-Entwurfs wieder in Kraft. Da kein Widerspruch erfolgt, erklärt der Marsch all die uu
blooAnnahmc für befchloffen.

Der Abgeordnete Kaesen erstattet das Referat des III. Ausfchusfes, betreffend die Etats Etats der Irrei^
der IrreuAnstalt Orafenberg. Anstalt Gwfenbcrg.

Zn dem Spezial-Etat ^. war nichts zu bemerken. Bei Berathung des Etats pro
1877 78 beschloß der Ausschuß, dcu Wegfall der für einen Apotheker ausgeworfenen 1000 Mark
und Kompetenzen zu beaulragen. Da der Prouiuzial-Verwaltuugsrath die Absicht kund gibt, die
Stelle vorläufig nicht zu besetzen, so erschien es nnnöthig, mit dem Posten von 1000 Mark den
Etat zu belaste».

Bei dem Tit. II. Beköstigung fiel dem Ausfchufse der hohe Betrag von 384 Mark 30 Pf.
für die 3. Elasfe um deßwillen anf, weil in diefer Elasse 60 Pfleglinge vorgesehen sind, welche
nach Ansicht des Ausschusses zu einem redncirten Satze beköstigt werden tonnen.

Den Abstrich eines bestimmte» Betrages schlägt der Ausschuß nicht vor, beantragt indessen,
dem Proviuzial^Verwaltungsrath eine Reduktion der Diätform für Pfleglinge zu empfehle». Schließ¬
lich beantragt der Ausschuß, die Bewilligung des Etats auf die Jahre 1877 und 1878 zu be-
schränken, alts Gründen, die bei Erörterung des Etats für Auderuach und besonders für Merzig
näher darzulegeu find.

I» Bezug auf den letzteren Antrag bemerkt der Marschall, daß derselbe in dem heute
von der Tagesordnung abgesetzten prinzipiellen Antrage des III. Ausschusses, die Beschränkung

4*
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sämmtlicher Etats für die Irren^Anstalten auf die Jahre 1877 und 1878 betreffend, enthalten fei
und daher wegfalle.

Der Antrag auf Abfetzuug der für eiueu Äpolheler ausgeworfenen 1000 Mark uud Kom^
petenzcn gelangt zur Diskussion.

Der Abgeordnete Dietze fragt den Referenten um Austuuft, aus welchcu Gründe» die
Position ausfallen soll.

Referent:
Der ProviuzialVerwaltuugsrath beabsichtige vorläufig nicht, einen Apotheker anzustellen.

Die Anstalt sei zur Zeit mit 200 Kraukeu belegt; weuu bei dem gegenwärtigen Bestände vou
Kranken die Anstellung eines Apothekers nicht beabsichtigt werde, so möchte dieselbe auch dann uicht
unbedingt nothwendig sein, wenn die volle Velegstärte vou ^00 Krauten erreicht sei.

Abgeordneter Dietze:
Die Verweigerung der Position fcheiue ihm aus finanziellen Gründen nicht richtig zu seiu.

Abgeordneter weist auf die Verhältnisse in dem Krankenhause zu Elberfcld hi», wo mau bei einer
Auzahl von 200 Kranken ebenfalls dazu übergegangen fei, einen eigenen Apotheker anzunehmen.
Die Folge sei, daß die Medicameute jetzt billiger beschafft würden wie früher. So liege es auch
iu Bezug auf die Austalt Grafenberg im Interesse der Verwaltung, bei zunehmender Bevölkerung
der Anstalt einen eigenen Apotheker anzustellen.

Der Abgeordnete Bremig hält cbeufalls au dem Standpunkte des Provinzial-Verwal-
lungsraths fest. Der Betrag von 1000 Mark falle bei Erhebung der Umlage uicht iu's Gewicht;
werde die Position nicht bewilligt und es dem Verwaltuugsrathe uicht offen gelassen, einen Apotheker
anzustellen, so werde der Verwaltuugsrath eveutl. iu Verlegenheit gesetzt, falls nämlich das Be¬
dürfniß der Anstellung hervortritt.

Der Referent bemerkt in Bezng auf die Ausführungen des Vorredners, daß es billig sei,
überall da Einschränkungen eintretcu zu lassen, wo es eben anginge. Der Abgeordnete Dietze habe
anf das Krauteuhaus zu Elberfcld exemplificirt, es fei jedoch ein Unterschied zwischen einem Kran¬
kenhause uud einer Irren-Anstalt, worin vielleicht kaum 20 Kraute fich bcfiudcu dürften, denen
Medicameute zn bereiten find.

Der Abgeordnete Freiherr von Solemacher erkennt den hervorgehobenen Untcrfchied an.
Es bestehe jedoch eben ein folcher Unterschied zwifchen Grafenberg und Elberfcld; an letzterem Orte
feien die Medicameute rafch zur Stelle gefchafft, während fie für Orafcuderg eine Meile weit
herbeigeholt werden müßten.

Bei der Berathung des Etats fei übrigens der Direktor Pelmann der Austalt Grafeuberg
zugezogen worden »nd fo sehr mau darauf bedacht gewefeu fei, zu fpareu, so habe der Verwaltuugs¬
rath doch a» der in Frage stehenden Position uicht rüttclu wollen. Wenn dcr Etat demuächst bis
zum ^cchre 1880 bewilligt werden sollte, so werde bis dahin unzweifelhaft das Bedürfniß auf
Besetzung der Stelle hervortreten. Er tonne daher nur dringeud empfehleu, die Position, wie sie
vorgeschlagen, zu belassen.

Der Abgeordnete Eourth wirft die Frage auf, ob iu Gerrcshcim eine Apotheke bestehe.
Die Frage wird verneint.

Der Marsch all schließt die Diskussion und bringt den Autrag des Ausschusseszur Abstimmung.
Der Antrag wird mit geringer Majorität angenommen. Es wird in die Diskussion über

den zweiten Antrag des Ausschuffes eingetreten, dem Provinzial-Verwaltnngsrathc eine Reduction
der Diätform für Pfleglinge anzuempfehlen.
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Referent bcnnrkt, daß der Satz für Pfleglinge in Grafenberg viel höher sei, wie der in
Sicgburg.

Der Marschall bemerkt, daß hier wohl ein Irrthum obwalten müsse, da bei sämmtlichen
Etatö der gleiche Satz von 291 M,, so viel er sich erinnere, zu Grunde gelegt sei.

Abgeordneter Breinig:
Er habe dem Autrage im Ausschüsse widersprochen, weil er es für „»zulässig halte, die

dritte Tisch-Classe nochmals in zwei Abtheilungen zu scheide,,; der Vortheil, der hierbei etwa erzielt
würde, werde durch audcrweite Mehrkosten der Steuerung vollständig aufgehoben.

Referent: An ander,, Anstalt,',, erislire diese Trennung, ohue zu Nachtheileu der befürch
teten Art zu führen uud zwar werde unterschieden nach solchen Irren, welche von den Aerzten für
heilbar gehalten werde,, und denjenigen, bei denen es sich nur noch „n, Verpflegung handelt.

Der Marschall schließt die Dislussion uud bringt den Antrag zur Abstimmung. Der
Autrag wird angenommen. Der Marsch all frägt an, ob in die Svceial-Distnssion über den Etat
eingetreten werden soll.

Abgeordneter Dietzc beantragt on dlooAnnahmc. Der Antrag wird zur Abstimmung
gebracht und angenommen.

Der Vorsitzende erklärt den Etats-Entwurf für genehmigt mit der Modifikation, daß die
Position von 1000 Mark und die Kompetenzen für einen Apotheker zu streiche,, sind.

Derselbe Abgeordnete erstattet das Referat des III. Ausschusses, die Etats der Irrcu- ^<us der Irren-
Anstalt Andcrnach betreffend. ÄnMt Andernach

Weder bei dem Spceial-Etat noch bei dem Etat pro 187? hat der Ausschuß Vcraulassuug betreffend,
zu irgend einer Bemerkung fiudeu können. Dagegen hat der Ausschuß uicht zu der Ueberzeugung ^ ^
komme,, töuueu, daß es heute an der Zeit sei, einen auf die volle Belegung der Anstalt mit 200 ^"> ^
Köpfen berechnete,, Etat für 1878 bis 1880 dem hohen Landtage zur Annahme zu empfehlen.

Der von den, Proviuzial-Verwaltliugsrathe vorgelegte Bericht ergibt an Aufnahmen bis
Ende 187«, 71 Köpfe, von denen 21 von Siegburg iibcrnommeu.

Noch geringere Zahlen ergaben sich für Merzig und es erscheinen die Zweifel sehr berech-
tigt, ob nicht, trotz dem mit äußerster Hinsicht gesammelten Material über den muthmaßlicheu Be-
darf, die Fürsorge des hohen Landtages für Irren-Anstalten den thatsächlichen Verhältnissen auf
eine Reibe von Jahren vorausgeeilt sein könne.

Es hat deshalb dem III. Ausschuß als richtig erscheinen müssen, auf Grund der sich vorerst
in 187? und 1878 mehr »nd mehr eutwickeludeu Verhältnisse die Nothwendigkeit von Etats auf
volle Belegstärke zu beurtheilen, und er fchlägt dem hohen Landtage deshalb vor, alle Etats der
IrremAnstaltcu inel. Siegburg nur für 187? und 1878 festzustellen, um dieselben dann erst an
der Hand reiferer Erfahrungen dauernd zu ordnen. Der Marsch all bemerkt, daß in dem Entwürfe
pro 1878/80 die volle Belegzahl von 200 Kranken vorgesehen sei.

Abgeordneter Dietze beantragt, die Etats en dloo anzunehmen, ohne daß jedoch der Enl-
scheiduug über den principiellen Antrag auf Begreuzuug sämmtlicher Etats vorgegriffen werden soll.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher stellt die Frage, ob beantragt werde, den Etat
pro 1877 für 100 Kranke „nd den pro 1878 für 200 Kranke zu genehmigen.

Der Vorfitzende bejaht die Frage.
Der Antrag auf en KlooAnncchuie wird zur Diskussion gestellt und da Niemand sich

zum Worte meldet, abgestimmt. Es erfolgt einstimmige Annahme des Antrages.
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Der Abgeordnete Dietze richtet an den Vorsitzenden die Frage, wann die Wiederaufnahme
des Punktes 7 der Tagesordnung beabsichtigt werde, Falls dies spät geschehe, würde auch der
Haupt-Elal, der zur Feit im I. Ausschüsse vorliege, verzögert werden. Der Marschall eutgegnet,
deu Antrag am Schlüsse der Berathuugeu über sämmtliche Irren Nnstalts^tats zur Erledigung
bringen ;n wollen, .„

Für die weitere Behandlung der Etatsberathmig hält es der Marschall nicht snr noth-
wendig, die iu den Händen der Abgeordneten befindlichen gedruckten Etats dem soustigen Usus ent¬
sprechend. 3 Tage lang znr Einsicht osfen zu legen, uud beabsichtige er. bereits übermorgen uut
der Berathung der Special-Etats fortzufahren, , , . - <> t ^

Die Verfammluug erklärt fich hierniit einverstanden, der Marschall schließ hierauf die
Sitzung und beraumt die nächste Sitzung auf Donnerstag II Uhr an.

Bevor die Mitglieder den Saal verlassen, richlel der Abgeordnete Freiherr von ^olcmacher
au diejenigen Abgeordneten, welche uicht zum I, Ausschüsse gehören, die Einladnng. der morgen
Vormittag 9'/2 Uhr anberaumten Sitznng des !, Ausschusses beizuwohnen, indem die .lng^
legenheit betreffend den Weitcrban des Ständehaufcs zum Referat stände.

(Ende der Sitzung 1 Uhr,)

Wilhelm Fürst zu Wird,

^audtagsMarschall,

Vierte Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Realschulezu Düsseldorf am 12. April lkN.

Der M a rschall eröffnet die Sitznng mn 1 1 Uhr.
Nachdem das Protokoll der letzte» Sitzung verlesen und genehmigt, gibt der Marsch all

vor Eintritt in die Tagesordnung von folgenden Eingängen Kenntniß.
1. Graf Mirbach hat sich für die Sitzung wegen Familienangelegenheiten entschuldigt,
2' Vom Köuigl. Landtags ° Eommissar ist eiu Schreibe« eingegangen, wonach Freiherr

Rudolph v Gehr zum Stellvertreter des Abgeordueten für den vormaligen Regierungsbezirk Eleve
für die Wahlperiode 1877'82 gewählt worden ist. Die nachgesuchte Dispcnsatiou von der Bc^
diugung des zehujährigeu Grundbesitzes ist von Se. Majestät ertheilt. Freiherr v. Gehr soll dem-
aemäß eingeladen werden, deu Verhaudluugeu des gcgenwärtigeu Landtages bclzuwohnen.

3 Der Kgl Lanbtags-Eommissar hat augefragt, ob es möglich seiu wird, iunerhalb der
im Provositious-Decret' auberaumten 14 Tage die Geschäfte des Landtages zu erledigen. Der

Marschall theilt hierzu mit, daß er deu Eommissar erfucht habe, die nöthigen Schritte zu thun,
um eine Prolongation für die nächste Woche zu veranlassen.
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I. Eine weitere Mittheilung des Eommissars betrifft die Eonunission, welche bei den Ge¬
schäften der Re»teuba»t in Münster mitznwirle» hat. Die nöthige Ergänzuugswahl für diefe Eoni-
Mission soll ans eine» andern Tag anbcranmt werde».

5. Nach dein Allerhöchsten Propositions-Decrete ist ferner eine Wahl zn thätigen von li
Mitgliedern zur Depmation für das Hciniaths Wesen und deren Stellvertreter. Die Wahl wird
ebenfalls in nächster Woche vorgenommen werden.

(i. Ferner liegt eine Petition des katholischen Geistlichen der Irren-Anstalt Siegbnrg ans
Gehalts-A»fbesser»ng vor.

Dieselbe wird z» den Acten verwiesen.
7. In Betreff der Petition des letzten Landtags, betreffend die Er»e»»»ng der Beamten

der 7,rren- und Tanbstummen-Anstaltcn, hat der Provmzial-^erwaltungsrath in seiner letzten Sitzung
verhandelt und wird das Weitere veranlassen.

6. Es ist eine Petition des landwirthschafllichen Vereins siir die Rheinvrovin;, nm Ge¬
währung einer forOanfenden Unterstützung ans ProvinzialFonds eingegangen, welche in dem (besuche
nm Gewährung von !'><»»> Marl für die laudwirlhschaftliche Schnle in Eleve gipfelt.

Hen- v. Heister macht die Petition zu der seiinge», dieselbe wird genüge»» miterstützt »nd
geht an den II. Anoscbnß,

!>. Eine Petition wegen bezirlsstraße»»mßige» Ansbau's des von den ^ Winde» nach
Grevenbroich führenden Verbindnngs>oegs ist von dem Abgeordneten Wahlers zu der feinige»
gemacht, genügend unterstützt »»d geht a» dc» IV. Ausschuß.

l<». Ein (^esneb der Pfarrgemeixde Franwüllesheii» »»> A»szahl»»g des vom Prooinzial-
Landtag Behufs Wiederherstell»ng der dortigen Pfarrlirche beuulligle» Znschnssts. — Die Äewitli
guug war früher a» deu Planmäßigen Ausbau gelinipst, während die Gemeinde uur eiue Restan-
ration der iiirche vorgenommen hat.

Gras ^ompcscb macht die Petition ;» der seinigen, sie wird hinreichend unterstützt und
geht au den II, Ansfchuß.

II. Seitens des ProvinzialBerwaltnugsrathcs ist ein Referat cingegcmgen, betreffend die
Rechnnngs-Nefnltate pro 1876 und die Perwendung der Ueberfclnisfe dieses Iabres mit
Anträgen.

Geht an den I. Ausschuß.
12. Ferner liegt folgender Antrag des Proviuzial-Vcrwaltnngsratheö an den Provinzial-

Landtag vor:
„Eeiuc Majestät der Kaiser und König wird bei Gelegenheit der Manöver unsere Provinz

mit Seinem Allerhöchsten Besuche beehren und während einiger Tage Seine Residenz in der Stadt
Düsseldorf aufschlagen.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath erlaubt sich Angesichtsdieses zu erwartenden hocherfreuen¬
de» Ereignisses dem hohen Provinzial-Landtagc folgende Anträge zu stellen:

Der hohe Provinzial-^andtag wolle beschließen:
I. Daß Seiner Majestät unserm Allergnädigsten Kaiser nnd Könige an einem der Tage

Seiner Amocfeichcit in Düsseldorf ein Fest von Seiten der Stände der Rheinprovmz
angeboten werde;
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2. daß der hohe Provinzial-Landtag ein Festcomit,: von 15 Mitglieder,, wählen möchte,
welches nntcr dein Vorsitze des Landtags Marschalls fiir die Vorbereitung und Aus¬
führung dieses Festes Sorge zn tragen hat;

3, daß der hohe Provinzial-Landtag znr Bestreitung der Kosten dieses Festes einen Credit
von 100,000 Mark zur Verfügung stellen möchte, welcher aus den Zinsüberscküsseu
der Provinzial-Hülfskasfe zu entnehmen wäre."

Abgeordneter Graf Schaesbcrg beklagt die Einbringung einer solche» Vorlage, dnrck
welche ein Zankapfel in die Verhandlungen geworfen werde, was er lieber hätte vermieden gesehen:
er würde anheim geben, diese Angelegenheit der Privatinitiative zu überlasse».

Der Marschall bemerkt, daß die Diskussion in diese,» Augenblick noch nicht angängig sei,
und verweist die Vorlage an den I. Ausschuß.

1". Seitens des Landtags Eommissars ist ein längeres Schreiben, betreffend die Petition
des Laudwirthschaftliche» Vereins um einen Zuschuß für die AckerbauSchule in Eleve, eiugegaugeu,
welches die Bewilligung diefes Zuschusses warm empfiehlt. Das Schreiben geht zu de» Aete» der
betreffende» Petition an den Laudag.

14. Ferner liegt eine Petition der Gemeinde Gerresheim, ans Bewilligung eines Beitrages
zur Restauratio» der dortigen Pfarrkirche, vor.

Die Petition wird von Niemand nnterstützl, geht also zu den Acten.
15. Weiter ist eine Petitio» der Gemeinde Wachsweiler eingegangen um Ausbau eiuer

Straße von Wachsweiler nach Killbnrg. (Bahnstation.)
Diese Petition erhält ebenfalls keine Unterstützung und wird zu de» Acten gegeben.
I«. Eine weitere Petitio» der Stadtgemeinde Langenbetg ans Vereinigung der Gemeinde

Hardenberg mit der Stadt Langenberg, wird von Herrn Eontzc znr seinigen gemacht, hinreichend
uuterstützt uud geht an den II. Ausschuß.

17. Es liegt eiur Petitiou des laudwirthfchaftlichen Vereins in Dürcn vor, welche dahin
geht, der Provinzial Landtag wolle beschließen, die Provinziallasten in Znkunft in der Weise auf
die Kreise zu vertheile», daß die Hälfte der Grund, Gebäude uud Gewerbesteuer, dagegru die
Klassew und llafsifiWirten Einkommensteuer gauz als Grundlage der Vertheiln,,,«, angenommen
werde.

Die Petition ist von dem Freiherr von Bonrscheidt zur feiuigeu gemacht, genügend
unterstützt uud geht an deu l. Ausschuß.

Hierauf theilt der Marschall mit, daß er, »ach Besprech»»g mit dem Vorsitzendendes III.
Ausschusses Punkt 3 von der heutigen Tagesordnung abgesetzt habe.

Die Versammlung tritt hiemit iu die Tagcsorduung ein.
Ewts sllr die Anstalt 1. Referat des III. Ausfchuffcs über deu Entwurf eiucs Etats für die IrrenAustalt zu

Siegburg. Siegburg pro 1877.
» Der Abgeorduete K a esen refcrirt wie folgt:

^-^''" ^"'" Eiugang in die Diskussion des SpezialEtats (Landwirthschast) machte das nenhin-
zugetretcnc Mitglied Herr Wolters die Bemertnng, daß eine Reorganisation des Systems in den,
Betriebe der Landwirthschaft dringend geboten fei.

Im Besondern wurde hierbei die Milchwirthschaft hervorgehoben. Es wurde entgegnet,
daß bei der verfpätcten Vorlage des Etats pro 1877, die Etats pro 1878 schon curchberathen und
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genehmigt seien nnd daß besonders für Siegburg, welches seiner Auflösung entgegengehe, eine Aen¬
derung des Systems kaum geboten erscheine» könne.

Im Weiteren wurde ausgeführt, daß die Landwirthschaft, wie sie bestehe, von den Aerzten
vor Allem als ein Heilmittel, daher als nothweudig erkannt sei, eine aus derselben erzielte Intrade
also nur in zweiter Linie in Betracht komme, vor allem aber, daß es schwierig sei, über die Ren¬
tabilität eines Belriebes zu urtheilen bei dem Verkäufer und Käufer der Produkte dieselbe Person
seien. Aus denselben Gründen habe der Ausschuß geglaubt, vou einigen unmögliche» Ziffern, unter
denen 6^2 Ko. Hafer und 10 Ko, Heu pro Tag und Pferd figuriren, absehen zu sollen, um es
Herrn Wolters zu überlassen, dem nächsten Landtage seine Vorschläge i» einer einschlägigen Den»
schrift zu unterbreiten.

Die einzelnen Positionen des Haupt-Etats pro l8?7 gaben zu keinen Anträgen Ver¬
anlassung,

Wohl aber beantragt der III. Ausschuß, den ganzen Etat für 187? auf die Zahl von
150 Köpfen zu ermäßigen.

Seitdem Merzig, Nndernach und Grafenberg eröffne» find, ist der Präsenzstand in Sieg¬
burg vou 294 auf 165 am 3N. Dezember 1876 gefalleu. Neue Aufnahmen aus den 3 corres-
pondirenden Bezirken fände» i» Siegburg nicht Statt; der Präsenzstand kann also nur kleiner
werden und da der Provinzial-Verwaltuugsrath am Schlüsse 1877 nur noch 100 Köpfe in Aus¬
sicht nimmt, so muß die Durchschuittszahl unter 150 Köpfen bleiben.

Hoher Landlag wolle also beschließen:
„den Etat für Siegburg pro 1877 insoweit als die Verpflegung«- uud mit

diefeu zusammenhängenden Kosten in demselben aufgeführt sind, für 150 Köpfe calcn»
torisck feststellen zn lassen und zu diesem Zwecke dem Provinzial-Verwaltuugsrath
zurückzugeben."

Die Debatte wird eröffnet.
Zu Tit. I. der Ausgabe Nr. 6 „dem katholischen Geistlichen 2400 Mark" schlägt der

Abgeordnete Strunck vor, das Einkommen auf 2700 Mark zu erhöhen; dies sei auch das Ein¬
kommen des frühern evangclifchcn Geistlichen gewesen, der weit weniger Dienst gehabt, als der
katholische. Ferner beziehe auch der Geistliche in Brauweilcr 2400 Mark Gehalt und eine schöne
Wohnung.

Referent bemerkt, daß die Sache im Ausschuß amtlich nicht zur Sprache gekommen sei,
daß aber privatim auf das Nebcneinlommen des katholischen Geistlichen hingewiesen sei. Ein Ver»
gleich mit dem Geistlichen in Arauwciler treffe nicht zu, da letzterer in der Anstalt mit l000
Corrigenden doch viel mehr Beschüftigung habe, als der Geistliche in Siegburg mit einer Zahl
von nur 150 Irren.

Landrath Freiherr von Loö spricht sich für den Antrag auf Erhöhung aus, während
Vice-Marschall Freiherr von Geyr thatsächlich mittheilt, daß das Gehalt des katholischen Geist
lichen früher um 300 Mark geringer gestellt worden fei, weil der katholische Geistliche Neben-Ein-
nahmen hatte. Bei der großen Besetzung der Anstalt habe man früher eine Remuneration von
300 Mark hinzugesetzt, nachdem nun aber die Anstalt in ihrem Bestände sehr rebucirt sei und in
der nächsten Zukunft noch mehr reducirt werde, habe man leine Veranlassung, diese besondere Re¬
muneration wieder zu gewähren und noch weniger dieses Gehalt zu erhöhen.

Hierauf wird die Diskussion über den Antrag Strunck geschlossen und derselbe in der
Abstimmung abgelehnt. Landrath Freiherr v. Loe stellt hierauf den Antrag:

5
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„Der Hohe Landtag wolle dein Provinzial-Verwaltungsrathe empfehlen, dem
katholischen Geistlichen aus Dispositions-Geldern eine Gratifikation zu geben."

Der Abgeordnete Bremig hält den Antrag geschäftsordnnngsmäßig für unzulässig, da er
mit dem Etat nichts zu thun habe. Nach längerer Debatte über die geschäftsmäßige Behandlung
dieses Antrags wird dem Antragsteller anheimgegeben, den Autrag ans gewöhnlichen, Wege zur
nächsten Sitzung einzubringen. Es wird das Wort zn dem Etat nicht weiter verlangt.

Es erhebt sich gegen die vom Abgeordneten Dietze beantragte <>„ liln« - Annahme des
Etats mit den vom Ausschuß vorgeschlagenen Modifikationen lein Widerspruch und der Vorsitzendr
constatirt daher die Genehmigung.

^. 2. Referat des III. Ansfchusses betreffend den Etat dcrfelben Anstalt pro 1878. Der
Abgeordnete Kaefen refcrirt wie folgt:

Die einzelnen Positionen des Etats pro 1878 gaben zn leinen Bemerluugeu Veranlassung
und wird Genehmigung beantragt.

Wie der hohe Landtag ans der Vorlage ersehen hat, sieht der Provinzial Verwaltungsrath
pro 1878 statt der früheren 2?l» Betten nur l!»0 Betten vor nnd setzt damit faltisch die Anstalt
auf den Aussterbe-Etat.

Das Verfahren erscheint korrekt, da in 1878 vier, nnd mit Ende 1878 alle fünf nenen
Anstalten in Betrieb nnd zur Aufnahme von Kranken bereit sein werden. Es wird hierdurch Ende
1878 in Sicgburg nur noch ein Nestbestand älterer Insassen verbleiben nnd es wird dieser in die
neuen Anslalteu überzuführen fein. Letzteres jetzt schon zu beschließe», muß um so mehr als zu
lässig uud unbedenklich erscheinen, als ja der ProvinMl'Verwaltungsrath selbst für Düren mid
Bonn nnd bis Ende 1880 n»r ^ der programmmäßigen Belegung vorgesehen hat, es an Naum
also nicht mangeln wird.

Für den Nestbestand nach Ende 1878 eine besondere Verwaltung in Siegburg beizub>
halten, erscheint Ihrem Ausschuß uugerechlfertigt, den» weuu die Äuschauuug, daß unbewohnte Ge-
bände mehr verlieren, als benutzte, ihre Berechtigung hat, so wird diese Ansicht doch hinfällig,
wenn die Benutzuug mit dem ganzen KostewAnfwande einer überflüssigen Verwallung beibehalten
werden soll.

Der Ausschuß beantragt deshalb, den Etat für Siegburg jedenfalls mit der Eröffnung
von Bonn zum Abschluß zu bringen.

Indem somit der III. Anöschnß vorschlägt, die Etats für alle Irren-Anstalten in erster
Linie nur bis Eude 1878 zu geuehmigeu, glaubt derselbe, daß damit dem Provisorium, iu welchem
sich die Proviuz nach dieser Seite hin befindet, am Besten zn dienen sei.

Es mag dahin gestellt bleiben, ob es richtiger gewesen ist, sämmtliche 5 neue Anstalten
fast gleichzeitig in's Leben zu rufen, oder ob man besser gethan hätte, dieselben mit dem wachsenden
Bedürfniß successiveeinzuschalten.

Immerhin wird mau es für richtig auertcuueu müsse», baß es heute für verfrüht er-
fcheiut, Etats für diese Anstalten auf fast ^l Jahre festzustellen, daß es vielmehr dem nächsten
Landtage vorbehalten bleiben muß, auf Onmd größerer Erfahrungen den Gegenstand dauernd zu
ordnen, und die wohlmeinenden Absichten früherer Landtage mit den Verpflichtungen der nicht auf
Nosen gebetteten Steuerzahler iu Einklang zu bringe».

In den Vorschlägen des III. Ausschusses liegt demnach der Wunsch, daß die Einberufung
des nächsten Landtages dem vom Proviuzial-Verwaltuugsrathe vorgesehenen Termine von Ende
1880 um ein Bedeutendes vorhergehen möge.
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An Stoff zu arbeiten wird es bei dem so sehr vergrößerten Wirkungskreise der Provinziell-
Verwaltung nicht fehlen.

Abgesehen von allen anderen Gegenständen,dürfte die wohlthätige Verwendungvon Sieg¬
burg für andere Kategorieenvon Hülfsbedürftigen, welche gleicher Fürsorge wie die Irren werth
sind, in die Wagschalefallen.

Der Marschall eröffnet die Diskussion und beantragt selbst zu dem Antrage des Ausschusses,
der dahin geht, dZn Etat für 1878 eventuellbis zur Eröffnung des nächsten Landtages zu geneh¬
migen, die Modification, daß der Provinzial-Verwaltuugsrath ermächtigtwerde, das nothwendige
Personal, zur Erhaltung der Gebäude, nach Schließungder Anstalt als Irren-Heil-Anstalt, auch
»och „ach Maßgabe dieses Etats iu der Anstalt zu belassen uud zu besolden.

Nach kurzer Debatte erklärt sich der Landtag mit dieser Modification einverstandenuud
genehmigtden gesammteuEtat «n Kloo mit diesem Zusätze.

8. Referat desselben Ausschussesbetreffeud die Etats für die Irren-Austalteu zu Düreu
und Bonn, ist von der Tagesordnung abgesetzt.

4. Referat des IV. Ausschussesüber de» Etat für die Proviuzial-Straßcnverwaltung Etat M die Proum-
pro 1878/80. zial-Stlaßenuer»

Der Referent Abgeordneterv. Heister bemerkt einleitend, daß feit dem letzten Landlage waltung.
die Ueberleitungder Straßen-Verwaltung vom Staat auf die Provinz vor sich gegangensei. Der,
Etat sei auf diesen neuen Verhältnissen aufgebaut und beruhe deßhalb größtentheils ans Wahr¬
scheinlichkeitsberechnungen,eine sichere Grundlage für die Aufstellungder Straßen-Etats werde sich
erst nach den Erfahrungen einiger Jahre ergeben.

Der IV. Ausschußhat den von dem Provinzial-Verwaltungsrathe vorgelegtenEtat für
die Provinzialstraßenverwaltungpro 1878 80 einer sorgfältigenPrüfung uuterzogeuund beantragt
bei dem hohen Provinzial-Landtcig, abgesehen von der Correktnr einiger augeuscheiulich verdruckten
Ziffern in den vor der Linie eingetrageneuKapitalien des ehemaligenAachener Aezirtsstraßen-
Fonds die Annahme dieses Etats mit der einzigen Aendernng, daß die Dauer desselbenauf die
Jahre 1878 und 1879 beschränkt werde.

Jedoch stellt derselbein Bezug auf die Verwaltung nach diesem Etat und auf die Auf-
stelluugdes nächsten Straßen-Etats bei dem hohen Landtage den ferneren Antrag, die folgenden
Resolutionenannehmen zu wollen.

1. Resolutionzu Position I. 5 der Einnahme:
Dem Provinzial-Verwaltungsrath wird die möglichst baldige Beseitiguug der noch

an Provinzial-Straßen stehenden Pappeln, Eschen und Ulmen aufgegeben.
2. Resolutionzu Position II. 1 der Ausgabe:
Der Provinzial-Lcmdtagerwartet bei der nächsten Etats-Aufstellungeine möglichst ausführ¬

liche Aufstelluugder einzelnen materiellenAusgaben.
Der Marschall eröffnet die General-Diskussion. Da sich Niemand zum Wort meldet

wird iu die Spezial-Dislussioueingetreten.
Zn den Einnahmen Kap. I. Tit. 1 bis 4 wird das Wort nicht verlaugt.
Zu Tit. 5 wird die vom Ausschuß beantragte Resolutionvom Landtag genehmigt.
Die übrigen Positionender Einnahme gaben zu keinen BemerkungenAnlaß.
Die Ausgaben Kap. I. Tit. H,. 1 und 2 werden ohne Debatte genehmigt.
Zu Tit. L u, 1 Besoldungder Chaussee-Aufseher spricht sich Abgeordneterv. Eerbe gegen

die vorgeschlagene Gehalts-Erhöhung aus.
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Der Abgeordnete Mundt befürwortet dagegen den Antrag des Ausschusses, Wenn man
auch alle Gründe zur Sparsamkeit habe, so müßten doch Beamten dieser Kategorie so gestellt sein,
daß die Versuchung, sich unerlaubte NebenEinnahmen zu verschaffe», nicht zu groß sei.

Die bisherigen Einnahmen der ChausseeAufseher reichten nicht über die des Tagelöhners
hinaus.

Der Abgeordnete Dietze schließt sich den Ausführungen des Vorredners an, desgleichen
der Abgeordnete Friedrich, der felbst die angesetzten Gehälter noch für zu knapp hält. Man könne
eher auf die Weise zu sparen suchen, daß man den Aufsehern eine größere Strecke Wegs zur
Aufsicht gebe.

Der Abgeordnete Ieutgeö konstatirl berichtigend bei derselben Position einen Rechenfehler
statt 24100 Mark muß es heißen 24300 Mark,

Hierauf läßl der Marschall über die Position iu ihren sechs Abstufungen abstimmen. In
der Abstimmung wird der Antrag des Herrn v. Eerde abgelehnt und die Position, wie sie vorge-
schlagen, angenommen.

Darauf werden die übrigen Positionen von Kap.! säinmtlich genehmigl. Desgleichen Kap. II.
Zu Kap. III beantragt der Abgeordnete v. Eerde folgende Resolution:
Mit Bezug auf die Bestimmung in §. 6 des Regulativs über die Vereinigung resp. Ver-

Wendung des Provinzial-Straßenfonds, wonach dem Provinzial-Verwaltnngsralh es zusteht, die
Kosten für den Neubau von Proviuzialstraßen zu bewilligen, spricht der Landlag die Erwartung
aus, daß die Inangriffnahme einer, cmf Kosten der Provinz neu auszubauenden Straße, nicht eher
erfolge, als bis der Landlag hierzu seine Genehmigung ertheilt hat.

Nachdem der Referent, sowie der Abgeordnete Dietze die Annahme der Resolution em-
Pfohlen, wird Kap. III mit der Resolution v. Eerde mit allen gegen eine Summe genehmigt.

Nachträglich wird anch die zu Kap. II I vom Ausschuß beanlragle Resolution angenommen.
Desgleichen werden sämmtliche übrigen Kap. der Ausgabe genehmigt.
Die in Kap. IX vermertle Summe für uuvorhergeseheue Fälle soll um 200 Mark ver°

kürzl werden, znr Ausgleichung des obigeil Rechenfehlers. Die runde Summe würde dann die¬
selbe bleiben.

Der Marsch all erklärt nunmehr, da kein Widerspruch erfolgt, den gesammlen Etat für
genehmigt.

(Pause von "/4 Stunde.)
Der Marschall eröffnet die Sitzung nach der Pause um 2 Uhr.

Etat der Piovinzial- 5. Referat des V. Ausschusses über den Entwurf eines Etats der Rhein-Provinzial-
HebammenLehranstattHebammen-Lehranstalt zu Cöln pro 1878/80.

Herr Abgeordneter Seul trägt folgendes Referat vor:
Dem V. Ausschusse war der uebenbezeichnete Etats-Entwurf zur Berathung überwiesen

«vorden. Der Etat wurde in seineu einzelnen Positionen dnrchberathen und fand sich zu deuselbeu
Nichts zu bemerken.

Der V. Ausschuß vereinigt sich daher zu dem Autrage:
Der hohe Landtag »volle dem Etal für die Provinzial-Hebammen-Lehraustalt in

der vorgeschlagenen Weise die Genehmigung ertheilen, jedoch mit der Modification, daß
der Etat nicht für die Jahre 1878 bis 1880, sondern nnr für das Jahr 1878 Gültig¬
keit habe.

Die Diskussion wirb eröffnet.
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Der Abgeordnete v. Heister wünscht den Etat auch auf die zwei folgenden Jahre aus¬
gedehnt, stellt aber anheim, die Frage der Gültigkeit so lange auszusetzen, bis die allgemeine Frage
bei den Etats der IrrenÄnstallcn entschieden sein wird. Darauf genehmigt der Landtag den Etat
?n ^iul:, indem er einen Beschluß über die Dauer der Gültigkeit bis zur generellen Entscheidung
der Frage verschiebt.

6, Referat desselben Ausschusses über den Entwurf eines Etats für dieProvinzial-Blinden- Etat der Promnzial»
Anstalt in Düren pro 1878,80. Nlinden-Anftalt

Der Abgeordnete Seul referirt wie folgt:
Der Entwurf eines Etats für die Provinzial-Blinden-Anstalt zu Düren pro 1877/80 war ^ ^

dem V. Ausschuß zur Vorberathung und Berichterstattung überwiesen worden.
Der Ausschuß fand zu diesem Etats-Entwurf folgendes zu bemerken:

^. Einnahme.

!,,. Ordiuaire Einnahmen Titel li «.6

1. Der Ausschuß erachtet es dem Iuteresse der Verwaltung entsprechend, die auf Hypotheken
ausgelieheuen kleineren Kapitalien zu tüttdige» und einzuziehen nnd die bezüglichen Beträge in
Slaalsschnldscheinen oder sonstigen pupillarisch sichere« Papiere» auzulegeu nnd empfiehlt dem
Provinzial-Verwaltungsrathe, iu diesem Sinne geeignete Anordnung zu treffen.

2. Titel X. Unter Bezugnahme ans den Beschluß des 22. Proviuzial-Landtages vom
9. Juni 18?^ erklärt sich der Ausschuß damit einverstanden, daß die Verzinsung und Amortisation
der für die Blindenanstalt aufgenommenen Anleihe von 192000 Mark aus dem Ständefonbs enl-
nommen nnd die bezügliche Position im Etat u,cl 11520 Mark mit der Maßgabe für die Dauer
der jetzigen Etatsperiodc genehmigt werde, daß bei Aufstellung des Etats für die nächste Etats-
Periode dem Beschlusse des Landtags eine eventl. anderweite Bestimmung vorzubehalten sei.

L. Ausgaben.

a. Ordinaire Ausgaben Titel I. 25.

3. Der Ausschuß spricht sich zwar in Anerkennung der Zweckmäßigteil der Anstellung eines
OeconomieVerwallers für die Bewilliguug des für denselben ausgeworfenen Gehaltes aus, knüpft
daran aber die Erwartung, daß der nächste Verwaltungsberichl für die Vlindenanslall die näheren
Angaben über die Aufgabe und den geschäftlichen Wirkungskreis dieses Beamten cuthalten nnd
damit nachträglich die für die Gründung dieser Beamleustellc maßgcbe»de» Motive »äher dar¬
gelegt würden.

d. Eftraordinaire Ausgaben pro 1877.

4. -lä 1. Der zum Bau einer Turnhalle bei der neuen Anstalt geforderte Credit l«l
11230 Mark wurde von der Majorität des Ausschusses abgelehnt und demgemäß die Streichung
dieser Position beschlossen. Es rebucirt sich dadurch die für ertraorbinaire Ausgaben geforderte
Summe auf 7334 Mark oder rund 7500 Mark und beschließt der Ausschuß den, Perwaltnngsrath
anheimzugeben, diesen Betrag entweder, wie er bezüglich der geforderten Summe vou 19000 Mart
vorgeschlagen, dnrch Veräußerung von «ud Tit. 11. aufgeführten Effecten zu beschaffe» ober dc»,
selben entweder aus dem Ständefouds oder iu anderer dem Verwallungsrath geeignet erscheinender
Weise disponibel zu stellen.
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Alle anderen Positionen gaben zu Ausstellungen keinen Anlaß und beantragt daher der
V. Ausschuß:

Der hohe Landtag wolle dem Etat für die Provinzia^Blindenanstall in der vor¬
geschlagenen Weise und unter Berücksichtigung der vorstehend im Einzelnen geinachten
Bemerkungen die Oenehmignng ertheilen, mit der Modification jedoch, daß der Etat
nicht wie vorgeschlagen für die Jahre 1878 bis 1880, sondern nur für die Jahre
187? und 1878 Geltung haben foll.

Der erste Antrag des Ausschusses wird genehmigt, während die Entscheidung über die
zweite Bemerkung des Ausschusses zu Tit. X. der Einnahme ausgesetzt,die Etatposition aber be¬
willigt wird.

Zu dem drillen Autrage des Ausschusses betreffend die Anstellung eines OeconomieHer^
Walters ertheilt der Abgeordnete u. Heister anf Wnnfch eines Mitgliedes Auskunft über die Funk¬
tionen eines solchen Beamten.

Darauf werden ohne weitere Debatten sämmtliche ordinaircn Einnahmen und Ausgabeu
genehmigt.

Zur 4. Bemerkung des Ansschnsses, betreffend die erste Position der extraordinairen Ans-
gaben, Ban einer Turnhalle bei der nenen Anstalt, beantragt der Abgeordnete Freiherr von
Geyr, die Snmme nicht vollständig zn streichen, wie der Ansfchnß wolle, sondern auf 8000 Mark
zu reducire».

Bei der Abstimmung wird die Position dem Antrage des Ausschusses gemäß gestrichen.
Die übrigen Positionen der ertraordinairen Ausgaben werden darauf sämmtlich genehmigt. Was
den Vorschlag des Ansschnsfeö betrifft, die Gelder ans Kapilalbeständen zn bestreikn, so spricht sich
Abgeordneter v, Eerde gegen den Borschlag aus, während der Abgeordnete v. Heister den Vor¬
schlag empfiehl!, durch deu unter Umständen eine besondere Umlage vermieden würde.

Darauf wird der Antrag deö AuSschnsseS in Aezng auf die Beschaffung der Summe
augeuommen.

Die Frage über die Dauer der Gültigkeit wird auch hier verschöbe«.
Etat des PlvvmM- 7. Referat des I. Ausschusses über deu Etat des Proviuzial-Verwaltungsralhs und der

Verwalttmsssraths ^.^iuzialständischen Eenlral-Verwaltnngsbehörde pro 1878/80. Der Referent Abgeordneter Dietze
oer Ce « I e e, ^^^ z,,,,^^ daß dieser Etat Seitens des Proviuzial-VerwaltnngsrathS bereits Ende Iannar

, <^- aufgestellt worden fei und zwar zu einer Zeit, als sich der Umfang der Geschäfte der Eentral-
^>^ Verwaltung noch nicht in der Weise bemessen ließ, wie sich seit dem herausgestellt; überhaupt habe

der ganze Etat dem AnSschnß den Eindruck gemacht, daß er eher zu knapp, als zn weit bemessen
sei. Redner verliest hierauf das folgende Referat des Ausschusses:

Der bezogene Etat ist am 6. Februar cr. vom Provinzial-Nerwaltungsrath aufgestellt,
liegt dem hohen Landtage in Nr. 2 der Drucksachen vor.

Bei der Geueral-Diskussion, welcher der Herr Landtags-Marschall und der Herr Landes-
Director beiwohnten, gewann der Ausschuß auf Grnnd der von diesen beiden gegebenen Auskünfte
die Ueberzeugung, daß der Geschäfts-Umfaug der Eentral-Verwaltung bis heute, kein richtiges Bild
abgeben könne für die Etats-Periode 1878/80, er mußte vielmehr auerkeuueu, daß namentlich durch
die seit dem 1. April cr. überuommeuc Straßeubau-Verwaltnug eiu Arbeits-Quanlum der Eentral-
Verwaltung überkommen werde, dessen Ausdehnung sich heute noch nicht übersehen lasse.

Mit Rücksichthierauf ist bann die a» einzelnen Stellen zu Grunde gelegte dreijährige Durch-
schnitts-Berechnung auch nur als eine zweifelhafte Basis anzusehen, wie überhaupt der Etat pro
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1878/80 erst an der Hand der Erfahrung wird zeigen können, ob derselbe dem eintretenden Bedürfniß
wirklich entsprechen wird.

Die anliegenden Notizen zeigen in kurzem den seitherigen Geschäftsumfang; durch Ueber¬
nahme der Straßen-Vauvcrwaltuug seit dem 1. April muß eine andere sehr viel erweiterte Ge-
fchäfts-Vertheilnng eintreten.

In die Speeial-Diskussiou eintretend, fand sich bei der Einnahme nichts zu erinnern, die
in den Etat aufgenommenen gedruckten Erläuterungen wurden für genügend erachtet.

Bei der Ausgabe fand sich bei L. Obere Beamte, daß schon jetzt durch Uebernahme
der Straßenbau-Verwaltung die Ausdehnung der Arbeit eine größere geworden ist, als der
Proviuzial-Nerwaltungsrath bei Aufstellung des Etats zu Aufaug Februar vorherscheu kouute.

Mit Nücksicht darauf uud iu Auerteuuuug seiner Tüchtigkeit erklärt sich der Ausschuß
mit der Erhöhung des Gehalts des zweiten Oberbeamten nm M. 600 einverstanden. Nach¬
dem sodann der Herr Landtags-Marschall motivirt hatte, daß es nothwendig fei, einen vierten
Oberbeamten auzustelleu, uud außerdem die iu den Etat aufgeuommeue Position für Hülfsarbeiter
mit M. 5400 beizubehalten, ersuchte der Ausschuß den ProvinzialVerwaltungsrath einen dahin
gehenden motivirten Antrag stellen zu wollen. In feiner Sitzung vom 5». April hat der Prodiuzial
Verwaltuugsrath dem entsprechend den Beschluß gefaßt, bei dem hohen Landtage den Antrag
zu stellen:

Daß «nlr Tit. I. 13. 4 für einen weiteren Oberbeamten ein Credit von M. 5400 »ud
Tit. 15. 4 n, für einen Hülfsarbeiter ein Eredit von M. 5400 bewilligt werde. Der I. Ausschuß
kam zu dem Beschluß, diesen Antrag zu befürworten, wenn er der Motivirnng auch uicht voll¬
ständig beitreten tonnte, daß nur die übernommene Straßenbau-Verwaltung diese Erhöhung bedinge,
welche seither in den fünf Regiernngsbezirlen der Provinz, von je einem Regierungsrath anßer den
technischenAauräthen habe besorgt werden müssen. Es wurde mit Recht geltend gemacht, daß
diese fünf Negierungsbeamte auch noch andere RegierungsAugclegeubeiten gleichzeitig bearbeitet
haben, daß aber dem Ausschuß die Anstellung des vierten Oberbeamten nach Artikel I n,!. 2 des
Regulativs Vom 2?. September 1871 nothwendig erscheine und die Anstellung eines Hülfsarbeiters
für die nächsten :i Etats-Jahre ebenfalls in den Etat aufzunehmen sei.

Die übrigen Positionen wnrden »»verändert gelassen und ebenso genehmigt, daß bei III.
sächliche Ausgaben Position 2 O bis f.) diese Positionen sich bei Ueberschreitungen oder Erfparungeu
untereinander ergänzen sollen.

Der I. Ausschuß schlägt demnach vor, den vorgelegten Etat nm M. 5400 erhöhen zn
wollen und demgemäß den Zuschuß ans den Einnahmen des Haupt-Etats mit M. 210270

und „ 5400

zusammen also M. 215670
zu genehmigen.

Nunmehr verliest Referent noch weitere Notizen über die Ausdehnung der Geschäfte im
Eentral-Aureau.

Der Marschall eröffnet über deu Etat die General-Diskussion. Da das Wort hierzu
uicht verlangt wirb, tritt der Landtag iu die Berathung der einzelnen Positionen ein.

Hu Tit. I der Einnahme, bemerkt Referent, daß die Position in demjenigen Ausschuß, der
den Etat "der ProVinzial Feuer-Societät berathen habe, auf 2000 Mark herabgefetzt worden sei,
er bitte dagegen dringend, wenn jener Ausschuß nicht ganz besondere Gründe habe, es bei diesen
6000 Mark zu belassen.
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Abgeordneter Seul macht ausführliche Mittheilungen über die Sachlage und bemerkt,
daß der betreffende Ausschuß die Summe doshalb herabzusetzen beschlossenhabe, weil die Geschäfte
der Central-Verwaltnug bezüglich der sseuer-Soeietät bedeutend vermindert worden seien,

Nach weiterer kurzer Debatte über die Frage wird die Position in der vorgeschlagenen
Höhe von 6000 Mark angenommen.

Bei den Besoldungen 6. 4 für Hülfsarbeiter event, für einen weiteren Oberbeamteu
5400 Mark, bittet der Abgeordnete Eourth um Austuuft, iu welches Bertragsverhältniß Ober^
bürgermeister a. D. Hammers zur Proviuzial^erwaltung getreten sei.

Referent erwidert, daß Herr Hammers, nach Mittheilung der Centralbehörde, einfach com-
missarisch als Hülfsarbeitcr angestellt sei und nicht unter den Oberbeamten fignrire, die auf Grund
des Regulativs auf l2 Jahre vom Provinzial-Verwaltungsrathe angestellt werdeu.

Darauf wird der Gesammt-Etat <iu bloo genehinigt mit Ausschluß der Gültigkeitsdauer,
die ebenfalls erst bei dem Etat der Irrenanstalten festgefetztwerden soll,

8. Referat des III. Ausfchuffes über die Pensionirung des Schreinermeisters Klein im
Landarmenhause zu Trier.

Der Referent Abgeordneter Schmidtborn berichtet:
Der Ausschuß empfiehlt dem hohe» Landtage, die Genehmigung der Pensionirung des

Schreinermeisters Ios. Klein auszufprechen, da die bestehenden Verhältnisse dieselbe gerechlfertigt
erscheinen lassen.

Nachdem der Marsch all die Debatte eröffnet, erklärt sich der Abgeordnete Dietze mit
dem Antrage des Ausschusses eiuverftaudeu, hall aber den Ausdruck „Pension" für bedenklich, da
derartige Handwerker nicht mit der Pensions^Äerechtignng angestellt würden.

Er schlägt daher den Ausdruck „Nemuueratiou" vor.
Verschiedene Abgeordnete schließen sich den Ausführungen des Abgeordneten Dietze an.
Der Landtag beschließt statt Pension „jährliche Unterstützung" zu setzen und genehmigt

im Uebrigen den Antrag des Ausschusses.

0. Referat desselben Ausschusses, betreffend die Dechargiruug der Rechnungen des Land'
armenhcmses zu Trier pro 1873/75.

Referent Abgeordneter Ientges berichtet, wie folgt:
Der III. Ausschuß hat nach Durchsicht der Rechnungen des Landarmenhauses zu Trier

pro 1873, 1874 und 1875 nebst den dazu gehörige» Revisions-Perhandlnngen Nichts zu eriuuern
gefunden und beantragt daher bei dem hohen Landtage die Decharge dieserhalb zu ertheile».

Die beantragte Decharge wird ertheilt.

10. Referat desselben Ausschusses, betreffeud die Dechargirung der Rechnungen der Pro«
vinzial-Irren-Anstalt zu Siegburg pro 1873/75.

Referent Ientges:
Der III. Ausschuß hat die Rechnungen der Provinzial-Irrenheilanstalt zu Siegburg für

die Jahre 1873, 1874 und 1875 geprüft und Nichts zn erinnern gefunden.
Derselbe trägt daher bei dem hohen Landtag darauf au, dieserhalb Decharge zu ertheilen.
Die beantragte Decharge wird ertheilt.

11. Referat des II. Ausschusses betreffend Dechargirung der Iahres-Rechnungen der Pro-
vinzial-Taubstummen-Anstalten pro 1873/75.
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Referent Lambertz berichtet:
Der II. Ausschuß hat uach geuommener Einsicht der Iahresreckunngen iiber die Verwal¬

tung der Taubstummen-Anstalten pro 1873, 1874 und 1875 nichts zu criuncrn gefunden und
schlägt der hohen Versammlung vor, den. Antrage des Provinzial Berwaltuugsratheö gemäß, die
Decharge zu ertheilen.

Die beantragte Decharge wird ebenfalls ertheilt.
12. Referat desselben Ausschusses betr. die Dechargirung des Iahresrechnnngen der Pro-

vinzial'Hnlfstasse pro 1873/5.
Referent Sahler:
Bei Durchsicht der vorbcrührten Rechnungen hat außer deu vom Provinzial-Verwal-

tuugsraty gezogenen und erledigten Rotalen sich weiter nichts zu erinnern gefuudeu.
Der l>. Ausschuß tritt daher dem Antrage des Provinzial-Verwaltuugsrathes auf Er^

theilung der Decharge bei und empfiehlt solche der hohen Versammlung.
Die Decharge wird ertheilt.
13. Referat desselben Ausschusses über deu Ausgabe Etat der Direction des Rheinischen ^wt der Provinzial»

Provinzial-Hülfstasse pro 1878/8!». Hülfscasfc.
Referent Waldthausen: ^ it,„
Der Provinzial-Venoaltnugsrath hat dem hohen Landtage den Ausgabe Etat für

Verwaltung der Provinzial-Hnlfskasse vorgelegt.
Der II. Ausschuß hat denselben geprüft und mit den Sätzen, welche durch frühern Beschluß

des hohen Landtages festgestellt wurden, übereinstimmend gefunden.
Die Positionen bewegen sich sämmtlich in mäßigen Grenzen.
Der ll. Ausschuß beantragt die Oeuehmiguug dieses Etats in Höhe von Reichs-Mark W00

pro Jahr.
Der Etat wird ni Kino angeuommeu, die Frage über die Gültigkeit aber ebenfalls ausgefetzt.
14. Referat des I. Ausschusses betreffend die Dechargirnng der Rechnung der proviuzial

ständischen Eentral-Verwaltung pro l875.
Refereut Mareus:
Die im Einzelneu vorgenommene Revision der Rechnung der provinzialständischen Eentral-

Verwaltung pro 1875, deren Gesammt-Resultate ans Seite 4 und 5 des Berichts des Rheinischen
Provinzial Vcrwaltungsrathes mitgetheilt sind, hat zwar in einzelnen Posten lleiue Ueberscbreitnngen
des Etats, dagegen aber viel erheblichere Ersparnisse an der vorgesehene» Ausgabe ergeben.

Aus der Rechnung pro l874 war ein Vorschuß von 30487 Mark 57 Pf. zu decken.
Die vorliegende Rechnung pro 1875. schließt ab mit einem Bestände von 3421? Mark 6U Ps.
Zu Ausstellungen und Bemerkungen liegt keine Veranlassnng vor, weßhalb der I. Ausschuß

dem hohen Provinzial-Landtage den Antrag unterbreitet, Hochderselbe wolle der vorliegenden
Rechnung die Decharge ertheilen.

Die Decharge wird ertheilt.
Damit ist die Tagesordnung erledigt.
Der Marschall beraumt die nächste Plenarsitzung auf Freitag Vormittag I I Uhr.

(Schluß der Sitzung 3'/2 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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Fünfte Sitzung.
Merßandel't in der Aula der Kealschulezu Düsseldorf um 13. April' 1877.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um II Uhr,
Das Protokoll der 4. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fnugirt der Abgeordnete Ientges.
Der Marfchall theilt folgende Eingänge mit:

Geschäftliche Vaut Mittheilung des Kgl. Landtags-Eommissars hat der AppcllationsGerichtsrath von
Mittheilungen, ^ e,n p i s in Eöln als Stellvertreter des Abgeordneten v o n N e l l aus dem Staude der Ritterschaft

für den Wahlbezirk Trier, feine Verhinderung angezeigt und ist Herr Freiherr Egon von
Fürst enb er g zu Gimvorn eingeladen, an den Verhandlungen des gegenwärtigen Landtages als
Tlrllvertreter Theil zu nehmen.

Po», Königlichen Landtags Eommissar ist ferner eine Zuschrift eingegangen, wonach die
Fuultiousperiode der vom 23. Proviuzial Landtage für die Jahre l8?5 bis 187? zu bürgerlichen
Mitgliedern der Ober-Ersatz-Eominissionen in den Bezirken der 28., 2'.». und 3«>. Infanterie-Brigade
und in den sich auf die Rheinprovinz erstreckendenBezirken der ^>l. und 32. Infanterie Brigade,
refp. zu Stellvertreter!! derselben, gewählten Bezirks Eingesessenen mit dem laufenden Jahre zu Ende
geht und daher die Ren-Wahl der bürgerlichen Mitglieder für die Jahre 1878 bis I88<» vorzu^
nehm.'n ist. Dcsgleicheu hat au Stelle des verstorbenen Mitgliedes für den Bezirk der 32. Infanterie-
Brigade, Rentner Aldringen, eine Ergänznngs-Wahl für den Nest der laufenden Funttions
Periode stattzufinden. In Bezug ans die vorzunehmenden Wahlen wird in dein Schreiben bemerkt,
daß der Zweck der Bestimmung, nach welcher für jedcu Brigadebezirt uur ciu bürgerliches Mit¬
glied der Ober-Ersatz-Eommifsion zn wählen ist, darin besteht, daß die Entscheidungen innerhalb
eines jeden Bezirkes möglichst nach gleichen Grundsätzen getroffen werden, dieser Zweck aber nicht
erfüllt werden kau«, wem, das betreffende Mitglied sich nicht iu allen Kreifen des Ärigarde Bezirkes
an dem Anshebnngs Geschäft betheiligt. Es möge daher die Wahl mir auf solche Persoueu gelenkt
werden, welche in der Lage und geneigt seien, au dem ganzen Anshebnngs-Geschäfte des Bezirkes
Theil zu nehmen.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
lX. Nachtrag zn dem Der Abgeordnete Kunz erstattet das Referat des V. Ausschusses betreffend den vom
«vidirten ReglementProviuzial-Verwaltnngsrathe vorgesehlageueu lX. Nachtrag zn dein revidirten Reglement für die
ss,r die^Prouinzial Provinzial-Feuer Societät der Rheiuproviuz vom 1. September 1852.
ssene.r S"""äl der ^ Ausschuß hat deu gedruckt vorliegende» Nachtrag einer eingehenden Berathung unter

l 'Zepttmber^l^. ^eu uud empfiehlt denselben mit einigen Abänderungen, beziehungsweiseZusätzen dem Landtage zur
Annahme.

>^?^ Der Marschall eröffnet die Geueral-Disknssiou.
Abeordneter Seul:

Zum Eingänge der Berathung woll? er einige allgemeine Aemerluugeu machen, zu dem
Zwecke, die Beraulassuug und Absicht der Vorlage näher auszutlären. Das Reglement sei das
Statut der Societät; es enthalte jedoch nicht allein statutarische Bestimmungen über die Errichtung
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der Feuer-Societät und deren Verhältniß zn den Versicherten, sondernauch alle auf die Verwaltung
und die Geschäftsführungbezüglichen Vorschriften, Letztere seien selbstverständlich einein häufigen
Wechsel unterworfen und es seien fast von Jahr zu Jahr theils durch die Bedürfnisseder Zeit,
theils aus. Rücksichtenauf die Eoucurrenzund andere VerhältnisseAenderungennothwendiggewesen.
Auch jetzt habe das geschäftliche Bedürfniß es veranlaßt, dem Landtage eine Reihe von Abäuderungö.
vorschlagen,;n unterbreiten. Das jetzt bestehende Reglement enthalte mancherleiBestimmungen,
die gänzlich wegbleiben tonnten, andere, die vollständigantiquirl und wieder andere, die nach .vorm
und Fassung heute uicht mehr am Platze sind. Diesen Mängeln wäre wesentlich nur durch eine
gründlicheRevision des Reglements abzuhelfenin der Weise, daß die grundlegenden Bcstinimuugen
und Vorschriften zu einem zur Allerhöchsten Bestätig!,,,,, vorzulegende» Statut znsammcugefa,!t und
ebenso die auf die geschäftliche Seite Bezug habenoenBestimmungenin eine besondere Zusammen,
stellung gebracht würden, welch' letztere dann entwedervon der Societäts-Direction, dem Provinzial-
Verwaltungsrathe oder dem Landtage „ach Bedürfniß abgeändertwerden könnte. Für jetzt habe
eine derartige Arbeit ans mehrfachen Gründen unterbleiben inüfsen. Der von der Societät^
Direktionund den, Provinzial-Verwaltungsratheaufgestellte IX. Nachtrag beschränkesich daher darauf,
diejenige», Vorschlägezu mache,,, welche sich im Interesse der größerenFreiheit in der Geschäfts,
führung als besonderswünschcnswerthherausgestellthaben.

Redner geht die einzelnen Vorschläge in Bezug auf deren Zweckmäßigkeitnäher durch »nd
bittet, nachdem der Nachtrag in, Ausschüsse keine,, Aulaß zu Bemerkungengegeben habe, denselben
mit Wohlwollen zu berathen und anzunehmen.

Da das Wort nicht weiter verlaugt wird, schließt der Marschall die Geueral-Disknsswn
und stellt die einzelnen Artikeldes Nachtrags zur Berathung.

Zu Artitel 1 Alinea I fand sich nichts zu erinnern und wird derselbe angenommen.
Desgleichenwerden die Alinea 1 „nd 2 des neuen 8- 12 »„verändert angenommen

5u Alinea 3 beantragt der Ausschuß hiutcr den Worten „von der Direktion und vor
dem Worte „überhaupt" das Wort „uachträglich" eiuzuschiebeu und ferner die Worte „be> der
Direktion eingeht" zn streichen ,»'d dafür zu setzen „von dem Bürgermeister vollzogen worden ,st.
Dieser hat ans Erfordern den, Antragendeneine Bescheinign»., hierüber ausz.^ e e>.

Das Aliuea hat daher „ach dem Antrage des Ausschusses folge-de Fassung:
Al B»r Versicherunggilt, sofern dieselbe von der Direktion uachträglich über¬

haupt für annehmbar erachtetwird, der Tag, an welchem der Verstchernngs-Antragvom Bürger¬
meister vollzogen worden ist. Dieser hat ans Erfordern den, Antragenden eme Aeschem.gnng
hierüber anszustellen. . ^, _ ...

F>?, Marseball eröffnet über den Antrag die Diskussion.
Der Abgeordnete Lautz hält die von dem Ausschuß vorgeschlageneFassung für bedenklich,

indem diesMe die Möglichkeitaußer Acht lasse, daß zwischen den, Momente,in welchen, der Versichern,,^
An " a o, Bürger,,iester vollzogen „nd demjenigen, an welchen, d.e ^oe,elats-D,rekt.on das
V icher .1-3 ^ansfertigl ein «randuuglück au dem betreffenden Gebande eintreten könne
w Me^ die Direktion die Versichernngnicht annehmenwnrde. - Der Referent

Einwand in. Ausschüsse ebenfalls zur Sprache gekommen sei und man

demselben in pr^i leine Bedeutung habe beimesseu können.

?'dm'3sich«„nis-!olieen von Privat-Gesellschaftensei der Beginn der Versicherung

vou Mitt^s 12 Mr dat"2d beau er eine gleiche Bestimmnngauch hier „och zuschalten.
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Referent: Darauf sei in einem späteren Paragraphen Rücksicht genommen.
Der Abgeordnete Seul gibt näheren Aufschluß, wie es mit der Annahme von Versiche¬

rungsanträgen ans Seiten der Direktion gehalten werde. Gewöhnliche Gebäude, Häufer, Stal¬
lungen :c. sei die Direktion verpflichtet in Versicherung zu nehmen; sobald ein solcher Antrag vom
Bürgermeister vollzogen fei, könne die Directiou hinterher die Versicherung nicht mehr ablehnen.
Anders sei es bei gewerbliche»Elablissemeutv, wo allem eine Annahmepslicht der Versicherung nicht
bestehe, und in Bezug auf diese könnte allerdings der vom Abgeordneten ^autz hervorgehobene Fall
eintreten. Bei derartigen Etablissements sei indeß mich dringend Vorsicht geboten.

Der Abgeordnete Dietze stellt die Frage, ob die Bürgermeister zur Zeit die ausschließe
liehen Vertreter der Societät seien. Die Frage wird von dem Director Senl bejaht.—

Das H.Iiu«ll 3 wird zur Abstimmung gebracht und nach der Fassung des Ausschusses
einstimmig genehmigl.

Die H-Iiirsn, 5, »!, 7, « uud 9 werden ohne Gegenbemerkung angenommen. Ebenso der
zweite Satz des ß. 27 und das vorletzte Hüu^i, des 8- 29.

Von ß. 35 werden die ^.lineu, l und 2 ohne Widerspruch genehmigt.
Zu ^linsn, 3 hat der Ausschuß beantragt, den ersten Satz wie folgl zu fassen:

„Der Reservefonds ist rentbar pupillarisch sicher anzulegen."
Die Fassung wird angenommen.
Zu ^linsll 4 hat der Ausschuß folgenden Zusatz beantragt:

Der Provinzial^andtag hat das Recht, über diese Zinsen auch zu anderen
Zwecken im Interesse der Societät ausnahmsweise zu verfügen.

Die Abgeordneten Courth und Bremig erklären diesen Zusatz für überflüssig. Bei der
Abstimmung wird derselbe genehmigl.

In plinsn, 5 beantragt der Abgeordnete Conze, hinter den Worten
„sollen dieselben den Versicherten"

cinzufüge«: „beziehungsweise deren Besitznachfolgern".
Abgeordneter Seul verweist hiergegcu auf 8- 5? des Reglements und zieht der Abgeord¬

nete Conze sein Amenvement zurück.
Der Marschall stellt den ganzen H. 35 mit den vom Ausschuß beantragten Aenderungen

zur Abstimmung, Derselbe wirb genehmigt. Ebenso der ß, 3«.
Bei §. 37 entspinnt sich eine längere Debatte, indem der Abgeordnete Conze denselben

zu streichen beantragt, wogegen Abgeordneter Senl widerspricht, namentlich unter Hinweis auf die
Strafbestimmungen bei den Privat Versicherung« Gesellschaften. - Der §. 3? wird beibehalten.
Weiter wird der Z. 39 und von tz, <l2 die ^!int>^ 1 und 2 unverändert angenommen. —
^lins», 3 hat der Ausschuß zu streichen beantragt und wird die Streichung genehmigl.

Die übrigen ^Iinc>«, des ß. 42 werden ohne Gegenbemerkung angenommen. Bei den
ßß. 43 bis incl, 104 erfolgt mi !4o«-Annahme.

Der Abgeordnete Prinzen kommt ans sein Amendemenl zu 8- 12, den Beginn der Ver-
sicherung von 12 Uhr Mittags zn bestimmen, zurück.

Der Abgeordnete Kaesen bestätigt, daß dir Versicherungspolicen von Prival-Gesetlschafteu
in dieser Weise lauteten,

Abgeordneter Senl erwidert hierauf, daß bei Prival-Gesellschaften die Versicherung erst
mit Aushändigung der Police anfängt, beziehungsweise perfect wird uud da könne man eine der¬
artige Bestimmung treffen, Wo dagegen die Versicherung wie hier, durch den Bürgermeister erfolgt,
habe die Bestimmung keine praktische Bedeutung. Das Ameudemcnt Prinzen wird abgelehnt.
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In ß. 109 Zeile 3 hat der Ausschuß statt „Unterstützungen"den Ausdruck: „Beihülfen"
vorgeschlagen. Der Paragraph wird mit dieser Aenderunggenehmigt.

Weiter wird in Artikel 12 das Alinea 1 und der Zusatz zu tj. 29 unverändert ange.
nonnue».

In dem Zusatz zu H, 06 hat der Ausschuß vorgeschlagen, in Zeile I die Worte: „in den-
jenigeu Gemeinde»,in welchen die Städteordnung gilt" und ebenso den Satz: „zn der Ausschließung
von diesen Funlliouen wider den Willen des betreffenden Bürgermeisters ist die Genehmigungdes
Oberpräsidentenerforderlich"zu streichen.

Der Abgeordnete Dietze bemerkt zu dem Zusätze, daß, wen» nunmehr auch andere Per¬
sonen als die Bürgermeister mit der Führungder Soeietälsgeschäflebeauftragtwerdcu solle», der
Wortlautdes ß. 12 nicht mehr bestehen bleiben könne.

AbgeordneterSeul:
Es gebe noch eine ganze Anzahl Paragraphen, wo nur vom Bürgermeister die Rede sei,

man habe es hier jedoch nicht mit redaktionellenAenderungenzu thun.
In der weiteren Debatte einigt man sich dahin, die Streichung der Worte: „in deujenigeu

Gemeinden,in welchen die Städteordnung gilt" zu acceptirenund nach den Worten:
„als die Bürgermeister zu beauftragen"

folgen zu lassen:
„und treten solche in alle Rechte und Pflichten ein, die das gegenwärtigeReglement
den Bürgermeistern als Local-Agenteu zuweist."

Bezüglich der Streichung des Satzes:
„Zu der Ausschließung von diesen Funktionen u. s. w."

kommt es ebenfalls zu weitereu Erörterungenund wird demnächst bei der Abstimmungdie Strei¬
chung des Satzes abgelehnt.

Der Zusatz zu ß. 66 ist demnach in folgenderFassung beschlossen:
„Die Direktion ist befugt, weuu und soweit in einzelnen Fällen das Interesfe der
Societät es wünschcnswerlherscheinen läßt, mil der Führung der Societäts-Geschäfle
auch andere Personen als die Bürgermeister zn beauftragen, und treten solche in alle
Rechte und Pflichten ein, die das gegenwärtigeReglemenl den Bürgermeistern als
Kocal-Agenteu zuweist. Zu der Ausschließung von diesen Funktionenwider den Willen
des betreffenden Bürgermeisters ist die Genehmigungdes Oberpräsidenten erforderlich."

Der Zusatz zu 8- ?^ und ebenso Artikel 3 werben, wie vorgeschlagen, angenommen.
Der Marschall bemerkt, daß nunmehr die Allerhöchste Genehmigung zu den beschlosseneu

Abänderungen nachzusuchensei und überweist die Abfassung der dahin gehenden Adresse dem
V. Ausschusse.

(^4 Stunde Pause.)
Nach Wiedereröffnungder Sitzung erstattet der Abgeordnete Kunz Namens des V. Aus. Etat oer Provinz»«!-

fchufseö das Referat betreffend den Etat der Provinzial-Feuer-Soeietät pro 1877/80. Feue^Societ«
Der Ausschuß empfiehlt den Etat zur Annahme mil folgenden Abänderungen: ^° l^M
1. Tit. !. ^V. Pos. I., das Gehalt des Direktors Seul mit Rücksicht auf dessen Vorzug. H,^

liche Leistungen auf die runde Summe vou 10,000 Mark zu normiren. "^
2. Tit. II. Pos. 23, den Ercdit für die Diäten und Reisekostenvou 7200 Mark auf

11200 Mark zu erhöhen, nm die Mittel zu einer größeren agitatorischenThätigkeit zu bieteu.
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Ein dritter Antrag des Ausschusses unter Tit. V Pos, 33, den Beitrag zu den Kosten
der Central-Verwaltung von 6000 Mark auf 2000 Mark zu reduciren, war dnrch die bei anderer
Gelegenheitbereits erfolgte Beschlußfassung wegen Weilerzahlungdes Zuschusses von 6000 Mark
hiufällig geworden.

Der Marsch all eröffnet über deu Etat die GeueralDislusfion.
Da Niemand das Wort ergreift, wurocu die eiuzelnen Positionen des Etats zur Bera¬

thung gezogen.
Tit. !. ^ Pos. 1. Besoldung des Direktors. Der Marsch all stellt den Anlrag des Aus-

schusses wegen Erhöhung des GeHalles des Direktors Seul aus 10,000 Mark zur Diskussiouund
da sich Niemand zum Worte meldet, zur Abstimmung.

Der Autrag wird abgelehul.
Demnächstwird über deu Vorschlagdes Vcrwalluugsraths, das Gehalt des p. Seul auf

9000 Mark festzusetzen,abgestimmtnnd der Autrag mit großer Majorität angenommen.
Die Positionen 2 bis inet. 18 werden ohne Widerspruchgcnehmigl.
Zu Pos. 19 beantragt der Abgeordnetevom Hövel, das Gehalt des Reise-Inspetlors

Burger auf 4500 Mark zu erhöhen, euent. das Gehalt wie vorgeschlagen bestehen zu lassen und
dagegendie persönliche Zulage von 300 Mark ans 900 Mark festzusetzen.

Der Marsch all stellt zunächst den Vorschlag des Provinzial-Verwalluugsraths znr
Abstimmung.

Derselbe wird auzenommcuund damil ist der Anlrag des Abgeordneten vom Hövel gefallen.
Die Positiouen 20, 21 und 22 werden dem Vorschlagegemäß bewilligl.
Zu Tit. II. Pos. 23 hat der Ausschuß die Bewilligung eines erhöhten Eredits von

11200 Mark für Diäten uud Reisekosten beantragt. Hauptsächlich,wie Referent ansführl, auch
aus dein Grunde, um die Verwaltung zur Veröffentlichungder VersicherungsAbschlüsfein den
Local- nnd anderen Blättern in Stand zu setzcu.

Der Abgeordnete Dietze kann sich den: Antrage nicht anschließen, indem er eine befow
derc Veranlassungdazn nicht erkennt,auch ein Antrag von Seiten der Verwaltung auf Erhöhung
nichl gestellt sei.

Referent bemerkt, baß der Betrag zur speziellenBerechnung zu bewillige,, sei, alfo
nichl nothwendigvoll ausgegebenwerde, er empfehledaher, wenn nicht die ganze Erhöhuug,fo doch
einen entsprechenden Betrag bewilligenzu wolleu.

Es sprechen noch zu dein Antrage die Abgeordnelenv. Cynern und Bremig und wird
derselbe sodann zur Abstimmunggebracht.

Der Antrag wird mit schwacherMajorität abgewiesenuud bleibt es sonach bei dem
Vorschlagedes Proviuzial-Vcrwaltungsraths.

Die übrigen Positionen des Etats werden <u, i>ino angenommen.
Der Marsch all erklärt den Etat nach den Vorschlägendes ProviuziabVerwaltuugöraths

für genehmigt, mit der Maßgabe jedoch, daß die Gültigkeits-Daner desselbensich nach der Fest¬
setzung der Zeitdauer sämmtlicherEtats richten soll.

GupplementarLtat Referat des III. Ausschussesüber den Supplementar-Etat der «aubarmeu-Verwaltuug
der Landarmen Ver- pro 18??.
waltnna pro 1877. Referent Schmibtborn:

°^ Bei Prüfung des Etats fand der Ausschuß teiue Veranlassung zu Ausstellungen und
empfiehltderselbe die Annahme des Etats.
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Der Marsch all stellt die Frage, ob ^nl>1ac,Annahme des Etats beliebt werde »nd erklärt,
da lein Widerspruch erfolgt, den Etat en Kloe für genehmigt.

Derselbe Neferent erstattet das Referat des III. Ausschusses über den Haupt-Etat für Haupt-Ewt für die
die kosten der VerU'altung des landarmen- uud Eorrigenden-Wesenö in der Rheinprovinz d°s Landarmes und
Pro 1878,80. Currigenden-Wesens

Bei Prüfung des Etats fand der Ausschuß keinen Anlaß zu Bemerkungen nnd empfiehlt "' ^lU"«"^
derselbe die Annahme. ,

Der Etat wird «n dioe angenommen. Die Zeitdauer desselben fallt mit der aller "^^s^
anderen Etats zusammen.

Der Referent Vanh erstattet das Referat des I. Ausschusses, betreffend deu Autrag des Ncrösfentüchmu, des
Provinzial-Verwaltnugsraths auf Veröffentlichung des Hausbalts-Etats der provinzialständifchen Per- Vaushaits-Ctals der
Wallung durch die Amtsblätter der Provinz uud die hierauf Seitens einer Reihe von rheinischen.,; " "^^ ^,,!^i
Städten ans Anlaß der vorigjährigen Proviuzial Umlage gerichtete,! Petitionen. Amtsblätterder

Vom Provinzial-Verwaltuugsrathe ist der Autrag gestellt worden, „der Proviuzial-^andtag Nbcinpruviuz.
»volle sich mit Verösfcntlichuug des HanShalts-EtatS der provinzialständischen Verwaltung durch >.
die Amtsblätter der Provinz einverstanden erklären." " ^

Gleichzeitig sind dem Landtage von 9 rheinischen Städten, nämlich Aachen, Barmen,
Deutz, Duisburg, Dürcn, Düsseldorf, Eolu, Vcnnep und Trier, gleichlantende Petitionen
zugegangen, worin die Bitte ausgesprochen ist, der Provinziell Landtag wolle den Proviuzial
Verwaltnngsrath beauftragen, von jetzt ab alljährlich vor den Ausschreibungen der Provinzial-
Umlagen genanen Nachweis des Bedürfnisses derselben zu veröffentliche,,. Der Ausschuß ist bei
der gemeinsamen Berathung über den Antrag des Provinzial-VerwaltungSraths und der genannten
Städte-Petitionen zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Veröffentlichung des Haushalts-Etats der
Provinzialständischen Verwaltung sich nach allen Richtungen hin empfehle uud daß es fachentsprcchend
sei, wenn diese Veröffentlichung analog den Vorschriften des ß. 191 der Provinzial-Ordnung vom
29. Juni 1875 für die östlichen Provinzen durch die Amtsblätter der Rheinprovinz erfolge. Der
Ausschuß stellt demnach folgende Anträge:

!. Der hohe Proviuzial Landtag wolle sich mit der Veröffentlichung der Haupt-Etats der
provinzialständischenVerwaltung durch die Amtsblätter der Provinz eiuverstauden erklären.

2. Die Petitionen der vorbenannten Städte durch Anuahme des Antrages n,<l 1 für
erledigt erklären.

!i. Deu Petenten Mittheilung von dem Beschlusse n,ä 1 machen lassen.
Der Marschall eröffnet über die Anträge die General-Diskussion. Es meldet sich Niemand

zum Worte und werden die Anträge einzeln zur Diskussion uud Abstimmung gebracht, wobei An¬
nahme erfolgt.

Derselbe Abgeordnete erstattet das Referat des I. Ansfchnssesüber den Autrag des Proviuzial Antragdes Pruuinzial»
Verwaüuugsraths auf künftige Ocffentlichleit der Verhandlungen des Rheinischen Proviuzial Landtages, «erwaltnoasraths

Der vom Provinzial-Verwaltungsrathe gestellte, vom I. Ausschusse einstimmig befürwortete Ä/?'^«^"^
Antrag lautet: Zungen ^ Rheinischen

„Hoher Landtag wolle in einer Adresse au des Kaisers und Königs Majestät Pwuinzial Landtages.
die Bitte vortragen, daß auch für deu Rheinischen Provinzial-Vandtag die Oeffentlich»
teil der Verhandlungen vom Zeitpunkte der Fertigstellung des neuen Ständehaufes ab
ausgefprochen werden möge."

Der Marsch all eröffnet über den Antrag die Diskussion.
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Der Abgeordnete Kaesen beantragt die Worte:
„vom Zeitpunkte der Fertigstellung des neuen Stäudchauses ab"

zu streichen, indem er keinen Grund sehe, nicht sofort eine, wenn auch beschränkte, Öffentlichkeit
der Verhandlungen eintreten zu lassen. Referent bemerkt, das; dem Ausschüsse die sofortige Zu-
lassung der Oeffeutlichtcit zwar anch wüuscheuswerth erschienen sei, iudeß sei zu erwägeu, daß eS
vorerst an dem nöthigen Raume fehle.

Nachdem noch der Abgeordnete Brcmig sich für den Antrag diesen ausgesprochen, wird
die Diskussion geschlossenund der Antrag Kaesen als der weitest gehende zur Abstimmung gestellt.

Der Antrag wird angenommen.
Petition des Gemeinde (5s folgt da« Referat des II. Ausschusses, betreffend die Petition des Gemeinderaths von
raths von «all, Auf^ ^ ,„„ MfMlmw der Gemeinde Kalt in den Stand der Städte.

7!"d' ^'^'^ Referent Abgeordneter S tr nn t:
der St^te. -^^^ Prüfung der Petition des Gemeiuderaths der Gemeinde Kalk, welcher eiue vou Ein-

wohnern Ball's eingegebene Petitiou gegen die Aufnahme der Gemeinde in den Verband der
H«^^' Städte gegenüber stand, ist der Ausschuß zu der Ansicht gelang!, daß durch die Augabeu des Ge¬

meinderaths hinreichend nachgewiesen sei, daß in Kalt die städtischen Verhältnisse überwiege» und
stellt daher den Antrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen, Sr. Majestät den Waiser und völlig unter
thäuigst zu bitte«, die Gemeinde Walt in den ständischen Verband der Städte auf¬
nehmen zu wollen."

Der Antrag wird zur Diskussion gestellt.
Räch kurzer Debatte, worin unter Anden» auf deu Vorgang mit der Stadt Ehrenfeld

hingewiesen und hervorgehoben wird, daß, wenn dem Antrage jetzt nicht nachgegebenwerde, derselbe
bei nächster Gelegenheit voraussichtlich wiederkehre, wird die Diskussion geschlossen und bei der hierauf
erfolgenden Abstimmung der Antrag einstimmig, angenommen.

Pniswmvunqdes Der Abgeordnete Seul erstaltet das Referat des V. Ausschusses betreffend den vom Pro«
Werkmeisters Wull viuzial-Verwaltuugsrathe vorgelegten Antrag auf Peusioniruug des Wertmeisters Wollseifen in der

M^ÄNude..Anstatt Pro"wzial^lindeu-Anstalt zn Düren. Der Ausschuß erachtet den gestellten Antrag den thatsäch-
n, Diken lichen Verhältnissen für entsprechend und schließt sich dem Antrage:

„hoher Landtag wolle den früheren Wertmeister Wollseifen der Blindenanstalt
^- '^' zu Düren vom 7. Februar er. ab eine Pension von jährlich Ä>4 Mark zuerkennen" an.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.
Rechnung der ^rouüi Derselbe Abgeordnete erstatttet das Referat des V. Ausschusses, betreffend die 'Rechnung
zia^Nliuden'Änftalt ^,. Provinzial-Minden-Anstalt zu Düren pro l87ü.

Der Antrag des Ausschusses lautet auf Ertheilung der Decharge uud wird letztere ohne
Diskussion gewährt. Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.

Der Marsch all schließt die Sitzung und beraumt die nächste auf Samstag 11 Uhr an.
(Ende der Sitzung 3 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

in Dttren pro l872



49

Sechste Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Mealschule zu Düsseldorfam 14. April 1877.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitznng wird verlesen 'und genehmigt.
In der heutigen Sitzung führt der Abgeordnete Freiherr Eugen von Los das Protokoll:
Vor Eintritt in die Tagesordnung macht der Marsch all folgende Eingänge bekannt:
1) Der Abgeordnete vom Hövel hat mitgetheilt, daß er für 2 Tage verhindert sei, an

den Verhandlungen Theil zu nehmen.
2) Der Landtags-Eommissar hat mitgetheilt, daß Freiherr von Fürstenbcrg-Gimborn ver¬

hindert sei, an den Verhandlungen Theil zu nehmen und daß der Stellvertreter Herr Ernst von
Hhmmeu einberufen ist.

.i) Ist ein Referat des Provinzial-Verwaltungsraths eingegangen betreffend die Forderung
der Königl. Staats-Regiernng, die im Etat der Provinzial-Feuer-Societät für die Jahre 1874 bis
1876 zu Remunerationen für die Beamten der Regierungs-Hauvtkasse vorgesehenen Beträge, sowie
vom laufenden Jahre ab 1 pro Mille der Soeietäts-Eiunahmen als Verwaltungslosten-Beiträge
zur Staatskasse abzuführen.

Geht an den V, Ausschuß.
4) Liegt ein Antrag des Abgeordneten Freiherr Eugen von Loe vor, der hohe Landtag

wolle beschließen, dem katholischenAnstaltö-Oeistlichen Lindemann in Siegburg für das Jahr 18?«
eine Gratifikation von 300 Mark aus bereiten Mitteln zu gewähren.

Der Antrag wird auf Frage des Marschalls hinreichend unterstützt und geht an den II.
Ausschuß.

Der Maischall bemerkt endlich vor Eintritt in die Tagesordnung, daß er bei der gestrigen
Abstimmung über den Antrag betreffend die Öffentlichkeit der Verhandlungen des Landtages,
übersehen habe zu constatiren, ob die in §. 46 des Gesetzes wegen Anordnung der Provinzial«
Stände für die Rheinprovinz geforderte ^ Majorität vorhanden gewesen sei. Er werde deshalb
am Schluß der heutigcu Sitzung die Abstimmung noch einmal vornehmen lasse».

Die Versammlung tritt nunmehr in die Tagesordnung ein. 6w der II«:»
1) Referat des III. Ausschusses, die Etats der Provinzial-Irren-Anstalt zu Merzig be- A"M z» M«zig.

treffend.
Der Abgeordnete Kaesen verliest das Referat.
Die General-Diskussion wird eröffnet.
Der Abgeordnete von Heister fragt zunächst den Referenten, ob der betreffende Beamte

der Provinzial-Verwaltung, welcher die meisten der im Referat enthaltenen Fragen hätte beant-
Worten können, Herr von Metzen, zu den Berathungen des Ausschuffes zugezogen worden sei.

7
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Nachdem der Referent erwidert, daß der genannte Beamte nicht zugegen gewesen, fährt
Herr von Heister fort, daß dieser Umstand zur Genüge erkläre, daß dem Ausschusse eine Menge
Aufklärungen fehlen; trotzdem behaupte er, daß er in der Lage fei, einen großen Theil der vorge^
tragenen Mängel ohne Weiteres zu widerlege»; wenn er vorbereitet wäre, würde er so ziemlich
alle widerlege» konneu. Er gäbe zu, daß in Merzig manche llcbelstände seien, aber das Bild, wie
es das Referat entworfen, entspreche nicht der Wirklichkeit.

Herr Abgeordneter Ientges bemerkt, daß der Provinzialrath Forster und Bauinspector
Sachse an den Sitzungeu des Ausschusses theilgeuommen hätten, und letzterer habe die vom Re-
ferenten mitgetheilte Calcnlation technisch bestätigt.

Abgeordneter Courth hält es, mit Rücksicht auf die kolossale,, Kosten bei den nicht voll
ständig belegten Irren-Anstalten, für erwünscht, zu erwägen, ob man nicht zuerst die einzelnen An
stalten vollständig belegen solle, namentlich möge man das bezüglich der Anstalten Düren und Bonn
in's Auge fassen, die noch nicht ganz ausgebant seien.

Abgeordneter von Heister erwidert Herrn Ientges, daß die Herren Forster und Sachse
nur über die Bauten, Heizung und ähnliche Anlagen hätten Auskunft geben könne», daß aber über
die Verwaltung und ganze Einrichtung der Anstalt vom ersten Tag der Benutzung an, also über
den eigentlichen Etat, um den es sich hier handele, nur der Herr von Metzen der Beamte sei,
welcher Auskunft hätte geben können. Da der Ausschuß diesen nicht gehört habe, so sei es ganz
begreiflich, daß er hier und da auf irrige Schlüsse gekommen sei.

Abgeordneter Dietze äußert sich dabin, daß er den Etat nicht eher genehmigen könne, als
bis die schwerwiegenden Monitas des Ausschusses wirklich entkräftet feien, seitens derjenigen Be¬
amten, die verpflichtet seien, Auskunft zu ertheilen.

Abgeordneter Bremig:
Ich hatte mir vorgenommen, erst bei der Frage des vom Provinzial-Verwaltungsrath ver¬

langten Nachcredits für die Irrenhausbautcn im Allgemeinen über die ganze Irren-Angelegenheit
zu sprechen, um den Provinzial-Verwaltungsrath vor dem Vorwurf zu fchützeu, als verfahre er
nach Willkür bei diefcr Angelegenheit. Angesichts dieses Referats scheint es mir jedoch nöthig,
schon jetzt einige allgemeine Bemerkungen einfließen zn lassen. Ich muß zunächst constatiren, daß
der Provinzial-Verwaltungsrath in Ausführung der Beschlüsse früherer Landtage, die gesetzlich
scmktionirt sind, die Anstalten hat erbauen lassen und in Betrieb gesetzt, uud daß nicht ein Funke
von eigener Anschauung und von Willkür seitens des Provinzial-Verwaltnngsraths uutergelaufen ist
oder unterlaufen kounte. Der Provinzial-Verwaltuugsrath hat die Beschlüsse des Landtags, ins-
besondere die bekannten acht Resolutionen ganz genau ausgeführt und ist nicht ein Haar breit von
dem Mandat abgewichen, welches ihm durch den Landtag selbst gegeben war. Wenn Sie also
heute, meine Herren, weil Sie heute auf einem ganz andern Standpuukt stehen, als der frühere
Landtag in dieser Frage gestanden hat, nicht mehr die Begeisterung für diese Irren-Anstaltsbauten
in der Rheinprovinz haben, wenn Sie dieselben nicht mehr, wie wir das früher gethan haben, als
einen großen Akt der Humanität erkennen können, weil zwischenIhnen und den Anstaltsbauten der
Steuerzettel steht, den wir früher nicht gekannt haben, dann, meine Herren, ist das begreiflich, und
dafür habe ich ein Verständniß. Aber, meine Herren, das darf Sie gar nicht beirren, die Frage
auf den richtigen Standpunkt zu führen: Hat der Verwaltungsrath irgend etwas gethan, oder ist
er in diesem Augenblick im Begriff etwas zu thun, was mit den früheren Beschlüssen des Land^
tages nicht im Einklänge steht? Und diese Frage muß ich auf das allerentfchiedenste verneinen.
Was foll es alfo heißen, meine Herren, wenn man jetzt jagt, eine Anstalt von 41 Köpfen hat
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62 Beamte; ja die Anstalt muß so viele Beamte haben, weil das System, welches die Aerzte fest¬
gestellt und der Landtag angenommenhat, in den Anstalten durchgeführt werden muß, und da
können wir nicht warten, bis 200 Insassen da sind und nns dann die Beamten suchen, die nöthig
sind, sondernwir müssen die Anstalt herstellen, wie sie nach dem System geschaffen werden muß
und dann warten, ob die Insassen kommen oder nicht. Dies ist der Standpunkt, der in dem
Referat in Beurtheilung der Sache meines Erachtens vollständig verrückt worden ist. Ich bitte,
meine Herren, nicht den Steuerzettel als Basis der Beurtheilung anzusehen,sondern die frühere
Anschauung,die dahin ging, durch die Irren-Anstaltsbauten einen großen Akt der Humanität für
die Provinz auszuführen.

Der Referent ist der Ansicht, daß in dem Passus des Referats, daß iu Merzig nur
41 Köpfe siud, nicht der miudestc Tadel enthalte« sei. Was die Ausführungendes Vorredners
betreffe, daß es schwierigsei, das Verwaltungspersoucil für eine größere Anzahl zur gegebenen
Zeit anzuschaffen,fo vergesse dcrfelbc den jüngsten Beschluß, daß Dicnstmägdeu. s. w. nicht zum
Beamtenperjonal zu rechneu und erst dann anzustellenseien, wenn eine größere Anzahl derselben
erforderlichist. Redner macht schließlich den Vorschlag, den Etat derselben Anstalt pro 1878/80
mit dem pro 187? in der allgemeinenBerathung zu verbinden.

Der Abgeordnete Ientges nimmt den Ausschuß gegen die Ausführungen des Abgeordneten
Aremig in Schutz. Der Ausschuß habe sich gar nicht in so weitgehende Betrachtungen einge>
lassen, wie sie vom AbgeordnetenBremig angeregt seien; er habe sich vielmehr einfach darauf
beschränkt, den Etat pflichtgemäß Position für Position durchzunehmcn. Es sei bereits im Referat
angedeutet, in welch' umfassendem Maße bereits der Provinzial-Vcrwaltungsrath Streichungen bei
den Vorschlägen der Direktion vorgenommen habe, und wenn der Ausschuß überhaupt die Aufgabe
gehabt, deu Etat zu berathen, so mußte er auch iu der Lage sein, dort, wo Ermäßigungennoth¬
wendig waren, dieselben dem hohen Haus in Vorschlagzu bringen; dazu sei aber eine weitere In¬
formation durch den Beamten nicht nöthig gewesen. Bei der Spezialdiskussionwerde das Haus
die einzelnen Punkte als begründet ansehen. Eine technische Information sei nur auf dem Gebiete
der Heizung erforderlichgewefeu und sei dort auch eingeholt worden. In allen übrigen Fragen
habe sich der Ausschuß an die Eonformität mit den übrigen Irren-Anstalten gehalten und den
eigenenWorten des Verwaltungsraths angeschlossen.

Auf die Frage des Marschalls stimmt der Landtag nnnmchr dem Vorschlagedes Refe¬
renten zu, den Etat pro 1877 mit dem pro 1878/80 zusammenzu behandeln. Der Referent
verliest demgemäßdas Referat des Ausschussesüber deu Etat der Irreu-Anstalt zu Merzig pro
1878/80.

Der Abgeordnete vou Solemachcr bemerkt zu dem Referat, daß er zwar nicht beauf¬
tragt sei, im Namen des Nerwaltungsraths hier zu sprechen,sondern nur seine eigene Ansicht in
Betreff des eben vorgelegten Berichts aussprechcnwolle. Diese seine Ansicht gehe dahin, daß der
Bericht einen Ton anschlage, auf den er sich enthalte einzugehen.Im Uebrigen habe es der Land¬
tag, wenn er dem Verwaltungsrath ein derartiges Mißtrauensvotum geben wolle, in der Hand,
eine Neuwahl vorzunehmen,der man sich gerne unterziehenwerde.

AbgeordneterBremig: Der Herr Referent hat bemerkt, daß iu den Auslassungendes
Referats ein Tadel für irgend jemand nicht enthalten sein soll. Ich erwidere, daß ich einen schär¬
feren Tadel nicht allein des Provinzial-Verwaltungsraths, sondern auch der früheren Landtageund
der Königlichen Sanktion der Beschlüsse des Landtages noch nicht habe anssprechenhören, (Wider-
fpruch) und ich bedaure nur, daß der Herr Referent damals nicht Vertreter der Stadt Cöln war,
als die Landtage die Prinzipien festgestellthaben, wonach die Irrenhausbauten vorgenommen
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-»,

werden sollten. Es ist recht leicht zu sagen: das hättet ihr damals besser machensollen, aber
m, H., wenn nach früheren Beschlüssen verfahren worden, so muß man dem, was geschehen ist
nicht in der Weise entgegentreten. Nach diesen Beschlüssenist «erfahren worden, nud ich kann
wohl hinterher sagen, wäre ich dabei gewesen, so würde ich anders votirt haben, aber einen so
scharfenTadel auszusprechen, dazu liegt trotz aller Schmerze«,die uns jetzt diese Irrenhaus-Bauten
verursachen,nach meiner Ueberzeugung leine Veranlassung vor.

Herr Abgeordnetervon Heister stellt darauf den Antrag, die Berathung des Etats von
,^der heutigenSitzung abzusetzen: da das Referat erst heute Morgen festgestellt sei/ so sei man un-

chlöglich in der Lage ans jede der Einzelheitenzu antworten.

Der Marschall erklärt sich mit diesem Antrage einverstanden, bemcrll aber, daß es schwier«
sein werde, den Hanpt-Etat rechtzeitig aufzustelleu, wenu der vorliegende Etat von der Tageöordnum
abgesetzt uud etwa erst Montag oder Dienstag behandeltwerde.

Der Referent möchte dem Abgeordnetenvon Solemacher das Recht bestreuen ein
Schriftstück, daß von einem DutzendMitglieder des Landtags unterzeichnetsei, als ein solches
zu behandeln,auf deffeu Diskussionman platter Dings nicht eingehentonne. Wenn irgend einem
eine Kritik über die Art nnd Weise wie der Gegenstandbehandelt, zustehe, so sei das die Sache des
Präsidenten; er glaube aber nicht, daß ein einzelnesMitglied dem Ausschuß geqeuüber eine solche
Sprache anwenden dürfe. " ^

A . .'.'//" 2°" ^l"«"ch"' erwidert, daß er nicht gesagt habe, in die Distnssion des
Aetentuckes mcht emgehen zn können, sondern, daß er sich nur persöulich euthalteu würde, iu
denselben Ton zu falle».

Abgeordnetervon Heister begründet seinen Antrag ans Absetznng des Gegenstandesvon
der Tagesordnung Er glaube, daß der Haupt-Etat doch uoch zur rechten Zeit fertig werden tonne
un wenn der vorl.egendeEtat am Dienstag berathen werde, so werde der Berwaltmmsralh bis
dahm im Stande sein, alle Ansstellungenzu widerlegen. Er dürfe das wohl aus u Omu e
beanspruchen, weil man doch Niemand in solcher Weise unerwartet angreifen dürfe und das Un-
erwartetete liege vor Allem in dem Tone der ganzen Behandlung, ohue daß man ihm ^eit aebe
auch die Maßregeln selbst zu ergreifen, die er dagegen für nothwendig halte. Uebriaeus erkläre
"^""", ^ß er, wenn der Etat jetzt angenommeuwerde, doch im Stande sein würde eine
Menge Monita sofort schlagend ans seiner Erinnerung zu widerlegen
. « Der Abgeordnete Conze glaubt, daß der Provinzial-Verwaltnugsrath bei der Nesprechuna
der Bau-Fonds überhaupt hiureichenb Gelegenheithaben werde, auf alles das ein u^ben w «

^d7^7 v ""s^^^' ^t ""« W. recht gut berathen werde d^dt Grü2
d. der Ausschuß vorge rächt, feien dnrchans sachlicher Natnr nnd wenn man die Gründe im Ein
zelnen prnfe, tue den Ausschuß bestimmthätten, Abstriche zu machen nnd sie gerechtfertigtfand
so werde man sich bald darüber verständigen. " " ^ '

Der Marschall stimmt dem Abgeordnetenv. Heister bei, daß es gerechtfertigtsei dem
Zeit zu lassen, auf solche Angriffe zu antworten. Der Refe

habe eben dem Abgeordnetenv. Solemacher geantwortet, daß nur der Präsident über den Ton
zu nrthellen baben, m welchem ein solches Referat gehalten fei; er könne daher nicht umhin darübe
sem Bedauern anszusprecheu, oaß eiu solcher To« zwischen dem Landtage nnd dem 3wal u
rathe angeschlagenworden sei Es bestehe kein Gegensatz zwischen dem Verwaltungsrathe „d
dem Landtage, denn der Verwaltungsrath führe nur die Beschlüssedes Landtags ans D e V
würfe, welche dem Provinzial-Verwaltnngsrathegemacht seien, könnten nur als gegen die Beschlüsse
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der früheren Landtage selbst gerichtet, bezeichnetwerden. Darauf stellt der Marschall den Antrag
des Abgeordneten v. Heister zur Abstimmung. Derselbe wird angenommen und die Berathung
auf nächsten Dienstag verlagt.

2. Referat deS III. Ausschusses betreffend die Irren-Anstalten zu Düreu und Aon». Lww der Irren-
Abgeordneter Kacsen rcferirt wie folgt: AnMm zu Diiren
In Betreff der mit Ende 187? ;u eröffnenden Anstalt Düren sindel der Ausschuß nichts

dagegen zu erinnern, daß die, möglicher Weise schon in 187? zu leistendenZahlungen für Beamten-^ H/
Gehäller von der Central-Casse vorschußweisegeleistet werden. ^<^.

Den Etat pro 1878/80 hat der Ausschuß geprüft und obschon die Ansicht vorherrschte,
daß in 1878 die Zahl von 200 Pfleglingen nicht erreicht werden würde, wurde derselbe genehmigt,
indessen mir für das gedachte Jahr aus den wiederholt ansgcsprochenen Gründen.

Aus den Mittheilungen des Provinzial.Verwaltuugsrathcs über Bouu gehl unzweideutig
hervor, daß diese Austalt vor dem Schlüsse des Jahres 1878 uicht in Betrieb gestellt werde« taun,
es wird sogar als zweifelhaft hingestellt, ob die Fertigstellung sich nicht bis weit in 1879 hinein
verzögern werde.

Aufschluß über die Gründe, aus welchen Bonn nicht gleichzeitig mit den eben fo großen
Schwester^lustalteu fertig gestellt werden kouute, ist dem Ausschuß uicht ertheilt worden.

Ein zwingender Gruud, diesen Ausschluß zu erlangen, lag um deßwillen nicht vor, weil
die Berichte über den Andrang zu den Anstalt«, in Anbernach nnd Merzig eine große Eile für
Bonn nicht nothwendig erscheinen lassen. Es konnte sich höchstens die Frage auswerfen, ob die
Verzögerung im Bau und die damit immer anwachsenden Mehrtosten desselben, oder aber die zu
sehr beschleunigte Einrichtung des BerwaltuugsApparates für die Proviuz kostspieliger werdcu
würde. Wie dem auch seiu möge, die Erössmmg der Anstalt wird über den Zeitpunkt hinaus,
gehen, für welchen der Ausschuß die Feststellung eines Etats in dem jetzigen Augenblicke für geboten
erachtet und es wird daher vorgeschlagen, denselben vorläufig abzulehnen.

Materiell wurde der Etat geprüft und gutgeheißen, sollte also die Eröffnung der Anstalt,
vor Einberufung des späteren Landtages erfolgen, so steht nichts im Wege, die Kosten auf Grund
dieses Etats vorschußweisezu bestreikn.

Der Marschall eröffnet die General-Diskussion. Es wird zu derselben das Wort nicht
verlangt, vielmehr die sn Kloe-Annahmc des Etats beliebt.

Da sich dagegen kein Widerspruch erhebt, so erklärt der Marsch all deu Etat mit der vom
Ausschuß beantragten Modification für Bonn für genehmigt.

3. Referat des V. Ausschusses, die Prüfung und Feststellung der Rechnungen der Pro- Rechnungs-Decharge
vinzial-Feuer-Societät pro 1873, 1874 und 1875 betreffend. "" Pr°vmM-Feuer°

Abgeordneter Kuuz berichtet wie folgt:
Nach vorgenommener Durchsicht und Prüfung der betreffenden Rechnungen fand der

Ausschuß mit Rücksicht auf die bei der Vorrevision gezogeneu Notaten nichts mehr zu erinnern und
stelll deshalb dem hohen Landtage die Ertheilung der Decharge anheim.

Nur möge — so beschloß der Ausschuß — künftig der Rechnung ein Verzcichuiß der
vorhandenen geldwerthen Papiere und Obligatioueu vorgeheftct werden, iu welchem sowohl das
Datum der Urkunden, als auch der letzten event. Inscriptiou zu vermerken sein wird.

Auf Frage des Marfchalls wird die vom Ausschußbeautragte Decharge vom Landtage ertheilt.
4. Referat des V. Ausschusses über den Berwaltungsbericht der Provinzial-Feuer-Societiit

pro 1873--1876.
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Derselbe Referent berichtet:
Der Ausschuß nahm Kenntniß von dem unterm 24. Februar dieses Jahres Seitens der

Direktion erstatteten Verwaltungsberichte für die Jahre 1873 bis 1876 und fand Nichts zu
erinnern.

Der Landtag nimmt hiervon Kenntniß.
5. Referat über die Pensionirung des Provinzial-Feuer Societäts-Secrelairs Lindner.

M^^"^ Derselbe Referent bemerkt:
Der Ausschuß, dem Antrage des Verwaltungsrathes beitretend, bittet den Hohen Landtag,

dem früheren Secretair Liudner vom 1. Januar er. ab eine jährliche Pension von 150N Mark
bewilligen zu wollen.

Der Antrag des Abgeordneten Dietze, statt jährliche Pension, jährliche Unterstützung zu
sagen, führt zu einer kurzen Debatte, insbesondere weist Abgeordneter S c n l auf 8- 2 der Bestimmungen
über die Pensionirnng der provinzialständischen Beamten in der Rheiuprovinz hin, wonach
:c. Lindner zu denjenigen Beamten gehöre, welchen eine Pension vom Provinzial-Landtage bewilligt
werden kann.

Nachdem noch der Abgeordnete Bremig den Antrag des Ausschusses befürworlel, wird
derselbe vom Hause einstimmig angenommen.

Der Vice-Marschall Freiherr von Geyr übernimmt den Vorsitz.
Verlegung der Pro. 6. Referat betreffend die Verlegung der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse von Cöln nach

vmzilll-Hülfstllsje von Düsseldorf
K»ln nach Düsseldorf. ^^^ Waldthausen berichtet:

^,'.^>- Der ProvinzialVerwaltungsrath beantragt
,.. ^ „Hoher Landlag wolle den Proviuzial Vcrwallungsrath beauftragen, bei des

Kaisers und Königs Majestät die Allerhöchste Genehmigung zur Verlegung des Sitzes
und Gerichtsstandes der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse von Cöln nach Düsseldorf
beziehentlichzu einer entsprechenden Abänderung des letzten Satzes in ß. 1 des revidirten
Statutes der Provinzial-Hülfskasse vom 15. Januar 1873 zu erbitten nnd im Fall
der Allerhöchst ertheilten Genehmigung, diese Verlegung bald thunlichst zur Aus¬
führung zu bringen."

In einem ausführlichen Referate, welches sich in den Händen der Mitglieder des Hohen
Landtages befindet, legt der Provinzial-Verwaltungsrath seine Motive dar, welche denselben zur
Stellung dieses Antrages bewogen haben.

Der zweite Ausschuß bat die Gründe, die für die Verlegung geltend gemacht werden,
eingehend geprüft und deren Berechtigung anerkannt.

Der Ausschuß erklärt sich mit dem Vcrwaltungsrathe namentlich darüber einverstanden,
daß durch die Verlegung der Provinzial-Hülfskasfe nach dem Sitze der Centralstelle der provinzial¬
ständischen Verwaltung eine große Erleichterung in dem geschäftlichenVerkehre zwischen dieser und
der Feuer-Societätskasse, sowie mit der Centralkasse herbeigeführt wird.

Nach vorgenommener Verlegung ist die Ceutral-Verwaltung, beziehungsweise der Verwal¬
tungsrath in der Lage, jeder Zeit Kenntniß von dem Geschäftsbetriebe der Hülfskasse zn nehmen
und den Geldverkehr zwischen den drei Kassen zu leiten.

Der Verwaltungsrath hebt ferner mit Recht hervor, daß durch die Verlegung der Hülfs¬
kasse nach Düsseldorf es ihm wesentlich erleichtert werde, die ihm statutenmäßig zustehende Aufsicht
auszuüben und außerdem durch die nähere Verbindung dieses durch so reiche Mittel ausgestatteten



Institutes mit der ganzen provinzialständifchcn Verwaltung, den betreffenden Organen Gelegenheit
geboten sei, in förderlicher Weife auf die Angelegenheiten desselben einzuwirken.

Der Ausschuß theilt die Ansicht des Verwaltungsrathes, daß keine begründeten Bedenken
der Verlegung entgegen stehen. In dem Umstände, den die Direktion der Hülfstasse hervorhebt,
daß Köln den Mittelpunkt des Gcldverkehrs in der Rheiuprovinz bilde, erkennt der Ausschuß keinen
ausreichenden Grmw für die Vclafsnug des Instituts in dieser Stadt. Wenn auch Köln in dieser
Beziehung eine hervorragende Stellung eiunimmt, so ist andererseits hervor zu heben, baß für den
An- und Verkauf vou Effecten, die Berliner Börse maßgebend ist. Dieser für die Hülfstaffe so
wichtige Verkehr läßt sich von Düsseldorf eben fo gut leiten.

Dagegen steht der Fortsetzung der bestehenden Bankverbindung in Köln nichts im Wege.
Auch in Bezug ans die Gcschäftslokcile für die Hülfstasse, bei deren Verlegung nach

Düsseldorf, befürchtet der Ausschuß keiue Schwierigkeiten.
Bis zur Fertigstellung des Ständehaufes bat der Verwaltungsrath die interimistische

Unterbringung der Bestände der Hülfstaffe in die feuerfesten Gewölbe des Provinzial Feuer^
Societäts-Gebäudes in Aussicht genommen, was eben so zweckmäßig erscheint, als die Uebertragung
der Führung der Kassengeschäftean einen Kassen Beamten der Feuer-Societät. Aus diesen Gründen
tritt der Ausschuß den Ausführungen des Verwallnugsrathes bei uud empfiehlt dein hohen Landtage
nach Eingangs angeführtem Antrage beschließen zu wollen.

Der Vice-Marschall eröffnet die Diskussion. Da sich Niemand zum Wort meldet und ein
Widerspruch gegen den Antrag des Ausschusses nicht erfolgt, erklärt er denselben für angenommen.

Der Marschall übernimmt den Vorsitz wieber. Kassen-Reglementfür
?. Referat des I. Ausschusses betreffeud deu Entwurf eines neuen Kassen-Reglements d« MdWe Central-

unter Gegenüberstellung gegen das Kassen-Reglement vom Jahre 1874.
Referent Prinzen berichtet, der I. Ausfchuß habe den gedruckt vorliegenden Entwurf ~^^ ^,

einer eingehenden Prüfung unterzogen und schlage dem hohen Landtage vor, demselben mit folgenden
Modifikationen resp. Zusätzen seine Genehmigung zu ertheilen:

1) 3n 8- IN zwischen „dieselben" und zu „paraphireu" hinzuzusetzen „durch den Landes-
Direktor" „oder einen dazu beauftragten Oberbeamten".

2) Am Schluß vom 8. 18 hinzuzufügen: „gleichmäßig sind beide Beamten verpflichtet
für rechtzeitige Erneuerung der Hypotheken-Instrumente Sorge zu tragen".

3) In ß. 20 Alinea 1 statt „Landes-Direktion", welches Wort nnr durch einen Irrthum
in den Entwurf gekommen sein könne „Landes-Direktor" zu setzen und gleich darauf statt „Landes-
Direktor" „derselbe".

Der Landtag tritt in die Berathung der einzelnen 88- des Entwurfs e!u.
Die §8. 1 bis 9 werden ohne Debatte genehmigt.
Zu 8- 10 schlägt der Abgeordnete Seul vor, in dem vom Ausschuß beantragten Zusätze:

„durch den Landes-Direktor oder eineu.dazu beauftragten Oberbeamten" statt „Oberbeamten" zu
setzen: „Beamten".

Der Abgeordnete Bremig unterstützt diesen Vorschlag des Abgeordneten Seul, während die
Abgeordneten Dietze und Lautz nur einen Oberbeamten mit dem Paraphireu betraut wissen wollen.

Der 8- 1U wird darauf mit dem vom Ausschusse vorgeschlagenen Zusätze angenommen.
Die 88- 11 bis 17 finden ohne Debatte Annahme.
Desgleichen der 8- 18 mit dem vom Ausschuß vorgeschlagenen Zusätze.
Darauf wird §. 19 genehmigt, §. 20 mit der vom Ausschuß vorgeschlagenenModification

und endlich die 88- 21 bis 26 dem Entwurf gemäß.

Kasse.
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Die Ueberschrift des Reglements soll lauten:
„Reglement für das Kassen- und Rechnungs-Wesen der ständischen Verwaltung der

Rheinprovinz."
Der Marsch all erklärt nunmehr das ganze Reglement für genehmigt.

Rechnungs.Dechargen. 8) Referat des V. Ausschusses au dcu Rheinischen Provinzial-Landtag betreffend die
Rechnungen der Provinzial-Hebammen-Anstalt zu Cöln pro 1873/75.

Abgeordneter Seul berichtet:
Nachdem eine nochmalige Prüfuug der uebeu bezeichueteuRechnungen, welche bereits vom

Provinzial-Verwaltungsrathe vorrcvidirt uud richtig befuudeu worden sind, zu Ausstellungen keine
Veranlassung gegeben hat, beantragt Ausschuß:

Der hohe Provinzial-Landtag wolle deu vorgelegten Rechnungen die Decharge ertheilen.
Der Antrag des Ausschusses fiudet keinen Widerspruch, der Marsch all erklärt daher die

Decharge für ertheilt.
9) Referat des V. Ausschusses, Grundsteuer-Deckungsfonds betreffend.
Referent Felix Freiherr von Lo« berichtet:
Nachdem der Königliche LandtagS-Kommissarius und Ober-Präsident vou Bardeleben

Excellenz durch Schreibe,, vom 4. April er. dem Landtage die Nachweisung über die Verwendung
des Grnndsteurr-Deckungsfoudö der Regierungsbezirke Coblenz, Köln, Düsseldorf uud Trier aus den
Jahren 1874, 1875 und 1876 und des Regieruugsbczirts Aachen ans deu Jahren 1873, 1874
und 1875 zugehen ließ, hat der unterzeichnete V. Ausschuß dieselbe eiuer Prüfuug uuterworfen,
iu welcher sich nichts zu eriuuern fand.

Die Bestände betrügen au, Schlüsse des Jahres 1876 für die Regierungsbezirke:
1) Düsseldorf ............... 155520 M. 2 Pf.
2) Köln ................. 20780 „ 13 „
3) Trier................. 1243? „ 29 „
4) Cobtenz ................ 4135 „ 91 „

nnd an, Schlüsse des Jahres 1875 für deu Regieruugsbezirt
5) Aachen ................ 63818 „ 35 „
Der Landtag findet ebenfalls nichts zu erinnern. Der Marsch all erklärt daher die Sache

durch den Bericht des Ausschusses für erledigt.
10) Referat des V. Ausschusses. Rechuungöablage der Archive zu Düsseldorf und Coblenz

über die vou dem Provinzial-Landtage bewilligte Beihülfe vou je 600 Mark betreffend.
Derfelbc Abgeordnete referirt:
Der Königliche Landtags-Commiffarius Herr Ober-Präfideut vou Bardcleben hat durch

Schreiben vom 4. dsö. Mts. dem Provinzial-Landtage die Rechnungen der Archive zu Düsseldorf
und Coblenz über die Verwendung der vom Provinzial-Landtage bewilligten jährlichen Beihülfe
von 600 Mark für die Jahre 1875 und 1876 vorgelegt.

Die Prüfung der Rechnungen und Beläge hat ergeben, daß die Gelder bestimmungsmäßig
verwendet wurden.

Bei dem Archive zu Coblenz verblieb ein Bestand von 563 M. 88 Pf.
Der Landtag nimmt Kenntniß hiervon.
Im Anschluß au diesen Punkt bringt der Marsch all die Anträge der Archive zu Düsseldorf

uud Cobleuz auf Fortbcwilligung der betreffenden Beihülfe zur Bcschlußfassuug, da es übersehen
war, diesen Gegenstand mit auf die Tagesordnung zu setzen. Derselbe Abgeordnete referirt über
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diese Anträge der Archive von Düsseldorf und Eoblenz auf Fortbewilligung der bisher aus deu
Zinsüberschüssen der Provinzial-Hülfskasfe gewährte« Beihülfe von je 600 M. jährlich: Der Aus¬
schuß habe kein Bedenken getragen die Annahme dieser Anträge zu empfehle«, nur sei eiu Punkt
dabei zur Sprache gekommen, (5s sei in Bezug auf Düsseldorf häufig geklagt worden, wie schwer
es sei, zu dem Archive Zugang zu erhalten, der Ausschuß glaube daher an die Bewilligung der
Fortzahlung die Bedingung knüpfen zu müssen, daß den mit einer Autorisation der Provinzial-
Verwaltung versehenen Personen der freie Zutritt iu das Archiv und Einblick in die Aeten zustehenmüsse.

Der Abgeordnete Breinig constatirt, daß in Coblenz derartige Klagen niemals gehört
worden seien, daß im Gegentheil die dortigen Beamten des Archivs mit der größten Zuvorkommen¬
heit deujeuigen entgegen kämen, die zum Eintritt berechtigt sind,

Graf Mirbach glaubt, daß auch deu Beamten des Archivs in Düsseldorf ein Vorwurf
nicht zu macheu sei, wenn sie sich auch vielleicht etwas penibler gezeigt hätten. Im Uebrigen tonne
er aber den Antrag des Ausschusses mir dringend empfehlen.

Der Referent erwidert, daß auch im Referat eiu Vorwurf gegen irgend einen Beamten
nicht cmsgesprocheu sei.

Darauf wird der Antrag des Ausschusses auf Weiterzahlung der 600 Mark mit der
vorgeschlagenen Bedingung vom Hause augenommeu,

N. Referat des II. Ausfchusseü über das Gesuch der Vorsteherin des israelitische» Waisen- Uuterstützmig des
Hauses zu Paderboru, betreffend Unterstützung. Der Abgeordnete R eiuh a r d referirt: istaeMischm Waisen

Die Vorsteherin der israelitischen Waisen-Erziehungsanstalt für Knaben und Mädchen in ^""^ "' P^erborn.
Rheinland und Westfalen in Paderboru habe deu Antrag auf Gewährung ciucr Beihülfe aus
provinzialständischcn Mitteln des diesseitigen Provinzial-VerbandeS gestellt und zur Begründung
angeführt, daß die Anstalt vou armen israelitischen Kinder» der Rheinprovinz stark freqnentirt
werde und für dieselbe große fmcmziclle Opfer bringe.

Nähere Darlegungen darüber, wie hoch diefe finanziellen Opfer sich belaufen resp, wie
viele Waisenlinder aus der Rhciuprovinz sich in der Anstalt befinden, feien nicht gemacht worden.

Wie die Acten ergeben, habe der Provinzial-Landtag der Provinz Westfalen zufolge des
Schreibens des Landtags-Marschalls von Holzbrinl vom 21. Oktober 1675 beschlossen, dem gedachten
jüdischen Waiscnhause eine Unterstützung nicht zu gewähren, da in Folge Ausführuug des
Dotatiousgesetzes der Provinz so erhebliche Kosten erwachsen seien, daß zur Zeit nicht übersehen
werden könne, inwiefern disponible Bestände zu freiwilligen Gaben verwendet werden könnten, und
da auderer Veits der Provinzial-Landtag auch vou dem Bedürfnisse zur Gewährung einer solchen
Unterstützung sich nicht zn überzeugen vermocht hätte.

Aber auch dem Rheiulande seien so erhebliche tasten erwachsen, daß eine diesseitige Unter-
stützuug nicht zu empfehle« fei. Der Ausfchuß bittet daher den Landtag, die erbetene Unterstützung
nicht zu bewilligen.

Der Landtag tritt dem Antrage des Ausschusses bei und lehnt das Gesuch ab.
12. Referat des II. Ausfchusfes über die Petition des Johann Peter Coßmann zu May- Wildschwein-Petition,

fchoß, betreffend die Vertilgung der Wildschweine.
Derselbe Abgeordnete berichtet:
In der Petition des Ioh. Pet. Coßmann zu Mayschoß vom 5. April n. o. wird über

den großen Schaden, den die Wildschweine anrichten, geklagt.
Der Ausschuß ist von der berechtigten Klage vollständig überzeugt, glaubt aber, daß durch

das Freigeben der Jagd große Uebelstände hervorgerufen würden uud bittet deßhalb deu Hohen
Landtag über die vorliegende Petition des Ioh. Pet. Coßmann zur Tagesordnung überzugehen.

8
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Der Bericht giebt dem AbgeordnetenKreuzberg zn längeren Ausführungen über die
Mittel zur Abhülfe des von Schwarzwild angerichtetenSchadens Anlaß. Da Redner von der
Sache abschweift, so wird er vom Marfchall unterbrochenund kündigtdaher einen eigenenAntrag
in Bezug auf diese Frage au.

Der Landtag stimmt dem Antrage des Ausschusses auf Ucbergaug zur Tagesordnung zu.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt. Da mehrere Abgeordnete bereits die Sitzung verlassen
haben, so bemerkt der Marsch all, daß er die zu Beginn der Sitzung erwähnte wiederholteAbstimmung
ans Montag oder Dienstag aussetze, wenn das Haus zahlreicherversammeltsein werde.

NächstePlenarsitzung Montag den 1U. dieses Mittags 12 Uhr.
Der Marschall schließt die Sitzung l^ Uhr.

Wilhelm Fürst zu Wied,
VaudtagsMarschall.

Siebente Sitzung.
Verhandelt in der Aula der HteaWule zu Düsseldorf am 1«. Kpril 1877.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um "12 Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesenund genehmigt.
Das Protokoll der heutige» Sitzung führt der AbgeordneteIentges.
Der Marschall theilt folgende Eingänge mit:

OeMsttichc AbgeordneterSeul hat mitgetheilt, daß er für heute wegen einer Familien-Angelegenheit
Mittheilungen, »^-hindert sei, au der Sitzung Theil zu nehmen.

Vom KöniglichenLaudtags-Commissar liegt die Mittheilung vor, daß der Abgeordnete
Graf Wcsterholt zu Areufels seine Verhinderung zur Theilnahme an den Sitzungen angezeigtund
der Freiherr von Steffens zu Godorfer-Burg als Stellvertreter einberufensei.

Vom Provinzial-Verwaltungsrathc ist ein Antrag eingebrachtauf Uebernahmeder Straße
vou Reviges uach Tönnisheide nach erfolgtem provinzialstraßenmäßigemAusbau auf Provinzial-
Straßcnfonds. Geht an den IV. Ausschuß.

Vom Bürgermeister Pasch zu Bockum ist der Autrag gestellt, daß die Bekanntmachungen
wegen Ausloosung von Rheinprovinz-Obligationen,auch in den Rcgicrnngs-Amtsblättern angezeigt
werben möchten. Wird an den Landesdirectorals Geschäftssache überwiesen. Eine zu spät eim
gegangene,.Petition des A. Scheben in Cöln, wegen Bewilligung von Geldmitteln znr Wiederher¬
stellung der Abtei-Kirche zu Kuechtstedeu, wird zu den Akten genommen.

Der Marschall macht bekannt, baß bei Beginn der morgigen Sitzung die Ersatz-Wahlen
für den Provinzial-Verwaltungsrath vorgenouimeuwerden sollen.

Weiter theilt der Marsch all mit, daß die Wen, betreffend den Gesetz-Entwurfwegeu
Aufbringuug der kirchliche» Bedürfnisse für die Pfarrgemeiudcu auf der liukeu Rheinseite unten
im ständischen Archiv zur Einsicht offen gelegt sind.
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Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, ordnet der Marschall die am Schlüsse der
letzten Sitzung verschobene wiederHolle Abstimmungüber den Aulrag wegen künftiger Öffentlichkeit
der Verhandlungendes Provinzial-Landtageöan.

Der Abgeordnete Breinig stellt zur Geschäftsordnung die Frage, ob der Vorsitzende selbst die
namentliche Abstimmungbeantragen wolle oder ob ein Drittel der Mitglieder sich für dieselbe erkläre.

Der Marsch all nimmt den Antrag auf namentliche Abstimmungauf. Es wird zunächst
über die Frage wegen Zulassung der Öffentlichkeit überhaupt abgestimmtund zwar ohne nament¬
liche Adstimmuug,wobei die Versammlungsich nahezu einhellig für die Öffentlichkeit erklärt. So-
dann wird wegen des von dem AbgeordnetenKaesen zu dem bezüglichen Autrage des Provinzial-
Verwaltuugsratbs beziehungsweise l. Ausschusses gestellteu Amendcments,wonach die Öffentlichkeit
sofort und nicht erst nach Fertigstellung des Ständehaus-Gebäudes zugelassen werden soll, znr
namentlichenAbstimmunggeschritteu. Es stimmten:

mit Ja die Herren:
Bcckmaun
Bremig
von Bönninghausen
Eourth
Conze
Caesar
Eremer
Dictze
v. Eynern
Frh. v. Eerde
Oraf G. v. Fürstenberg
Friederichs
Franoux
Graf u. Vollstem
Fürst v Hatzfeld
Graf v. Hompesch-Nuhrig
Holthaus
Horst
Hirschbruun
Horster
Ientges
Iagenberg
Kunz
Äreutzberg
Kaesen
Kockerols
Frh. C. v. Loe
Lautz
Lambertz
Frh. F. v. Lo8
Graf v. Mirbach

mit Nein die Herren:
Frh. A. v. Fürstcuberg
Vice-MarschallT. v. Gchr
Frh. Fr. v. Geyr
Ghmnich
v. Heister
Frh. v. Hövcl
Iansen
Frh. E. v. Lok-
Graf v. WolffMelternich
v. Ruyö
Frh. v. Solemacher
Graf v. d. Schulenburg
Graf v. Spee
Graf zu Stolberg Wernigerode
Schmitz
Fürst zu Wied
Frh. R. v. Geyr
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mit Ja die Herren:
v. Monschaw
Marcus
Müller
Merrem
Maas

Rautenstrcmch
Reusch
Neinhard
Fürst Salm-Reifferscheidt-Dyt
Graf v. Schaesberg
Sahler
Schlächter
Strunk
Schmidtborn
Trapp
Prinzen
Frh. v. Wenge-Wulffeu
Waldthauseu
Wolters
Weidt

Wahlers
Frh, v. Schirp

Gefehlt haben die Herren:
Frh, von Bourscheidl. vom Hövel, Mattonet. Mnnd. Seul, Frh. v, Spies-Aüllesheim.

Das Resultat der Abstimmung ist, daß von 70 Anwesenden 53 für und 1? gegen den
Antrag gestimmt haben.

Der Marschall erklärt demgemäß den Antrag Kaeseu mit der nöthigen Stimmenmehrheit
für angenommen und ist die beschlosseneAdresse an Seine Majestät den Kaiser und König dem
entsprechend z» verfassen. Es wird in die Tagesordnung eingetreten.

Gesetz-Entwurf Über Der erste Gegenstand betrifft das Referat des I. Ausschusses, betreffend Begutachtung des
Erweiterungder Ver-Gesetz-Entwurfs über eine Erweiterung der Verweudungs-Zwecke der den Provinziell- und Communal-
wendungs.Zwcckeder H^vändm überwieseuen Dotationsfonds

Dotatwnsfonds. ^. g^^M Abgeordneter Marcus erstattet nach Verlesung des bezüglichen Gesetzes-
Paragrapheu das nachfolgende Referat:

Die Königliche Staalsrcgierung hat dem yause der Abgeordneten in seiner letzten Session
den Entwurf zu einem Gesetze vorgelegt, wonach die deu Provinzial- und Kommuual-Verbäudeu
überwiesenen Dotationsfonbö fortan auch zur Förderung des Neubaues von sogenannten Sekundär-
Eisenbahnen verwandt werden dürfen. Dieser aus einem Paragraphen bestehende Gesetz-Entwurf ist
mit einem Amendement, nach welchem hinter dem Worte: „Seknndär-Bahnen" eingefügt werden soll

„und Pferde-Eisenbahnen"
in der zweiten Berathung angenommen worden.

In der dritten Berathung aber hat das Haus der Abgeordneten den Gesetz-Entwurf mit
177 gegen 165 Stimmen abgelehnt und beschlossen, die Negierung aufzufordern, zuvor den pro-
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vinzialständischen Verbänden und deren gesetzlichen Vertretungen den Gesetz-Entwurfzur Begut¬
achtung vorzulegen.

Dies ist durch das Allerhöchste Provositions-Dekretvom !N. Mär; d. I. dem rheinischen
Provinzial-Landtagegegenübergeschehen. Wie aus dem Wortlaute des Gesetz-Entwurfeshervorgeht,
soll den Proviuzial- und Kommuual-Verbändenin keiner Weise eine Verpflichtungauferlegt werden
zur Anlage von Sekundär- und Pferde^Eiseubahueumitzuwirken,sondern es soll ihnen lediglich die
Ermächtigungertheilt werden, uach ihrem Ermessen uebeu den dnrch das Gesetz vom 8. Juli 1875
genau normirten Zwecken,d. h. der Fürsorge für den Nenbau vou chaussirten Wegen und der
Unterhaltung des Gemeinde-und Kreis-Wegebaues, auch noch den der Förderung von Sekundär-
und Pferde-Eisenbahnenzu verfolgen.

Bei dem Umstände, daß der Dotationsfondö unserer Provinz bei weitem nicht ausreicht,
um aus ihm die oben genannten, in dem Gesetze vom 8. Inli 1875 normirten Zwecke zn erfüllen,
vielmehr erhebliche Steuer-Umlagen dazu erforderlichsind, scheint im Allgemeine»eine Veranlassung
zu Erweiterung dieser Zwecke,ohne daß zugleich eine Erweiteruug der Mittel gegeben wird, weit
abzuliegen. Indeß, da es sich nicht um eine Verpflichtung des Provinzial-Verbandcs handelt,
sondern nur um eine Erweiterung der Rechte desselben gegenüberden ursprünglichen Bestimmungen
des Dotationsgesetzes— die doch einmal, wenn auch iu uoch nicht abzusehendem Falle, ihm von
Werth sein könnte, so meint der I. Ausschußsich uicht gegen diese Erweiterung der Befugnisseim
Allgemeine«ablehnend verhalten zu sollen.

Nur hält er es, um von vorne herein jede dnrch die vorgeschlagene Erweiterung der Ver¬
wendungszwecke des Dotationsfonds mögliche Vermehrung der Belastung der Provinz zu verhindern
und andererseits die in erster Änie zn verfolgendenZwecke nicht zu beeinträchtigen,für geboten,
die Ermächtigung zur Verwendungdes Dotationsfonds für den Bau von Setuudär- und Pferde-
Eisenbahnen auf den Fall zu beschränken,daß sich Ueberschüsse aus dem Dotatiousfonds nach
völliger Befriedigung der ihn, nach dem Gesetze vom 8. Juli 1875 obliegenden Verpflichtungen
ergeben.

Die Versammlungmacht die Begutachtung des Ausschusses einstimmigzu der ihrigen.
Der AbgeordneteS ahler referirt Namens des II. Ausschusses, nachdem er die Ver-Antrag des Professors

sammlung mit dem Inhalte der Anträge des Professors E. auö'in Weerth bekannt gemacht und E- aus'm Weerth zur
als besondere Veranlassuug zu der Petition die Gelegenheitzum Autaufe der zu verauktiouirendcn ^"""brung u°n Bei-
AntiquitätenSammlnng des Hugo Garthe iu Kölu erwähnt hat, wie folgt: ?M ü" n'M^Bonn

Anf den Antrag des Professors E. ans'm Weerth iu Kessenich bei Bonn, befürwortet und Trier,
durch die Commission für die Rheinische» Proviuzial-Mnsecn zu Bonn uud Trier, beschloß der II.
Ausschuß dem hohen Hause zu empfehlen:

1) geuehmigen zu wolle», daß als außerordeutlicherZuschuß für deu Autauf vou rheiui.
scheu Alterthümern und Kunstsachen der römischen uud mittelalterlichenZeit, den beiden Provinzial-
Museen zu Bonn uud Trier diejenigen12000 Mark, welche den genannten Museen für das Jahr
1874 bereits zugewiesenwaren, aber wegen deren verzögerterLouslitniruug nicht znr Auszahlung
kamen, mit <>00N Mark für ein jedes der beiden Museen uuter der Bedingung erneut bewilligt
werdeu, daß auch die Königl, Staatsregierung eine gleiche Snmme zur Auszahlung gclaugeu läßt;

2) dagegen die Genehmigungzu versagen iu Bezug auf die weiterhin nachgesuchteBei¬
hülfe von 100,000 Mark zur Herstellung resp. z»,n Ncnban eines Museums-Gebäudesin Bonn.

Der Marsch all eröffnet über die Anträge des Ausschusses die General-Diskussion.
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Abgeordneter Lautz erklärt sich mit dem Antrage aä 1 einverstanden, auch wolle er nicht
gegen den ablehnenden Beschluß -ul 2 das Worl ergreifen, nur bitte er, bei künftiger Aufstellung
eines neuen Etats, vorausgesetzt, daß dann auch die Verhältnisse günstiger sind, den Antrag ml 2
wohlwollend wieder aufzugreifen und dann beide Mnseen in Bonn und Trier gleichmäßig in Be¬
rücksichtigung zu ziehen,

Abgeordneter Horst erklärt sich gegen den Antrag »ck 1, Die Sammlung des Herrn
Hugo Garthe sei eine rein umnismatische und befänden sich nur sehr wenige Alterthümer darunter.
Der Stadt Köln sei die Sammlung ebenfalls angeboten worden, indeß zu einem enormen Preise.
Es sei daher keine Anssichl vorhanden die ganze Sammlung erwerben zu können nnb müsse Ein-
zelnes jedenfalls theuer bezahlt werden.

Der Referent bemerkt hierauf, daß der Beschluß des Ausschusses nicht dahin gehe, daß
die Beilrägc absolut zu Ankäufen aus der Garthc'schen Auction zn verwenden seien, die Bewilligung
vielmehr der Verwendung in keiner Weise vorgreifen solle. Zudem sei die Genehmigung des
gleichen Betrages von Seiten der Staatö-Regierung in dem Antrage vorbehalten.

Abgeordneter Horst: Via» dürfe auf den früheren Beschluß uicht zurückgreifen. Es sei
zunächst wohl Sache der Stadt Bonn ihr Interesse an dem Bonner Mnseum zu bekunden, was
bis jetzt noch iu keiner Weise geschehen sei.

Abgeordneter v. Solemacher kann mittheilen, daß die Staats-Negierung die Bewilligung
bereits abgelehnt hat.

Abgeordneter Mareus bemerkt gegen die Aeußerung Horst, daß die Stadt Bonn das
E. M. Arudt-Haus zu Zweckeu des Museums gegeu eine geringe Miethe ans so lauge zur Dis-
Position gestellt habe, als der Museums-Verein sich desselben bediene» wolle.

Nach einigen weiteren Vemerknna.cn von Seiten der Abgeordneten Lautz und Kacsen,
schließl der Marschall die General-Diskussion und bringt den ersten Antrag des Ausschusses zur
Abstimmuug. Der Antrag wird genehmigt.

Bezüglich des zweiteu Antrages auf Gewährung eiucr Beihülfe von 100,000 Mark zum
Museumsban in Bonn erfolgt dem Vorschlage des Ausschusses gemäß einstimmige Ablehnung.

PetitionderEinwuhuer Referat des II. Ausschusses betreffend Gesuch der Einwohner der Gemeinde Falscheid NIN
der GemeineMscheid^MllM,g, eines Zuschusses znr Errichtung einer Wasserleitung im Orte Falscheid.
um Newilligunss eines n, I l c>,5 ^ ^ s .

Anschusses zum «an ^f,"'mt Abgeordneter Lambertz.
einer Wasserleitung im Der Ausschuß vermag den Antrag nicht zu befürworten uud schlägt Ablehnung vor.

Orte ssalscheid. Der Marschall eröffnet hierüber die Diskussion.
Abgeordneter Reusch stellt folgendes Ameudement:

„Hoher Landtag wolle beschließen, den Petenten zu ihrem Unternehmen aus
Mitteln der Provinzial-Fener-Societät eine Beihülfe von 1200 Mark zu gewähren
event, das Pctitum dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur nähern Prüfung zn überweisen."

Referent bemerkthiergegen, daß der Ausschuß zu seinem Autrage lediglich durch die Auf¬
fassung bewogen worden sei, daß eine Bewilligung des Gesuchs in irgend einer Weise auch andere
Anträge dieser Art nach sich ziehen werde.

Abgeordneter Freiherr v. Eerdc wünscht iu den Antrag Reusch die Bedingnng anfgeuommen,
daß die Staatsregiernug, welche für derartige Calamitäten zunächst einzutreten habe, den gleichen
Betrag von 1200 Mark bewilligt.

Abgeordneter G h m n i ch will die Angelegenheit dem Proviuzial-Verwaltuugsrathe über¬
wiesen wissen. Es fehle dem Landtage an jeder Grundlage zur Beurtheiluug und wisse man nicht
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einmal, ob nicht die Gemeinde selbst in der Lage sei, die Kosten der fraglichen Wasserleitung
anzubringen.

Abgeordneter Ren sch versichert aus eigener Kenntniß, baß die Gemeinde die erforderlichen
Mittel nicht besitzt.

Der Marschall schließt die Diskussion und stellt das Amendement Neusch in seinen
einzelnen Theilen zur Abstimmung.

Die Bewilligung eines Zuschusses vou 1200 Mark aus Feuer-Societäts-Mittcln wird
hierbei abgelehnt, dagegen Ueberweifnng der Angelegenheit an den Provinzial Verwaltnngörath
Behufs näherer Prüfung beschlossen.

Damit ist der Antrag des Ausschusses auf einfache Ablehnung gefallen.
Der Vice-LandtagS-Marschall Freiherr v. (sehr ttbernimmt den Vorsitz
Es folgt das Referat des II. Ansschusfes, betreffend die vom

rathe beantragte Erhöhung des Pensionssatzes für die iu die Rheinischen Proviuzial Taubstummen ^"^ 'ür die taub-
^.. , " ^. ^, ^ slunnneu ^ttudev ui den
schulen aufgenommenen taubstummen Kmder vom 1. Iauuar 1»?« ab. Pwuwzial Taub-

Referent Graf v. F ü r st e u b e r g - S t a m m h c i m. stnunne» ^»stalien.
Iu Anbetracht, daß der bisher gezahlte Pcnsionssatz für die in die Rheinischen Provinzial ^

TaubstnmmewSchuleu aufgenommenen Kinder im Betrage von I5<» Mark für jedes Kind fortan '^ ..'e,-
zum Unterhalte der als Externe zu bezeichnenden Kinder nicht mehr genügt, befürwortet der
II. Ausschuß dcu Antrag deö Provinzial-Vcrwaltungsraths dahin gehend:

„Der Provinzial^andtag wolle beschließen, daß der Pensionssatz für die iu die
Rheinischen Provinzial-Taubstummeu-Tchulcn aufgenommenen taubstummen Kinder vom
I. Januar 187« ab in dem Ersatzc des Seitens der provinzialständischen Verwaltung
für die Unterbringung jedes einzelnen Kindes bei Pflege Eltern zu zahlenden wahres-
Betrages, jedenfalls aber in gewöhnlichen Fällen nicht in einem höhereu Betrage als
252 Mark zu bestehe« habe."

Der Vice-Marsch all stellt den Autrag zur Disknssiou nnb erklärt, da das Wort nicht
verlangt wird, denselben für angenommen.

Der Abgeordnete Weidt erstattet das Referat des III. Ausfchusscö über den Antrag des Decharginuig der Nech-
Verwaltungsrathes betreffend die Dechargirung der Rechnungen der Provinzial-ArbeitS-Anslalt ^,".mgeuderProos»zial'
Brauweiler für die Jahre 1873, 1874 nnd 1875. ' B«uwei!e" '"

Der AuSfchuß hat bezüglich der Rechuuugcn außer deu Seitens des ProvinzialVerwaltmigs-
raths gezogenen Notaten nichts zn erinnern gefunden und beantragt nach Erledigung sämmtlicher
Notate die Dechargc zu ertheile«.

Die Versammlung erklärt sich hiermit einverstanden.
In Abwesenheit des zum Referenten bestellten Abgeordnete,, Mund erstattet der Abgeord« Antrag des Kreises

nete von Bönninghansen das Referat des IV. Ausfchnffes betreffend den Antrag des Kreises Melsenheim aus Ueber»
Meisenheim auf Uebernahme der Kreisstraßen als Provinzialstraßen. nahu,e der Kreisstraße»

Der IV. AnSschuß hat das vom Provinzial-Verwaltungsrathe in der vorliegenden An'°°" P""mzmlstraßen.
gelegenhcit an den ProvinziabLaudtag erstattete Referat geprüft nnd empfiehlt im Einverständnisse -^ „
mit den Ausführungen diefes Referats, die in demselben gestellten Anträge zur Annalune. ^,

Der Vice-Marschall erklärt, da keine Einwendungen erfolgen, die Anträge für beschlossen.
Referat des !. Ausschusses über die Petition der Stadt Köln vom 2l. März 1877, den Pctitim, der Stadt

Vertheilungs'Maaßstal' der ProvinzialUmlage bezüglich der Kosten der Bezirtsstraßen betreffend.^" betreffend den
Umlage Modus bezüg¬
lich der Kosten der

Bezirlsstraßm.



64

Der Referent AbgeordneterDietze berichtetwie folgt:
Die Stadt Köln hat mittelst Petition vom 21. März e. den Antrag gestellt, daß der sei>

herige Vertheilnngs- Maßstab zur Deckung der Bedürfnisse für die Kosten der Bezirksstraßen
nach Maßgabe des Ist-Eintonnnenö an dirrcteu Staatsstencrn, soweit diese Kosten aus der Dotation
uach dem Gesetzevom 8, Juli 1875 nicht bestritteu werden können, dahin abzuändern, daß die
Koste» derselben künftig nach einem gerechteren Maßstabe, uud zwar nach dem des Flächen-Inhalts
und der Bevölkerungin der Provinz, auf die Kreise umgelegtwerden sollen.

Iu Erwägung, daß für die füuf östliche» Provinzen der hier zu Oruude gelegte Ver-
theilungs-Maßstab für die Aufbringung der Provinzial-Abgabenim §. IN« der Provinzial-Ordnnng
vom 29. Juni 1875 ausdrücklich vorgeschrieben ist, und der 22. Rheinische Provinzial Landtag in
seiner Plcnar-Sitzung vom 9. Inni 1874 sich mit der künftigen Reparation der Kosten nach dem Maß
stabe der gesammte»direeteu Staatssteuern auf die ganze Proviuz eiuverstandeu erklärt hat, —

iu Erwägung ferner, daß dem Regulativ betreffend die Vereinigung der iu der Rhein-
Provinz bestehendenÄezirtsstraßenfonds und der Fonds zur Unterhaltung der Staatsstraßen zu
Einem ProviuzialslraßenfondSam 17. Iauuar 187«; die staatlicheOeuchmiguug ertheilt woroeu
ist, und iu Erwägung endlich, daß die Unterhaltung der frühereu Vezirtsstraßeu mir einen inte,
grirenden Theil der Provinzial-Lastcubildet, kann der 1. Ausschuß den Autrag der Stadt 5töln nicht
als billig anerkennenund beschließt dem hohen Landtage zu empfehlen„unter Mittheilung des Be¬
schlusses über den Antrag der Stadt Köln zur Tagesordnung übermgehen."

Der Vice-Marschall stellt den Antrag ans Uebergangzur Tagesordnung zur Diskussion,
Die Versammlung ist einverstanden.

Der Marsch all tritt wieder ein und übernimmt den Vorsitz.
PetitionderStadl-uüln Der Abgeordnete Bremig erstattet das Referat des III. Ausschusses über die Petition
wegen anderweiterVer ^ Vertreter der Stadt Köln bezüglich der Aufbriuguug der zur Verzinsung uud Amortisation
W«'^r"!n3 ^ DbligationenAnleihe der Rheinprovinz erforderlichenBeträge:
zuismis, um, Anwrti ^e Vertreter der Stadt Köln haben dem hohen Landtage in einer Petition vom 16. März
satwn der Oblissa-d, I. nachstehende Anträge znr Beschlußfassung unterbreitet, nämlich:

timien-Anleihe der lt, daß die Kosten der Proviuzial Irrcn°Anstalteu iu der ganzen Provinz ohne vorherige Unter-
Rheinprovinz erforder- vertheilung auf die Regierungsbezirke gleichmäßig auf die Kreife umgelegtwerden mögen;

' '"' ^ ^ ^ >i. daß den >ltegiernugsbezirleuuud Kreisen nach dein Maaßstabe ihrer Beiträge ein
Anspruchauf Besetzung der KrankensteUeu bei vorhaudcnem Bedürfniß ertheilt werde;

<!. daß der Landtag die Entlastung der Provinz von den bei der Errichtung der Bonner
Anstalt durch die Rücksichten auf die Universität Bonn etwa eutsteheudeuMehrkosten
in Erwägung ziehe;

cl. daß bezüglich der Beiträge auch für die Vergaugeuheit eiue Ausgleichungnach dem
oben erwähnten Maßstabe Statt finde;

<v daß für die Vertheiluug der Kosteu in Zntunft ein billigerer Maßstab angenommen
und für denselben die Allerhöchste Ocnchmignngnachgesucht werden möge.

Angesichtsdieser weiltragenden, die Abänderung gesetzlicherBestimmungen uud früherer
Beschlüsse des Landtages bezweckeudeu Auträge und in besonderer Berücksichtigung, daß die definitive
Regelung der IrrewAnstalls-Bautosteu vor gänzlicherFertigstellungder Bauten selbst nicht möglich
und sonach auch bis dahiu die wirtliche ober vermeintliche Ueberbürduugder Stadt Köln durch
die zu diesen Baukosten zu leistenden Beiträge nicht vollständig zu ermitteln ist, auch die gu.
Anträge nicht dringlicherNatur sind, erklärt der Ausschuß,momentan sich nicht in der Lage zu
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befinden, auf die materielle Prüfung der gedachten Anträge einzugehen und beehrt sich dem hohen
Haufe vorzuschlagen, die mehrerwähute Petition der Stadt Köln zur Vorprüfung an den Verwalt
tuugsrath zn verwcifen mit dem Auftrage, entweder uoch dem jetzt verfammclten oder dein nächsten
Landtage Bericht zu erstatte» und ihm geeignet scheinende Anträge zu unterbreiten.

Referent bemerkt im Anschlüssehieran, daß in diesem Augeublicke Untersuchungen schwebe»
über muthmaßliche Diebstähle und Unterschlagungen bei den Irren-Anstaltsbanteu iu Bonn. Wem,
diese Aetrügcreieu, wie es den Anschein habe, zur Gewißheit werden, würde der Landtag demnächst
auch zu prüfen haben, ob die dadurch verursachten Ausfälle dem Regierungsbezirk Köln znr Last
fallen follen.

Der Marfchall stellt den Antrag des Ausschusses zur Diskussion.
Der Abgeordnete Kaesen wünscht, daß der Stadt Köln zwischenzeitlichNachricht gegeben

werde, welche Stellung der Provinzial'Verwnltungsrath der Petition gegenüber eingenommen habe.
Der Marsch all erwidert, daß die Stellung des Provinzial ° Verwaltungsraths zu der

Augelegenheit erst durch die demuächstigen Anträge desselben a» den nächste» Landtag klar gestellt
werden könnte.

Darauf wird die Diskussion geschlossenund der Antrag des Ausschusses genehmigt.
Es folgt noch das Referat des !. Ausschusses über die Petition des Direktors der Abthei- Petition wegen des

lung Düre» des landwirtschaftliche» Vereins für Rheinpreußeu, welcher Gegenstand in der Tages Vcrtheilungs-Mudus
ordmmg »icht aufgesuhrt war. ^ " °

Referent Abgeordneter Dietzc macht die Versainmlnng mit dein Inhalte der Petition
bekannt, dahin gehend, daß in der letzten Sitzung des Kreistages zu Dürcu folgender Antrag au
de„ Provi»zial°La»dtag beschlossenworvc» sei:

„Der Provinzial - Landtag wolle beschließe», daß die Provinzial'Lasten iu Zu¬
kunft iu der Weise auf die Kreise vertheilt werden, daß die Hälfte der Gruud-, Gewerbe-
und Gebändestcuer, dagegen die Klassen- und tlassifizirte Einkommensteuer ganz als
Grundlage der Vertheilung angenommen werde,"

Der Antrag sei gegen die Stimme» der zwei städtischenVertreter einstimmig angeiwunncn
worden, jedoch habe die Köuigl. Regierung zu Aachen dem Beschlusse die Genehmiguug versagt und
wende sich die Petition nunmehr au den Landtag um Abhülfe.

Der I. Ausschuß empfiehlt aus Gründen, wie bei der ähnlichen Petition der Stadt Köln
entwickelt, „über die Petition zur Tagesordnung überzugehen."

Der Marschall fragt, ob hiergegen etwas zu eriunern sei und erklärt, da keine Gegen«
bemerkung erfolgt, den Ucbergang zur Tagesorduung für genehmigt.

Hierauf schließt der Marschall die Sitzung, da die Tagesordnung erledigt ist, und beraumt
die nächste Sitzung auf Dienstag 11 Uhr an,

(Ende der Sitzung 2 Uhr.)

Wilhelm FUrst zu Wied,
Lanbtags-Marschall.
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Achte Sitzung.
Verhandelt in der Anl'a der Kealschnle zu Msseldorf am 17. April 1877.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Daö Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fuugirt der Abgeordnete Freiherr E. v. Loü.

GeschMiche Mit- Bevor in die Tagesordnung eingetretenwird, theilt der Marschall folgende Eingänge mit:
theil»««,«!. Vo„, Provinzial Vcrwaltnngsrathe ist ein Referat vorgelegt worden betreffenddie Ueber¬

nahme der Gemeinde-und Forst-Chaussee oou Langerweheüber Schcvcnhütte nach Hüutgeu, resp.
Kleinhau auf Provinzml-Fonds. (Ächt au dru IV. Ausschuß.

Ferner liegt ei» au den Provinzial-Verwaltungsrath und zugleich au dc« Provinzial-
Landtag gerichteter Antrag des Direktors der zu Cölu, Geheimer
Rath Dr. Birnbaum, vor, betreffenddie Anstellungeines zweitenArztes in der Anstalt.

Der Vorsitzende bemerkt, daß der Provinzial-Verwaltnngsrath den Antrag feiner Seils
abgelehnt, auch iu feiueu Borschlägen betreffendden Etat der Hebammen Anstalt, welchem bereits
die Genehiniguugertheilt sei, die Anstellung eines zweitenArztes nicht vorgesehenhabe. Da der
Antrag jedoch zugleich au den Landtag gerichtet und die augeregte Frage bei Borberathung des
Etats im Ansschnssenicht zur Sprache gekommensei, verweise er die Angelegenheit an den V. Ausschuß.

Vom Proviuzial-Verwaltungsralhe ist ferner ein Bericht des Landraths des Kreises
Meisenbeimzur Vorlage gebracht, betreffeud die Kreisstraßen des Kreises Meiscnheim und Ueber¬
nahme derselbenauf ProvinzialstraßcuFonds. Die Vorlage hat durch den in der letzten Sitzung
gefaßten Beschluß wegen Uebernahme der genannten Straßen bereits Erledigung gefunden und
wird daher zu den Alten genommen.

Von Seiten des Proviuzial-Verwaltnngsraths ist weiter eine Petition des Provinzial-
Raths Forster vorgelegt worden, betreffendseine Stellung gegenüberder durch den Nachtrag zum
Organisations-Negulativ veränderten Organisation der provinzialständischenVerwaltung. Geht an
den I. Ausschuß.

Der Abgeordnete Bremig wird für diese Vorlage dem 1. Ausschußzugetheilt.
Vom Abgeordnete» Reusch ist eine Petition der Gemeinde Bedcrsdorf im Kreise Saarlouis

betreffenddie Ausgleichungder Kricgsleistungeuaus dcu Iahreu l 870/71 vorgelegt wordeu; dieselbe
wird, weil zu spät eingegangen,zu den Akte» verwiesen.

Von der GemeindeEitorf ist eine Petition eingebracht, nm Gewährung einer Beihülfe
von 30,000 Mark zu Wege-Zwecken aus Provinzial Fonds.

Da der Eingang der Vorlage zu fpät erfolgt ist und ein aus der Versammlung gestellter
Antrag, die Petition dennoch, in Anbetracht der obwaltendenbesonderen BedürftigteitsVerhältnisse
dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur gefchäftsmäßigen Behandlung zu überweisen, in der Minorität
blieb, wird die Petition zu den Akten gegeben.
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Nachdem noch die für heute aufgestellte Tagesordnung vom Vorfitzenden dahin modificirt
worden, daß als 3. Gegenstand die Angelegenheit betreffend den Weiterban des Ständehaufes
eingereiht wird, erfolgl der Uebergang zum 1. Punkte der Tagesordnung:

Ersatzwahl der Mitglieder des Provinzial-Verwaltuugsraths. Ersatzwahl zum
Es wird mit der Wahl für den Regierungsbezirk Trier begounc», uachdem der Abgeordnete ProuinM-Verwal.

Freiherr v. Solemach er das Resultat der stattgehabten Vorbesprcchuugeu der sämmtlichen Landtags- tunasmth.
Mitglieder aus dem Regierungsbezirke Trier unter sich zur allgemeinen Kenntniß gebracht hatte.

Für den genannten Regierungsbezirk sind 2 Mitglieder zu wähle» und zwar 1 aus dem
Staude der Städte und 1 aus dem Stande der Landgemeinden.

Der Marfchall stellt die Frage, ob die Wahlen per Acclamatiou erfolgen folleu.
Es erhebt sich Widerspruch.
Der Abgeordnete S eul bemerkt, daß uach §. 1 des Gesetzes über die ständischen Wahlen

eine jede Wahl mittelst besonderen Wahl-Aktes zu geschehen habe.
Der Marsch all erklärt, daß danach die Wahleu einzeln durch Stimmzettel zn vollziehen

seien. Als Scrutatoren für das Wahlgeschäft werden die Abgeordneten Graf von Spce und
Beckmann ernannt. Der Marfchall läßt die Wahl des Mitgliedes für den 3. Stand vor-
nehmen.

Es find 75 Stimmen abgegeben, davon beiträgt die abfolute Majoriät 38.
Es haben Stimmen erhalten

Abgeordneter Lautz 71
Reusch 3

„ Schlachter 1
Der Abgeordnete Lautz ist somit gewählt und nimmt derselbe die Wahl an.
Demnächst wird die Wahl des Mitgliedes aus dem Stande der Landgemeinden vorgenommen.
Von den abgegebenen 75 Stimmen haben erhalten

Abgeordneter Reufch 49
„ Rauteustrauch 24
„ Schmidtborn 1
„ Schmitz l

Demnach ist der Abgeordnete Reufch gewählt.
Derselbe nimmt die Wahl mit den Worten au:

„Ich daukc der hohen Versammlung für das mir erwiesene Vertrauen, indem
ich die Wahl annehme."

Es folgt die Wahl eines Mitgliedes für den Regierungsbezirk Eoblenz; das Mitglied foll
aus dem 4, Stande gewählt werden, nachdem in der Vorbesprechung der sämmtlichen Abgeordnelen
aus dem Regierungsbezirk Coblenz eine dahin gehende Einigung getroffen worden. Es werden 75
Stimmzettel abgegeben, davon haben erhalten:

Abgeordneter Reinhardt 48
Schmitz 26

„ Hirfchbrunn 1
Der Abgeordnete Reinhardt hat also die absolute Majorität und ist gewählt, derselbe

nimmt die Wahl an. — Es wird zur Wahl für den Regierungsbezirk Düsseldorf geschritten, nach¬
dem das Resultat der Vorbesprechung der Abgeordneten für den genannten Regierungsbezirk ebeu-
falls proklamirt worden war; das zu wählende Mitglied ist aus dem 4. Stande zu nehmen.

9*
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Von den wiederum abgegebenen75 Stimmen haben erhalten:
Abgeordneterv. Bönninghausen 42

v. Ruhs 33
Der Marschall erklärt den Abgeordnetenvon Vönninghauscn fiir gewählt und nimmt

derselbe die Wahl an.
Event, Neuwahl des Zweiter Gegenstandder Tagesordnung betrifft das Referat des I. Ausschusses über die
Proui»zial°Vmval'̂ M. Neuwahl des Provinzial^Verwaltungsraths.

nmaMiths. Referent AbgeordneterDietze: Der Provinzial-Verwallungsrath hat durch Beschlußvom
5. April c. dem Provinzial-Landtageanheimgegeben,ob derselbe schon jetzt eine Neuwahl des ge.
sammtenProvinzial-Verwaltungsrathes mit Rücksicht darauf vornehmen wolle, daß das Mandat
der zur Zeit fuugirendcnMitglieder des Verwaltungsrathes am I. Januar 1878 abläuft.

Der I. Ausschußempfiehltdem hohen Landtage:
„für jetzt keine Neuwahl vorzunehmenweil ein Gruud dazu nicht vorliege,

indem nach tz. 2 Alinea 2 des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des
provinzialständischen Vermögens :c. vom 27. September 1871 die Mitgliedschaft im
Provinzial-Verwaltungsrathe bei Ablauf der Wahlperiode bis zur Wahl des Nach¬
folgers fortdauert,

„dagegen eine Neuwahl erst vou dem nächsten Provinzial-Laudtagevornehmen
zu lasseu".

Der Marsch all eröffnet über den Antrag des Ausschusses die Diskussion. Es meldet
sich Niemand zum Wort; der Autrag wird zur Abstimmuuggebracht und einstimmigangenommen.

Neubau des Stände Der AbgeordneteLautz erstattet das Referat betreffendden Neubau des Stäudehauses.
Hauses. Aus dem über die Angelegenheit erstatteten Berichte des Prooinzial-Verwaltungsraths hat

..^ der l. Ausschuß zuuächst ersehen, daß dasjenige, was bisher iu Bezug auf den Bau geschehe», in
^.' keiner Weise den Beschlußfassungen des Provinzial-Landtagspräjudizirt und daß die abgeschlossenen

weiterlaufende»Liefernngsverträgenur den anerkennenswerthenZweck verfolgen, für alle Fälle die
Lieferungvon Materialien zu güustigeuBediuguugen zu sichern, ohne daß auf der auderen Seite
eine Verpflichtungzur Abnahme eingegangenwäre.

Wie den Mitgliedern des Landtags bekannt, habe der letzte Landtag eineu Credit von
000,000 Mark zur Herstellungdes Ständehauses bewilligt. Die vom Baurath Raschdorff dem
Verwaltungsrathe vorgelegte spezielle Durcharbeitung des Coucurrenz-Projccteshabe jedoch eiue
Gesammt-Bautosten-Snmmevon 1,480,000 Mark nachgewiesen, also den Baucredit um 580,000 Mark
überstiegen. Der Proviuzial-Verwaltungsrath habe deßhalb der vorgelegten Durcharbeitung die
Genehmigungversagenmüssen und sei dann eine Vereinbarung dahin getroffenworden, daß der
Banrath Raschdorffdie Ausarbeitung eines anderen Planes auf denfelben Grundrissen und den¬
selben Fnndameuten innerhalb des vom Provinzial-Landtageeröffneten Bau-Credits vorzulegeuhabe.
Es fei uuu am 7. August v. I., uachdem vorher vou dem Baurath Raschdorff ein andcrweiter
Vorschlagwegen Abänderung des früheren Projectes eingegangen,von dem Verwaltungsrathe aber
uicht acceptirt wordeu, die Vorlage eines neu bearbeiteten vereinfachten Entwurfs mit einem Kosten¬
anschläge znr Summe vou 1,050,000 Mark erfolgt. Dieser Plan habe dem Ausschusse vorgelegen,
derselbe genüge in keiner Weise auch uur deu bescheidenstenAnsprüchen,welche man in Bezug auf
deu monumentalenCharakter an ein Gebäude zu stellen berechtigtfei, das durch viele Generationen
hin, öffentlichen Zweckenzu dienen bestimmt ist. Der Verwaltungsrath habe denn auch diesen
Entwurf als ungenügendzurückgewiesen und war also bis dahin, Ende August v. I., irgend ein
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Resultat nicht erzielt worden. Wie des Weiteren aus dem Berichte des Provinzial-Verwaltungsraths
zu ersehen sei, habe inzwischen eine üonfcrenz zwischen dem Provinzialrath Forster und dem Baurath
Raschdorff stattgefunden, die zu den im Berichte näher aufgeführten gemeinsamenBorschlägen führte.

Die hiernach vom Baurath Nafchdorff bewirkte spezielle Durcharbeitung des Bauprojekts
erfordere nach den, speziellen KostenAnschlage die Gesammtbausumme von 1,061,500 Mark. Der
ProvinzialPerwallnngsrath habe sich für die Ausführung diefes neu bearbeiteten Planes erklärt.
Derselbe entspreche wohl auch, nach der Ansicht des Ausschusses, den Anforderungen, welche an ein
Bauwert, wie das in Rede stehende, gestellt werden dürfen, sei jedoch weit entfernt von der Groß¬
artigkeit des Coneurrenz-Eutwurfs. Namentlich fehle ihm die ornamentale Ausschmückung, welche
einem solchen monumentalen Oebändc die höhere Weihe des ästethisch Schönen verleihe, und sei
der Ausschuß einstimmig der Ansicht gewesen, daß ein Opfer nicht gescheut werden dürfe, um diefe
höhere Botteuduug zu erzielen.

Gleicher Anficht sei auch der Provinzial-Berwaltuugsrath gewesen und befürworte derselbe,
daß bei Ausführung des Baues die Durchführung der Friese und die Ausführung der Nischen an
der Ost- und Westfront, sowie die Dekoration des Daches dem Concurreuz-Projette einsprechend
erfolge. Es würde das ciueu weitercu Kosteuaufwand von 106,100 Mark erfordern, mit diesen
Ausgaben aber auch das augestrebte Ziel vollkommen erreicht werden.

In den vorgenannten Ziffern fowie in allen übrigen Kostenanschlägensind die Kosten der Umge¬
staltung des Terrains, die Anlegung der Zufuhrwege, die Terrafsirung vor der Hauptfront :c,nicht ent¬
halten, nnd solle hierfür nach vorläufiger Ermitteluug der Betrag von 105,000 Mark erforderlich sein

Es würden sich sonach die Gefannut-Baukosteu stellen wie folgt:
Kosten des Baues nach der zuletzt vorgelegten speciellenDurcharbeitung

des Bauprojekts....................Mark 1,061,500
für dekorative Verzierungen................ „ 106,100
Kosten für Umgestaltung des Terrains............ . „ 105,000

Mark 1,272,600'
hierzu treten noch für Ausmeublirung der inneren Räume, foweit das Be¬
dürfniß nicht schon mit vorhandenem Meublcmcnl gedeckt ist .... . . „ 60,135

Gefammtfumme Mark 1,332,735
Diese Summen übersteigen noch immer um eiu Bedeutendes den Betrag, welchen man

ursprünglich als zur Ausführung des Neubaues des Ständehaufes nothwendig ins Auge gefaßt hatte.
Der Ausfchuß habe sich jedoch davon überzeugt, daß mit einer kleineren Summe es un¬

möglich sein wird, ein des Zweckes und der Provinz würdiges Gebände aufzuführen, und durch-
druugeu uud geleitet von dem Gedanken, daß in dem Ständchaufc eiu Werk geschaffen werden foll,
welches nicht blos für die Gegenwart bestimmt sei, sondern anch durch viele kommendeGenerationen
hin öffentlichen Zwecken dienen solle, habe der Ausschuß eiustimmig beschlossen, die Ausführung
des Baues entsprechend dem obigeu Vorschlage zu empfehlen.

' Dem Ausgabeposten von 1332735 Mark stehen nun entgegen:
Mark 830000 bereits in den Etats von 1876 und 1877 bewilligt, und

70000 Z uschuß des Staates,
Mari 900000 Fernere

„ 326635 schlage der Berwaltungsrath vor, aus den angesammelten Beständen des Dolations-
fonds und die dann noch nothwendig verbleibenden

106100 au s bereiten Mitteln zu eutnehmen.

Mark 1332735 wie oben.
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Mit diesen Vorschlägenhabe sich der Ausschußebeufalls einstimmigeinverstandenerklärt,
da rurch dieselben eine ausschließliche Belastung der Gegenwart vermiedenwerde.

Der I. Ausschuß stelle daher die Gcsammlanträge: Hoher Landtag wolle:
1. Den Credit zum Ausbau des Stäudehauses uach der zuletzt vorgelegtenProjekt-
bearbeituugdes Bauraths Raschdorffauf
Mark 10615N0 erhöhen; feruere

„, 105000 für Terraiu-Regnlirung :c. und
„ U0135 für Ausmenblirungbewilligenund damit den Ausgabecredit,welcher im

Hauptetat der Proviuzial-Verwaltung »uk Titel I. Nr. 4 vorgesehen ist, geuehmigcu,
2. ferner:
Mark ION100 zur Durchführung der Friese und der Ausführung der Nischen an der
Ost- und Westfront sowie der Dekoration des Daches, dem vorliegendenEoncurreuz-
Projekt entsprechend, bewilligenund genehmigen, daß diese Summe aus bereiten Mitteln
der Verwaltung entnommenwerde.

Nach Mittheilung des Referats fährt Referent fort wie folgt:
Gestatten Sie nun Ihrem Referenten, Ihnen eine Bitte warm an's Herz zu legen, die

Bitte, daß Sie an die Berathung dieses Gegenstandesherantreten möchten, nicht blos unter dem
Eindrucke der augenblicklich allerdings nicht erfreulichen Lage der Provinz, sondern sich dnrchdringen
lassen möchtenvon dem Gedanken,daß das Werk, welches Sie schaffen wollen, nicht blos für die
Gegenwart, für uns und unsere Kinder bestimmt ist, sondern daß es dem öffentlichen Zwecke dienen
soll auch für kommende Geueralioueu. BedenkenSie, die Sie heute hier die Rhciuprovinz ver¬
treten, daß es im Rheiulaude stets die schöne Sitte der Väter war, nicht blos an das augenblick¬
liche nackte Nothwendige zu oeukcu, sondern solche Werke zu errichten, daß auch das Auge des
Enkels noch in fernen Zeiten mit Wohlgefallen auf ihueu ruhte und der Enkel an den geschaffenen
Werken neue Anregung und Kraft gewann, auch ferner idealen Zwecken sich hinzugeben. Daß dem
so gewesen ist, deß sind Zeuge die Gotteshäuser, die sich allerwärts in der Provinz erheben, deß
sind Zeuge die stolzen Rathhäuser in Städten und vielen größeren Ortschaften, die unsere Vorväter
errichtet haben, die wir noch heute mit Stolz unser Eigenthum nennen.

Mögen Sie also, meine Herren, so beschließen, daß ein Werk errichtet werden kann, wel-
chcs Zeugniß davon ablegt, daß in der Jetztzeit, die man so gern die materielle zn nennen Pflegt,
daß auch in dieser Zeit die Söhne des Rheinlandcs nicht vollständigvergessen haben das Bild
der Väter. (Bravo.)

Der Marsch all eröffnet über die Anträge des Ausschusses die Geueral-Dislussiou.
AbgeordneterCourth:
Er halte sich zugleich als Vertreter der Stadt Düsseldorf für verpflichtet, die Beschlüsse

des Ausschusses der Versammlung zn empfehlen. Der Stadt gegenüber bestehe eine gewisse Ver¬
pflichtung, das Gebäude nicht zn nackt herzustellen; als die Stadt den Bauplatz hergab, sei ve»
sprechen worden, daß ein monumentales Gebäude hingesetzt werde. Dazu sei uach der Ansicht des
Ausschussesdie ornamentale Ausschmückung absolut uothweudig. Ein großes Gebäude ohne diese
Verzierung mache einen kahlen und dürftigen Eindruck und sei nur ein Steinhaufen. Er bitte
daher im Intereffe der Provinz und in dem der Stadt Düsfeldorf, daß in der hübschenUmgebung
auch ein schönes Gebäude errichtet werde, welches Zeugniß ablegt für alle Zeiten.

Da das Wort nicht weiter verlangt wird, schließtder Marschall die allgemeineDis-
tussiou und stellt die Anträge des Ausschusses zur Spezial-Distussion.

Es meldet sich Niemand zum Worte.
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Der Malschall bringt den ersten Antrag des Ausschusses,benAau-Ereditauf 1061500 Mark
zn erhöhen und die weiteren Beträge von 105000 Mark und resp. 60135 Mark für Terrain-
Reguliruug und Ausineublirnng zu bewilligenund damit den bezüglichen Ausgabeposten«ud Tit. I
Nr. .> des Haupt-Etats zu genehmigen, zur Abstiunmmg.

Der Autrag wird ciustimmigangenommen.
Zu dem zweitenAntrage des Ausschusses ans Bewilligung uon 106100 Mark zur Durch¬

führung der Friese und Ausführung der Nischen an der Ost- und Westfront, sowie der Dekoration
des Daches, dem Concurrenz-Projektentsprechend, und Entnahme der Summe aus bereiten Mitteln
der Verwaltung, beantragt der AbgeordneteConze, den deöfallfigenBetrag auf 120000 Mark
abzurunden,zur besseren Ausstattung der Hofseiten.

Der Abgeordnete Caesar glaubt, daß eine weitere Erhöhung zu diesem Zwecke nicht er¬
forderlich sei, indem voraussichtlichaus deu gesunkenen Löhnen und Arbeitspreisenhierzu verwend¬
bare Ersparnissesich ergeben würden.

Der Marsch all stellt den Antrag Eonze, als den weitcstgehenden, zur Abstimmung, der^
selbe wird abgelehnt.

Darauf wird über den Antrag des Ausschusses abgestimmt uud erfolgt desseu eiustimmige
Auuahme.

Im Anschlüsse an deu vorbehandeltcn Gegenstand referirt derfelbe Abgeordnete (Vautz) Äemuucrationan den
über deu fchriftlich vorliegendenAntrag des Provinzial-Vcrwaltungsraths auf Bewilligung einer Baurath Raschdorff.
befonderen Remuneration von 4000 Mark au den Baurath Raschdorfffür die zuletzt bewirkte An-. Z/
fertiguug des speciellen Bauplanes uud Kosten-Auschlags zum Stäudchausbaue. " ' 3^

Der 1. Ausschuß beantragt deu Gegenstandals erledigt anzusehen,da in dein Bau-Kosten-
Anschlage eiu Ausgabeposteuvon 20000 Mark zu Gratifitatioue» für das Baupersoual vorgeseheu
sei. aus welchem dem Baurath Raschdorff die Remuneration von 4000 Mark bewilligt werden
könne.

Der Ma rfchall bringt den Antrag des Ausschusses, die Sache als erledigt zu erklären,
zur Abstimmung,derselbe wird einstimmigangenommen.

(Pause von '/< Stunde.)
Nach Wiedereröffnung der Sitzuug wird iu die Vcrhcmdluug über die vom Proviuzial-Abänderungen der Ge-°

Verwaltungsrathe vorgeschlagenenAbciuderuugender vom 23. Rheinische» Provinzial-Landtagelchäfts°ldmm>i fUr ben
beschlossenenGcschäftsordnuugfür deu Proviuzial-Vrrwaltnugsrath nnd der Geschäftsinstrnttionfstr ProuiuzialVerwal
^« i, ^ ° ^>> «^ ^ ., ,^ ^ ^.,, tuuasrath uud der
den «andes-Dlrcttor uud die chm zugeorducleu oberen Beamten eingetreten. Gelchafls ° Instruktion

Der Referent, Abgeordneter v. Heister, erstattet Namens des 1. Ausschussesdas M dm Landes¬
nachfolgende Referat: direttor,c.

Die vom 23. Rheinischen Provinzial-Landtage in seiner Sitzung vom 6. April 1875i^
abgeändertenBestimmungen betreffend die Geschäftsordnungfür den Provinzial-Verwaltungsrath" "^^/z.
nnd die Gefchäfts-Instruktionfür den Landes-Direktor und die ihm zugeordnetenoberen Beamten
sind von dem Herrn Minister durch Rescript vom 14. Juni 1876, welches bei den Anlagen dieses
Referates sich befindet, beanstandetworden. In dieser Beanstandung war vor Allem monirt, daß
die Stellung des Landes-Dircttors nicht den Bestimmungendes Nachtrags-Negulativs vom 1. No¬
vember 1875 entsprechendselbstständiggenug gedacht sei und daß die Bezeichnung „Rheinische
Provinzial-Verwaltung" auf der Umschrift des Dienstsiegelsund in der Unterschrift der Verfügungen
des Landes-Direltors unzulässig sei.
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In Folge dieser Ausstellungen gab der Herr Minister dein Provinzial-Verwaltnngsrathe
auf, dem nächsten Provinzial-Landtage eiue abgeänderte Geschäftsordnung »ud Dieust ^ustruktiou
vorzulegen, und ordnete der Herr Oberpräsident unter dem 22. Juni 1876 direkt bei dem Herrn
Landes-Direktor au, daß er die Bezeichnung „Rheinische Provinzial-Vcrwaltung" zu unterlassen und
statt desseu die Unterschrift „Lanoes-Direttor der Rhein-Provinz" nebst den, entsprechenden Dienst-
sieget zu führen habe.

Auf diesen direkten Eingriff des Herrn Oberpräsideuten in die Verwaltung mit Umgehuug
des Provinzial-Verwaltnngsraths faßte der letztere zur Vertheidigung der Beschlüsse des Provinzial-
Landtagö und der ihm durch dieselben zugewiesenen Stellung iu seiuer Sitzuug vom 18. Juli v. I.
deu folgenden Beschluß:

„Der Verwaltungsrath erachte es uach dem Regulativ vom 27. September 1871
und dem NachtragsRegulativ vom 1. November 1875 für gesetzlich unzulässig, daß
die königliche Staats-Regicruug dem Landes-Direktor direkt Befehle ertheile; demnach
sei die Anordnung des Herrn Oberpräsidenten an den Landes-Direktor vom 22. Juni
1870 an Stelle der als unzulässig beanstaudeteu Unterschrift „Rheinische Provinzial
Verwaltung" eine andere zu führen, mit der gesetzliche«Stellung des Provinzial-Vcr-
waltungsrathö und des LandeS-Dircktors nicht vereinbar, und sei daher dem letzteren
aufzugeben, derartigen Anordnungen ohne vorhergegangene Geuehmigung des Provinzial
Verwaltnngsraths tüuftighiu nicht mehr Folge zn leisten,"

Dieser Beschluß wurde von dem Herrn Ober-Präsidcuteu auf Oruud des ß. 9 nlinoll 3
des Regulativs vom 27. September 1871 durch Nescript vom 29. Juli 1876, beanstandet uud
der Proviuzial-Verwaltuugsrath ersucht, die betreffende Angelegenheit einer nochmaligen Beschluß-
fassuug zu unterziehen. In der Sitzung vom 15/18. November u. I. hielt daraufhin der Pro-
vinzial'Vcrwaltnngsrath seinen Beschluß voin l8. Inli 1876 aufrecht, rechtfertigte deuselben i» der
Vorstelluug au den Herr» Ober Präsideuten vom 19. ^tovember 1876 nnd in einer derselben
beigefügten Denkschrift und beautragte die Entscheidung des Herrn Ministers. Dieselbe erfolgte
unter dem 27. Februar d. I. In derselben hielt der Herr Minister die Ansicht anfrecht, in
dringenden Fälleu dem Landes-Direktor, als dem alleiuigeu Orgau der Exekutive, Anweisungen zu¬
gehen lassen zn dürfen, erkannte aber in dem vorliegenden Falle die Vorstellung des Provinzial-
Verwaltnngsrathes insofern als begründet au, als es sich weder um eiue» Gegeustcmd dringlicher
Natur, noch um einen Act der laufenden Verwaltung gehandelt habe, und als sich die Anordnung
des Herr» Oberpräsideutcu auf die thcilwcife Nichtausführuug ciucr vom Provinzial Verwaltuugs-
rath erlassenen, vom Provinzial-Landtage genehmigten Instruktion bezogen, mithin deu Landes-
Direktor in einen Eonflitt der Pflichte» gebracht habe. Im Uebrigeu sprach der Herr Minister
wiederholt seine Ansicht ans, daß das Nachtrags-Regulativ eine selbststäudigcreStellung des Landes-
Direktors beabsichtige, als iu der Gcschäftsordmmg und Dienst Instruktion ausgedrückt sei, und daß
auch deßhalb eine Revision dieser Beftimmuugcu erforderlich sei.

Der Provinzial-Verwaltungsrath habe daraufhin seine Geschäftsordnung und die Dienst-
Instruktion für den Landesdirektor «. einer sorgfältigen Prüfung unterzogen und bei derselben die
folgenden Zwecke verfolgt, einmal, daß die betreffende» Reglements, welche wegen ihrer nicht ganz
klaren Fassung schon zu eutgcgcugesctzteuAuffassungen geführt hatten, möglichst uuzweidentig gefaßt
werden, ferner daß die direct beanstandeten Punkte wie der Ausdruck „Rheiuische Provinzial-
Verwaltung" in Wegfall kommen und endlich, daß der Anschauuug des Herrn Ministers über die
selbstständigere Stellung des Landes-Direktors soweit Rechnung getragen werde, als es die vom
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Proviuzial-Landtage bisher innner vertretene und im Regulative niedergelegte Auffassung über die
Stellung des Landes-Direetors zum Proviuzial-VerwaltungSrathe nur irgend zuläßt.

Die nach diesen allgemeinen Gesichtspunkten veränderte Geschäftsordnung und Dienst'
Instruktion hat der Provinzial-Verwaltungsrath dem hohen Landtage in dem gedruckt vorliegenden
Entwürfe Nr, 30 und 31 der Drucksachen zur Genehmigung unterbreitet und hat die Königliche
Staats-Regierung durch das Schreibe,, des Herrn Oberpräsidentcn vom 5. April c. erklärt, gegen
die vorgeschlagenen Abänderungen von Äufsichtswegen keine Einwendungen zu erheben.

Der I. Ausschuß erklärt sich ebenfalls mit diesen Abänderungen einverstanden. Dieselben
sind zunächst in der Geschäftsordnung für deu Provinzial-Verwaltungsrath die folgenden:

Im ß, l ist die Eoinpetcuz dc« Provinzial Verwaltungsraths näher präeisirt und zwar
llü l^. die Wahl der commissarisch anzustellenden Beamten, soweit dieselbe nicht ausdrücklich
dem Landss-Director überwiesen ist, hinzugefügt worden, ebenso a.ä l>, die Annahme von Geschenken
und Legaten, sofern keine lästigen Bedingungen damit verkuüpft siud, ferner u,ä i. die Entscheidung
der an den Provinzial-Verwaltungsrath gerichteten Beschwerden und Anträge proviuzialstäudischer
Beamten, welche nicht lediglich gegen Diseipliuar Vcrfüguugen ihrer vorgesetzte,,Dienstbehörden ge-
richtet sind, endlich ist -i.l I<. der Erlaß der Geschäfts-Iustruktion für die proviuzialstäudischeu Be¬
amten aus dem Oigauisations-Regulativ übernommen worden. Alle diese Zusätze sind aus prak¬
tischen Bedürfnissen der .Verwaltung hervorgegangen; die übrigen Aenderungen des tz. 1 betreffen
nur die Wortfaffuug oder die Reihenfolge der einzelnen Gegenstände. Im §. 2 sind alincH 2
und 3 aus dem Organisations-Rcgulative übernommen. Die 88- 3—9 bleiben unverändert.

In, 8- !» sind die Worte „anderen" vor „ständischen Oberbeamteu" und „die" vor
„Referate" der richtigeren Fassung wegen hinzugefügt worden; desgleichen die Worte „aller oder
einzelner" vor „ständischen Beamten".

Im 8- ll ist die Ausführung aller Beschlüsse des Provinzial-Verwaltnngsraths dem
Landes-Direllor überwiesen und dem Verwaltungsrath nur vorbehalten für die Ausführung der
Beschlüsse ohne Vermittelung des Landes Direktors selbst Sorge zu tragen, welche Fragen seiner
eigenen Eonipcteuz u«d seine Stelluug den, Landcs-Direttor gegenüber betreffen. — Hierdurch ist
der Beanstandung des Herrn Ministers entsprechend die Gcschäftsführuug des LandeS-Direttors in
größere Uebcreiustimnmng mit dem Nachtrags-Negulativ vom 1. November 1875 gebracht worden,
ohne daß dem Provinzial-Verwaltnngsrath die selbstständige Ausführung seiner Beschlüsse in den
Fällen benommen wird, in welchen dieselbe nach den bisherigen Erfahrungen allein erforderlich ist.

Im 8- 12 wird nur eine veränderte Wortfassnng vorgeschlagen, welche den thatsächlichen
Verhältnissen der Verwaltung besser entspricht. Die M. 13 und 14 bleiben unverändert.

Der tz. 15 ist dahin abgeändert worden, daß dem Inhalt entsprechendeZusätze von dem Ver-
waltuugsrathe nur provisorisch bis zum Zusammentritt des nächstenLandtages erlassenwerden dürfen,

In der Gefchäftsinstruttion werden die folgenden einzelnen Abänderungen beantragt:
Im ^. I ist an Stelle der vom Herrn Minister beanstandeten Umschrift „Rheinische

Provinzial-Verwaltung" gcsetztworden „Landesdirektor der Rheinprovinz". Es ist dies in Ueber¬
einstimmung mit dem neuen Z. 11 der Geschäftsordnung vorgeschlagen.

Aus demselben Gruude ist im tz. 2 Alinea 2 der Zusatz „oder welche der Provinzial-
Verwaltungsrath nicht »„mittelbar selbst erledigt" in Wegfall gekommen. Das 3. Alinea dieses
Paragraphen ist conform dem tz, 7 der Geschäftsordnuug etwas ausführlicher behaudelt wordeu,
ohne daß hier etwas Neues bestimmt wirb. Dagegen ist das letzte Alinea neu, aber durchaus
selbstverständlich.

10
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Die §8- 3 und 4 sind unverändert geblieben.
Im 8- 5 wird ausführlich bestimmt, welche Anstellungender Landes-Dircktorselbstständig

vorzunehmenhat. Die beiden letzten Alinea des früheren 8- 5 sind in Wegfall gekommen, weil
nach dem jetzigen Eentral-Verwaltuugs-Etat Bautcchuitcr und Justitiar dauernd augestclltwerden.

Der z. 6 bleibt unveräudert.
Der §. ? enthält am Schlüsse eiue ucue Bestimmnug, nach welcherder Laudes-Direttor

und die anderen oberen Beamten auf Ersuchendes Vorsitzenden den LandtagsAusschüsse«beiwohneil
müssen und ordnet die etwa uothweudig werdende Vertretung derselben unter einander in den
Sitzungen der Ausschüsse, des Verwaltuugsraths uud der ztommissioneu.

Das Fehlen dieser Bestimmung hat sich in der bisherigen Verwaltung als ein Uebclstaud
herausgestellt,dessen Beseitigung vorgeschlagen wird.

Im 8- ^ ist wegen der großen Zahl der geschäftlichenEingäuge das persönliche Erbrechen
der Briefe durch deu Landes-Dircltor in Wegfall gebracht.

Der 8- 9 hat im 2. Alinea deu Zufatz erhalteu, daß der Provinzial Vcrwaltnngsrath den
Umfang der Amtspflichten,die dienstliche Stellung nnd die gegenseitige Vertretung der Dirigenten
vorerwähnter Abtheilungen durch Instructioueu provisorisch festzustellenhal. Ferner heißt es im
Alinea ü eonform dem 8- 1 dieser Geschäfts-Iustructwu und dem 8 H der GeschäftS-Ordnung
„der «and es-Direktor der Rhcinprovinz" an Stelle „RheinischeProvinzial-Verwaltung."

Endlich wird im letzlen Alinea dem Landcs-Dirctlor die Befugniß ertheilt, unter Genehm
migung des Provinzial-Verwaltuugsraths diejenigen Eorrespondenzen und Verfügungen zu bezeichucu
welche er eigenhändig vollzieht, und diejenige«!, welche iu seiucm Auftrage durch audcre Ober'
Beamte vollzöge» werben tonnen.

Es ist diefer Zufatz zur Erleichtcruug der Oeschäftslast des Landcs-Direktorsvorgesehen»vorden.
Der 8- 16 bleibt nnverändert.
Im §. II wird aus prattischeuGründen die Vertretung des LandeS-DireltorSiu der

Weise vorgeschlagen,daß der dienstälteste ortsanweseudeOberbeamte die Stellvertretung ausübt
daß jedoch die technische«Oberbeamten zur Stellvertretung nicht befugt siud.

Der 8- 12 ist derselbe geblieben mit der Ausnahme, daß der Landes-Direktor4 Tage
an Stelle von 3 Tagen, ohne seine Abwesenheit dem Landtags-Marschall anzuzeigen,ortsabwesend
sein darf.

Außerdemhat der 1. Ausschuß im Eingange dieses Paragraphen statt der Worte „darf"
und „nur" das Wort „kann" gesetzt, was lediglich eine sthlistische Aenderungist.

Der I. Ausschuß schlägt demgemäßdein hohen Landtage vor, der Geschäftsordnung für den
Provinzial-Verwaltungsrath iu der gedruckt vorliegcudcuFassung uud der Dieust-Instruktion für
den Landes-Direktornnd die ihm zugcordueten oberen Beamten ebenfalls in der gedrucktvorliegeudeu
Fassung mit einziger Ausnahme der vorstehend bei 8> 12 vorgeschlagenen stilistischen Aenderung
die Genehmigungertheile» zu wollen.

Der Marsch all eröffnet über den Gegenstanddie General-Diskussion;da Niemand das
Wort verlaugt, wird die General-Diskussiongeschlossenund in die Einzel-Berathung, zunächst über
die Geschäftsordnungfür den Provinzial-Verwaltuugsrath eingetreten.

Die einzelnen Punkte derselbe,, werden der Reihe nach zur Diskussiongestellt und ohne
Debatte genehmigt.

Der Marsch all erklärt sonach die Geschäftsordnungfür deu Provinzial Verwaltungs¬
rath in der neuen Fassung für beschlossen.
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ES wird darauf zur Berathung, der Geschäfts>Instructionfür den Landes-Direktor und
die ihm zugeordneten oberen Beamten geschritten und werden anch hier die W. 1 bis incl. 8 der
neuen Fassung ohne Gegenbemerkung angenommen. Zu §. 9 aliuLg. 1 bis incl. 3 fand sich eben«
falls nichts zu erinnern und werden dieselben genehmigt.

Bei alins«. 4: „Dem Landes-Direktorbleibt es überlassenunter Geuchmigungdes Pro.
vinzial Verwaltungsraths u. s. w." beantragt der AbgeordneteFreiherr v. Eerdc das aiin«^ zu
streichen, indem es im Widersprüche mit der im §. 1 bezeichnetenStellung des Landes-Direktorsstehe.

Abgeordneterv. Heister:
Der Passus sei auf spezielle» Wunschdes Landes-Direktorscmfgeuommen worden und sei

lediglich aus dem praktische« Bedürfniß hervorgegangen.
Der AbgeordneteFreiherr v. (5 erde zieht sein Bedeuten zurück.
Da weitere Einwendungen nicht erfolgen, erklärt der Marschall den ganzen §. 9 in

der neuen Fassuug für geuehmigt.
Bezüglichdes unverändert beibehaltenenß. 10 fand sich nichts zu bemerken.
Zu 8-H bemerkt der Abgeordnete Freiherr v. Eerdc, daß er nicht dazu rathen könne

dem Provinzial-Verwaltungsrathe die Befugniß der Auswahl für die Stellvertretung des Landes
Direktors in die Hand zu geben. Es muffe das Princip aufgestelltwerden, daß der dienstältcstc
Oberbecuntczunächst die Stellvertretung habe und bei dessen Verhinderung der zwcitältcste u. s. w.

Referent: Es verstehe sich von selbst, daß der Prouinzial-Verwaltungsrath nicht ohne
zwingenden Grund einen jüngeren Beamten mit Nebergehuugdes älteren mit der Stellvertretung
beauftragen werde. Es könne jedoch der Fall eintreten, daß der Provinzial-Vcrwaltungsrath die
Stellvertretung sei es durch eineu andern Beamten als den im Dienst ältesten, sei es durch ein
Mitglied aus seiner Mitte führeu lassen müsse.

Der Abgeordnete Knnz schlägt vor, den Zusatz: „soferu nicht der Prouinzial-Verwallnugs-
rath die Stellvertretung in anderer Weise regelt" zu streiche«.

Der Abgeordnete Eourth hält die Fälle für möglich,wobei der Verwaltungsrath eine Ver¬
tretung aus seiuer Mitte schaffen müsse uud beantragt dem Zusätze die Fassung zu geben, sofern nicht
der Provinzial-Verwaltungsrath die Stellvertretung aus seiuer Mitte iu die Haud uehmen will.

Der Abgeorguete Kunz hält eine solche Stellvertretung nicht für zulässig und zieht der
Abgeordnete Eourth seinen Autrag zu Gnustcn des VorschlagesKunz auf Streichung des Zu¬
satzes zurück.

Der Abgeordnete Kunz motivirt seinen Vorschlagnäher damit, daß bei einem Mitgliede
des Provinzial-Vcrwaltuugsraths jede Verantwortlichkeitfür seine in Ausübung der Stellvertretung
zu bewirtendenAmtshandlungenweg falle.

Referent v. Heister: Der Zusatz sei wiederum uur aus dem praktische« Bedürfnisse
hervorgegangen uud werde selbstverständlich der Verwaltungsrath von der in Rede stehenden Befugniß
nur in den allernothwendigstenFällen und nur im Interesse des Dienstes Gebrauch machen.

Nach kurzer weiterer Debatte wird der Antrag Kunz auf Streichung des Zusatzes zur
Abstimunmggebracht und hierbei mit einer Majorität von 2 Stimmen genehmigt.

Das 2. ^.linLll des ß. 11 und ebenso der ß. 12 werden ohne Weiteres angenommen.
Der Marschall erklärt sodann die GcschäftsInstrnctiou in der vorgeschlagenenneuen

Fassung,mit Ausnahme der beschlossenenAenderungiu 8 11 für geuehmigtuud erübrige nunmehr
nur noch, die beschlossene neue Geschäftsordnungund die Geschäfts-Instruttiou der weiteren Ver¬
waltung zu Grunde zu legen.

10»



Petition der Kreis»«- Der Abgeordnete Freiherr v. Hövel erstattet das Referat des IV. Ausschusses betreffend
tretung des Kreises P^^„ der Kreisvertretung des Kreises Saarlouis wegen Abänderung des Seuchen-Gesetzes vom
Sacirloms wegen Ab-.^ ,v« . ,„„^„ , >. ^, ^ , 25, Mai 1875.andernug des »enchen^

Gesetzes, Der Ausschußhat uach Prüfung des Iuhalles der Petition einstimmigbeschlossen, dem
hohen Landtage folgenden Antrag zur Genehmigungzu unterbreiten:

„Der hohe Landtag wolle beschließen, den tz. 2 des auf Grund des §. 60 des
Seucheu-Gesetzeö vom 25. Juni 1875 erlassenenReglements vom 29. October 1875
dahin abzuändern und zu dieser Abänderung die Genehmigungder Staatsregierung zu
beantragen, daß für die in Kohlengruben beschäftigtgewesenen, wegen Rotzkrankheit
auf Grund des Seuchen-Gesetzes getödtetenPferde, nicht mehr, wie bisher das Regle¬
ment lau. eil., festsetzt, die Hälfte des Taxpreises, sondern nur ein Viertel als Eut>
schädigung gezahltwerden soll."

Nach kurzer Debatte, an welcher sich namentlichdie Abgeordnete»Lantz und Waldl-
hausen betheiligen, stellt der Marschall den Antrag des Ausschusseszur Abstimmung und
wird derselbe einstimmigangenommen.

OesnchderStadtDllren Der Abgeordnete von B öuningh ausen erstattet das Referat des IV. Ausschusses
»m Pflasternnssvon h^fferw Gesuch um Pflasterung der die Stadt Düren durchgehendenProvinzialstraßen.

Provinzialstraßen- ^ „, ^ ^ „
»nam. Der Antrag des Ausschussesgehl dahin, das Gesuch als unbegründet abzuweisen. Der

Antrag wird einstimmigangenommen.
Etats der Provinziat Es wird in die in der Sitzung vom 13. April ausgesetzteSpezial-Beralhung über die

Irren'AnMl zu ^.M der Provinzial-Irren-Anstalt zu Merzig pro 187? und 1878/80 eingetreten.
Der AbgeordneteKaescn theilt als Referent die vom IV. Ausschüssezu beiden Etats

/O,^' gestellten besonderen Anträge wiederholtmit.
^"«^" Zu Ausgabe Titel I. Position 7 des Etats pro 187? bcautragl der Ausschuß, einen

Hülfsschreiberabzusetzen.
Der Abgeordnete von Heister begründet den Vorschlagdes Provinzial-Verwaltungsraths

auf Annahme von 2 Hülfsschreibern unter Hinweis darauf, daß in Merzig aus der Reihe der
Pfleglinge bezw. Pcnsiouaire bei der geringen Anzahl derselben eine Schreibhülfc nicht gewonnen
werden könne, wie dies bei andern Anstalten z. B. Grafenbcrg geschehe. Zudem sei die Arbeit in
dem jetzigen Uebergangeder Anstalt eine große.

AbgeordneterIcntges: Der Ausschuß habe bei seinen Anträgen geglaubt, in Anbetracht
der schwachen Besetzungder Anstalt und den geringen Aussichtenfür die nächste Zukunft, absolut
deu Verwaltungs Apparat kürzen zu müssen nud habe dies da ;u erreichengesuchl, wo es für die
Eutwickelung der Anstalt am wenigstennachtheiligsei.

Nach einigen weiteren Erörterungen wird der Antrag auf Absetzung1 Hülfsschreibers
zur Abstimmunggebracht nnd die Absetzung beschlossen.

Zur Position 1? des Angabe-Titels I. des Etats pro 187? beantragt der Ausschuß den
Wegfall 1 Heizers. Der Autrag giebt zu längerer Debatte Veranlassung.

Bei der Abstimmungwird der Antrag angenommen.
Bei Titel III. der Ausgabe beantragt der Ausschuß, iu beiden Etats die entsprechenden

gleichen Beträge wie für Andcrnacheinzustellen.
AbgeordneterBremig: Man habe es hier mit einen Vorschlage zu thun, der auf

positivenErmittelungen beruhe und deshalb eine Kürzung nicht vertrage.
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Abgeordneter Kaesen: Bei dem Siegburger Etat habe es sich ebenfalls nicht um einen
Voranschlag gehandelt, sondern »m die wirtlichen Kosten und hätten diese 52 M. pro Kopf
betragen. In den Vorschlägen des Verwaltuugsraths für Von« und Düren sei der nämliche
Posten mit 02,50 Mt. pro Kopf uorgefehen, während hier 88 Ml. verlangt würden.

Sei der nun erfolgenden Abstimmung wird der Autrag des Ausschusses auf Reduzirung
der Ausgaben bei Titel II!., entsprechend denjenigen für Andernach, genehmigt.

Bei Titel VI. der Ausgabe beantragt der Ausschuß für beide Etats den rednzirlen Betrag
von je 15000 Mark auszuwerfen. Es entspinnt sich hierüber eine längere Debatte, in welcher
u. A. auch die Vertragsbedingungen mit dem Unternehmer der Heizuugsanlage iu Vierzig be-
rührt werden.

Bei der Abstimmung wird dem Antrage des Ausschusses gemäß die Einsetzung von je
15000 Ml. für Heizung in die Etats pro 1877 und 1878/80 mit großer Majorität beschlossen.

Zu dem Etat pro 1878/80 beantragt der Ausschuß unter Nr. 10 Titel !. der Ausgabe
ebenfalls die Absetzung 1 Hülfsfchreibcrs. Der Antrag wirb angenommen, desgleichen bei Nr. 23
der Antrag des Ausschusses auf Wegfall eines. Heizers.

Bei Nr. 15 beantragt der Ausschuß statt der vorgesehene» 10 Wärter und Wärterinnen,
die Zahl von 32 festzustellen.

Abgeorbueler v. Heister bemerkt, daß die Zahl 40 auf der ausdrücklichen Motivirung
des Direktors beruhe und durch die befondereu Verhältnissen in der Anstalt Merzig wie kleine
Schlafräume, Ifolirung der Gebäude :c. bediugt fei.

Der Antrag auf Herabsetzung der Wärterzahl ans 32 erlangt bei der Abstimmung die
Majorität.

Die vom Ausschusse ferner beantragte Reduzirung der Ausgabe bei Tit VI. auf 15000 Mark
ist bereits angenommen.

Der Marsch«ll stellt nuumehr die Frage, ob mit Ausschluß der angenommenen Aenderuu-
gen die eu dluc-Aunahme der Etats beliebt werde; da Zustimmung erfolgt, erklärt der Marschall
die oi> dlno'Annahme für beschlossen; die Gültigkeitsdauer des pro 1878/80 aufgestellten Etats
bestimme sich „ach der allgemeinen Festsetzung.

Der Abgeordnete Eourth erstattet das Referat des 11. Ausschusses betreffend Antrag des Antraf, des zwrls»
Karls'Vereins zn Aachen auf Gewährung einer Beihülfe zur Restauration des Aachener Domes. Vereins zu Aa^eu auf

Der 11. Ausschuß schlägt vor „den Antrag zur Zeit abzulehnen". Der Antrag wird ein ^"^^'"a «Wer «ei
stimmig genehmigt. hülfe -,ur Nestcmrcttmn

,»> »^ ><-. ^. ^. . , des Aachener Domes.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Der Marschall schließt die Sitzung uud beraumt die nächste Sitzung auf Donnerstag

10 Uhr an.
(Ende der Sitzung 4 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
«andtagsMarschall.
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Nennte Sitzung.
Verhandelt w der Aula der Aealschule zu Düsseldorf am 19. April 1877.

Der Marschall eröffne die Sitzung mn 10 Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fungirt der Abgeordnete Ientges.

Geschäftliche Mit° Der Marsch all theilt zunächst folgende Eingänge mit:
theilunssen. P^,^ Köuiglicheu Landtags-Eoiilinissar ist die Mittheilung eingegangen, daß der Minister

des Innern Kraft der ihm ertheilte« Allerhöchsten Ermächtigung genehmigt hat, daß die gegcnwär-
tige Session des Landtags bis zum 22. April cr. ausgedehnt werde.

Vom Provinzial-Verwaltungsrath liegt der Antrag uor dem 8-11 der ueu beschlossenen
Geschäfts-Instruetion für den Lcmdes-Dircttor :c. folgenden Zusatz zu geben:

„Für die länger als 8 Tage dauernde Verhinderung oder Abwesenheit des LandesHirettors
ordnet der Provinzial-Verwaltungsrath die Art der Stellvertretung desselben an."

Die Vorlage geht au den 1. Ausschuß.
Vom Königlichen Laudlags-Eommissar ist ferner ein Schreiben eingegangen betreffend die

an die Forlbewilligung der Zuschüsse zu deu Archiven von Düsseldorf und Eoblenz von je 600 Mark
geknüpften Bedingungen.

Gehl an deu V. Ausschuß.
DerMarschall macht sodann die Versammlung mit den gemäß der Tagesordnung henlcvorzu-

nehmcudru Neuwahlen beziehungsweiseErgänzungswahlen im Einzelnen bekannt »nd weißt dabei unter
Bezugnahme auf die dcsfallsigc bereits früher verlesene Mittheilung des Königlichen Landlags-
Eommissars wiederholt darauf hin, oaß die Wahl der bürgerliche» Mitglieder der Ober-Ersatz
Eommissioneu mir auf solche Mitglieder zu richten sei, welche bereit uub iu der Lage sind, iu dem
ganzen Bezirke au dem Aushebungs-Geschäft Theil zu nehmen.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Begutachtung eines Der Abgeordnete üourth erstattet das Referat des II. Ausschusses, betreffend die Begut-

Gesetz Entwurfs iib«^«»« ^s Gesetz-Entwurfs über die Aufbringung der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchen-

K'°ste»?di7Kirche^^"""«ben in deu «audestheilen des linken Rheinufers.
bediilfmsse auf der ^^ dem Umstände, daß der Gesetz-Entwurf dem Landtage erst spät zugiug, so daß ein Ein-

linken Nhemseite. treten in die Begutachtung desselben bei der Schwierigkeit der Sache und dem Umfange der Motive
nicht mehr möglich war, trägt der Ausschuß darauf au:

„Hoher Landlag »volle den Herrn Minister des Innern ersucheu, deu Gesetzentwurf
dem nächsten Provinzial-Landtage wieder vorlegen zu lassen."

Der Marschall eröffnet die Discussion und bemerkt, daß das Dommeut am Samstag den
?. April eingegangen sei, an welchemTage keine Sitzung gewesensei. Der darauf folgeude Montag
sei ein katholischer Feiertag gewesen und habe der Gesetz-Entwurf daher erst am Dienstag den 10.
April dem hohen Hanse eingebracht werden tönncu. Da Niemand das Wort verlangt, wird die
Discussion geschlossenund der Antrag des Ausschusses zur Abstimmung gebracht; derselbe wird ein¬
stimmig angenommen.
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Derselbe Abgeordnete erstattet Namens des II. Ausschusses das Referat über den Erlaß vm: geschlichen
beabsichtigten Erlaß von gesetzlichen Bestimmnngen zum Schutze des tiinstlicheu Wiesenbaues in der Bestimumugcn zum
,.„ , , , ^ Schutze dcs !i!nstlicl,eu
Rheinprovinz wie folgt: Wiesenbaues in der

In der dem Landtage zugegangenen Borlage wird auf einen Antrag des landwirthschaft- Nhmipruumz,
lichen Vereins für Rheinpreußeu voiu 1. Äcärz 187» Bezug genommen, dieser Antrag jedoch nicht
nutgetheilt; es sind also dessen specielle Wüusche uud deren Begründung uicht zur Kenntniß des
Landtags gelangt.

Das Landes-Oeconomie-Eollegiuni, welches i» Folge jeues Antrages seinen Beschluß gefaßt
hat, beantragt seinerseits, daß im Falle eines Erlasses einer Feldpolizei-Ordnung zum Schutze
künstlicher Wiesen-Anlagen darin Bestimmungen aufgenommen werden, analog denen, welche die
Feldpolizei-Ordnung oom 1. November 1847 in den 88 36 und 25. enthält, eventuell, daß die
selbststäudigc Emanation derartiger Bestimmuugeu für die Rheinprovinz baldmöglichst erfolge.

Der 8- '56 der angezogenen Feldpolizei-Orduung für alle Landestheile, in denen das
allgemeine Landrecht Kraft hat, mit Ausschluß der Kreise Rees uud Duisburg, enthält nuu Schutz-
bestimmungeu, in Betreff der fremden Hütung jür nasse durchbrüchige Wiese» sowie für neue oder
nngebaute Wiesen und verweist wegen etwa erforderlichen Festsetzungen dieserhalb auf die gemäß
8- 25 zu schaffende Localorduung.

Unter den fraglichen Gesetzesbestimmungen, welche der Herr Minister für die landwirth-
schaftlichen Angelegenheiten in Vorschlag ;n bringen gedenkt, befindet sich aber keine, welche dem
8- 36 der Feldpolizei-Ordnung analog wäre.

Der II. AnSfchuß empfiehlt dem hohen Landtage, die Herren Minister des Innern
und für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten zu bitten, die Vorlage zunächst durch den Vorstand
des landwirthschaftlicheu Vereins für die Rheinprovinz, welcher die Anregung für deu Erlaß des
neuen Gesetzt gegeben hat, bcgntachtrn zn lassen.

Der Ausschuß erlaubt sich uur die Bemcrknug beizufügen, daß die Vcstimmungen des
vorliegenden Entwurfs, soweit dieselbe» sich auf die Koppelweide beziehe,,, nicht mehr zutreffen
dürften, nachdem die Koppelweide durch den H. 5 iu !in« der Gemeinheitstheilungs Ordnung vom
1«. Mai 1851 für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln ohne Entschädigung anfge^
hoben worden ist.

Der Marsch all stellt den Antrag des Ausschusses zur Diskussiou und, da Niemand das
Wort verlangt, zur Abstimmung.

Der Antrag wird einstimmig genehmigt.
Der Abgeordnete Eonze rcferirt Namens des IV. Ausschusses über die vom Provinzial-Ausgleichungder Ein»

Verwaltungsrathe in der „Zusammenstellung der über die Reichs Entschädigungen hinausgehenden quartiruugslastm im
Einquartierungötosten in der Rheinprovinz" gestellten Anträge wegen Ausgleichung der "
tierungslasten in, Frieden. «hempromuz.

Der IV. Ausschuß hat die in jener Zusammenstellung gegebene,, Thatsache» eingehend^^ ^
besprochen und constatirt zunächst, daß das gesammelte Material nur bezüglich des Regierung^
bezirks Düsseldorf vollständig ist, während die aus den übrigen Rcgicruugsbezirkeu eingelaufenen
Berichte gerade der nothwendigen Details crmangeln und keineswegs als genügendes Material zur
Beurtheilung der Sachlage in der gesammten Provinz angesehen werden tonnen. Immerhiu aber
weicht die Zusammrnstelluug vollständig aus, um die Thatsache zu erweisen, daß die nach den be¬
zügliche« Gesetzen vom 25. Juni 1868 und vom 13. Februar 1875 gezahlten Entschädigungen
für Quartierleistung und Naturalverpfleguug den Preisverhältnissen der Provinz nicht angemessen
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sind und daher allen mit Einquartierung Belasteten, insbesondere aber denjenigen Personen oder
Gemeinden, welche eine beständige oder regelmäßig wiederkehrende Einquartierung zn tragen haben,
aus der Differenz zwischen der von der Militärbehörde gezahlten Entschädigung und den von den
Quartierträgern wirklich aufgewendeten Kosten, eine mehr oder minder erhebliche Vermögens
beschädigung erwachst.

Dieser Erkenntniß entsprechend schließt sich der IV. Ausschuß den Erwägungsgründen des
Provinzial-Verwaltnngsrathes, iusoseru dieselben ans Beseitigung des Mißstandes dnrch Einwirkung
auf die Reichs-Gesetzgebuug abzieleu, an, und empfiehlt dem hohen Landtage die Annahme desjenigen
Theiles des vom Proviuzial-Verwaltungsrathe gestellten Antrages, welcher »ud 1 und 2 näher
ausgeführt ist.

Dagegen beschloß der IV. Ausschuß einstimmig, einer zeitweiligen Ausgleichung der Ein«
quartieruugölast innerhalb der Provinz, welche «ul> 3 des Antrages in Aussicht genommen wird,
zu widerratheu, und zwar aus folgenden Gründen:

Die Einquartierungölostcu sind als Ncichslast anerkannt, und gerade auf diese Thatsache
stützt sich in erster Linie der «ul, 1 uud 2 gestellte Antrag auf Erhöhung der Verglltuugsfätze für
Quartierleistung und Naturalvcrpfleguug. Es würde mm einerseits dieses Pflichtverhältniß ver
dunkeln, andrerseits dem Andringen des hohen Landtages den Nachdruck rauben, wenn die Provinzial-
Verwaltung sich gleichzeitig erböte, an jener Last, weu» auch nnr zeitweilig uud im Nothfalle, zu
partizipireu.

Es steht zu hoffcu, daß die Neichsregierung sich auf die Dauer den gerechtenForderungen
des hohen Landtages nicht verschließe» werde, und wenn auch zu befürchten steht, daß die voll-
ständige Erfüllung derselben in der nächsten Zeit nicht zn erwarten ist, so darf doch auch nicht
außer Acht gelassen werden, daß sowohl Verhandlungen über umfassende Maßregeln behnfs Kascr-
uirung der Truppen im Gange sind, wie anch die im Gesetz vom 25>. Inni 1W« vorgeschriebene
Revision des Serviötarifes bereits in Angriff genommen ist, und eine Begünstigung für unsere
Provinz aus beiden Maßregeln um so sicherer zu erwarten ist, wenn der hohe Landtag aus¬
schließlich die Neichsregierung für dir Verbesserung des Mißverhältnisses in Anspruch nimmt.

Aus der Zusammenstellung der vom Prorinzial-Verwaltungsrathe gesammelten Daten geht
hervor und in Erwartung einer günstigen Einwirkung der bez. Maßnahmen der Reichsregierung
ist anzuerkennen, daß die Ucberlastung eiuzeluer Gemeinden, so unangenehm dieser Mißstand auch
für die betroffene sein mag, nicht so groß oder so drückend erscheint, daß sie Veranlassung geben
könnte, Gesichtspunkte, wie die oben dargelegten, schon jetzt anßer Acht zu lassen, und glaubt der
Ausschuß um so dringender eine Nichtbetheiligung der ProviuziabKasse empfehlen zu sollen, als die
Verwaltung erst neu begründet und juug ist, und man den Umfang der ihr zugewiesenen Aufgaben
und der künftig dafür erforderlichen Mittel heute noch nicht zu ermessen im Stande ist. Es dürfte
dann die dringende Nothwendigkeit liegen, sich gegen die Uebernahme neuer Verpflichtungen auf
die Provinz mit äußerster Zähigkeit zu sträuben und zunächst Alles aufzubieten, um die eigentlich
Verpflichtete, alfo im vorliegenden Falle die Reichsregierung, zur erwünschten Regelung der be¬
klagten Verhältnisse zu bewegen.

Demgemäß empfiehlt der IV. Ausschuß dem hohen Landtage:
„in der von dem Provinzial-Verwaltungsrathe vorgeschlagenen Adresse an des

„Kaisers und Königs Majestät die ehrfurchtsvolle Bitte nur um die sud 1 und 2
„näher präcisirte Einwirkung auf die Gesetzgebung aussprechen, dagegen das Petitum
„8ub 3 ablehnen zu wollen."

Der Marschall eröffnet die Generalbislussion.
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Der Abgeordnete von Heister wendet sich gegen die Gründe, welche auf Seiten des
Ausschusses für die Ablehnung des Pctitums n,c! 3 maßgebend gewesen sind. Der Uebelstand, der
durch die Kaserniruug des Militärs demnächst beseitigt werden solle, sei der am Wenigsten drückende.
Daß mit der Erhöhung des Scrvissatzcs nicht viel gewonnen werde, bedürfe wohl kaum der Er¬
wähnung. Das Bedenken des Ausschusses, daß es gefährlich sei, für eine Verpflichtung, die dein
Reiche als Ganzes obliege, innerhalb der Provinz abhelfend einzutreten, habe allerdings eine ge¬
wisse Berechtigung, jedoch müsse zugegeben werden, daß eine Ausgleichung der Eiuquartieruugslast
in dieser Weise rer Prouinz bei ihrer hoheu Steuerkraft jedenfalls weniger Opfer auferlegt, als
wenn, wie zu erwarten, eine Ausgleichung innerhalb des ganzen Staates stattfindet. Im Uebrigcn
sei es billig, daß für die wirklich große Belastung eiuzeluer Gemeinden die gesammte Provinz
ergänzend und ermäßigend eintrete.

Referent: Eiu wirtlicher Nothstand liege nicht vor, vielmehr ergab die Zusammenstellung,
daß es sich nur um vereinzelte Bedrückungen handle und daß diese nicht eben groß seien.

Se. Durchlaucht Fürst vou Hatzfcld:
Die Darstellung in dem Referate des Proviuzial-Verwaltungsrathes über die Belastung

einzelner Gemeinden sei keineswegs übertrieben. Für die petitionirendeu Gemeinden liege der
Schwerpunkt gerade in der Nr. 3 der vom Provinzial-Vcrwaltungsrathc gestellten Anträge, lehne
das Haus diesen ab, so verweise es damit die Beschwerden der Gemeinden wiederum :ni elÜLiiäl«
Zraeea», wie dies seit 1830 so häufig geschehe« sei, denn daß die Reichsgcsetzgebuug, die erst vor
Kurzem mit dem Gegenstände befaßt gewesen sei, im nächste» Jahre nochmals auf denfelbcn zurück-
kommeu solle, oder, daß die vorgeseheneRevision des Scrvis-Tarifs eine wirksame Nemedur herbei¬
führen werde, das scheine in hohem Grade unwahrscheinlich. Wie die Dinge nun einmal liege»,
sei für die Peteuten nur von der Provinz allein eine finanzielle Erleichterung zn hoffen und
gerade, weil nur eine vcrhältnißmäßig kleine Anzahl Gemeinden betroffen sei, habe die Provinz
umfomehr Veranlassung, diese Ausnahme-Zustände zu beseitige«. Er (Reduer) glaube auch, daß
cs recht eigeutlich zu den Aufgaben der Provinzial- und Selbst-Vcrwaltuug gehöre, überall da
ausgleichcud und helfend einzntreteu, wo die Reichs- uud «andes-Gesetzgcbung nicht im Staude sei,
die Mannigfaltigkeit der vcrschiedcucu localeu Verhältnisse und Interessen hinreichend zu berück¬
sichtigen. Die Besorgniß vor jeder finanziellen Mehrbelastung der Provinz dürfe nicht so weit
ausgedehnt werden und tonne unmöglich da Platz greifen, wo cs gelte, langjährige und ganz un¬
leugbare Uebclstände zu beseitigen und zu mildern, Uebelstäude, die vou frühere» Landtagen wieder¬
holt anerkannt worden seien. Für die Provinz werde eine fühlbare Belastung aus der beantragten
Ausgleichung nicht entstehen; er empfehle daher die Anträge des Provinzial-Verwaltungsraths und
namentlich den unter Nr. 3, dem hohen Hanfe zur Annahme. (Beifall.)

Abgeordneter Dietze: Die Einguartierungslast sei mehr eiue Belästigung, wie eine
Steuerlast. Es sei nirgeud i» der Zusammeustelluug auch der Nutzen berechnet, der den Gemeinden
aus der Einquartierung erwachse.

Abgeordneter von Heister: Es handele sich für jetzt nicht um eine Inanspruchuahme
der Provinz, sondern nur um Herbeiführung einer gesetzlichen Bestimmung, auf Grund deren der
nächste Landtag erst zu beschließe» habe.

Abgeordneter von Ehneru: Die Einqnartiernngölast sei eine Ncichslast, cs sei daher
höchst bedenklich für eine einzelne Provinz, nunmehr ein neues Gesetz zu erbitten, ein Gesetz, das
nichts anderes sei, als eine neue Besteuerung, welche im Falle eines Krieges jedenfalls einen
ganz enormen unabsehbaren Umfang gewinnen werbe.

ll
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Abgeordneter Graf von Spee: (5s handelt sich nicht um eine neue Steuer, sondern
die Steuer werde bereits jetzt gezahlt, uur werde sie von eiuzclueu Oeineinden getragen, während
sie demnächst auf die ganze Provinz sich vertheilen solle. Ruch handele es sich nur um eiue
Ausgleichuug dieser Last in Friedcuszeit.

Abgeordneter von Ehnern: Dann möge man diese Gemeinden ans andern Mitteln unterstützen.
Der Marschall schließt hierauf die Diskussion uud bringt die Anträge unter Nr. 1 nnd 2

der gedrnckteu Vorlage einzeln znr Abstimmung. Dieselben werden der Reihe nach einstimmig
angenommen.

Sodann wird der Vorschlag des Ausschusses auf Ablehnung des Antrages »ud Nr. 3 zur
Abstimmung gestellt und erlangt derselbe die Majorität.

Decharairnng der Rech- Abgeordneter Ientgcs erstattet daö Referat des III. Ausschusses über deu Uuterhaltungs-
nm.ge« über die llnter^,^ ^. Provinzial-Irrcnanstalt zn Siegburg.

Der III. Ausschuß hat die Rechnungen über deu Nnterhaltnngs-Fonds der Provinzial^
bnra. Irren-Heilanstalt zn Sicgburg pro I87!>, 1871 uud 1875 geprüft nnd Nichts zn erinnern gefunden.

Derselbe trägt daher bei dem hohen Landtag darauf an, diescrhalb Decharge zu ertheile».
Die Decharge wird ertheilt.

Decharnirung der Rech- Derselbe Abgeordnete erstattet das Referat des III. Ausschusses über die Rechuuugen
mmaen der Rheinischen^. Rheinischen Landarmen-Verwaltimg für die ^ahre !8?'! uud 1875.

Der III. Ausschuß hat die Ncchuuugeu der Rheinische» Landarmen Verwaltung für die
Jahre 1874 und 1875 nebst den dazu gehörigen Nevisio»s-Verhaudlungen geprüpft uud Nichts zu
bemerke» gefuudeu.

Der Ausschuß trägt daher darauf a», der hohe Landtag wolle Decharge ertheilen.
Die Decharge wird ctheilt.

Antrag der Gemeinden Referat des I V. Atwschnsses betreffend den Antrag der Gemeinden Lorveuich uud Freimers-
wwemch nnd Frei-^.f ^ Uebcruahme des sog. Depotweges «uter die Proviuzialstraßeu resp. Gcwähruug einer
merödorf auf Ueber-.., .,.,„ ,„ /, ^ cc,/ i- ' , ^ , .,
nähme de« sogenannten ^hulfe zu.» Ausbau defselbe«.

Depc>t«eacs. Referent Abgeordneter Gymnich:
Der Ausschuß schlägt die Ablehnung beider Anträge vor, da einerseits dem in Rcve stehenden

Wege eine erhebliche Bedeutung für den dnrchgeheudeu Verkehr nicht beigelegt, eine solche auch iu
dem Interesse der Arbeits-Anstalt in Vrauwciler nicht gefunden werden tonne, andererseits über¬
dies ein die Prüfung des Antrags ermöglichendes Material nicht vorliege.

Der Marschall eröffnet über den Antrag die Diskussion. Es meldet sich Niemand zum
Wort. Bei der nun erfolgenden Abstimmung wird der Antrag einstimmig angenommen.

Ackerbauschule Desdorf. Referat des II. Ausschusses über bie Vorlage des Provinzial-Verwaltungsraths betreffend
die Errichtung der Ackerbau-Schule auf dem Rittergute Dcsdorf.

Referent Graf Mirbach.

^ ^ Der Antrag des II. Ausschusses lautet:
Iv^- Der hohe Landtag wolle die sofortige Inangriffnahme des Anstaltsbanes ab-

lehne», dem Provinzial-Verwaltuugsratbe aber aufgeben einen detaillirteu Kosten-
Anschlag für eine auf weniger Zöglinge berechneteAnstalt i» »ächster Session vorzulegen,
und außerdem, falls bis zum Zusammentritte des nächsten Landtages Neubauten an
den Hofgcbäuden durchaus nothwendig werden sollten, diese zu veranlassen, wobei denn
zunächst die dispouibcleu Pachtgelder !» Anspruch zn nehmen wären und der einheitliche
Plan für die ganze Anlage stets im Auge behalteu werden soll, so daß auch uach
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Eröffnung bor Anstalt eine Vergrößerung derselben leichl zu essetlniren wäre, wenn
das Bedürfniß dafür sich später herausstellt.

wird einstimmig angenommen. ^

Nachdem die Sitzung wieder eMnet^den, ^ttet der Abgelte ^^u ^ Merat ^ ^^^
des ,k Ausschusses betreffend das Oefuch der Pfarrgemeinde Frauwullesheun um Hns,ahluug e.uer^^ ..,^^.^^.„g
bewilligte» Uuterstützuug zur Restauratiou ihrer Pfarrkirche. einer bewilligtenlln-

D II Ausschuß besch oß eiustiuunig bei de,u hoheu Landtage zu beantrage.' der Pfar - terMnuc,

gemeinde ^nWillle^m die am I. Ii'li >874 bewilligte» 9««« Mark zur Rchaurawm er d^
tigen Pfarrkirche in zwei gleichen Rate:, nämlich jetzt 4500 Mark und du andere Hälfte Anfangs
1878 mit 4500 Mark auszuzahlen.

Der Marschall stellt den Antrag zur Diskussion. .^im^n Nuter-
Der Abgeordnete Dietze bemerkt, daß die Auszahlnng der '^'^ ^" bewU^ m UMr-

stntzuug ansdrücklich an die Beibriuguug des Nachweises geknüpft worden "' " Ms «U

der Kirche vollständig plangemäß ausgeführt sei uud habe er aus dem Referate temen Gruud eut
nehmen können, von diesem Beschlusse abzugehen.

Vice-Marschall von Geyr: . ,«
Die vollstäudige Wiederherstelluug der Kirche sei zwar noch nicht erfolgt; e e d r <He

".einde schwer geworden, die ihr obliegenden Lasten aufzubringen. Dazn fel.hr nunmehr d.e ^
Haltung einer Eollette bewilligt und fei damit der Ausbau der Kirche gesichert.

Der Marfchall briugt deu Autrag des Ausschusses zur Abstimmung. ^ ^ ^ ^

3^^^:2?l^^ von der Reihenfolge der Tagesordnnug ^r Vor^tie^^.
nähme der Eingangs erwähnten Wahlen geschritten. .

Nachdem die Verammlnug sich damit einverstanden erklärt, daß d,e Mitglieder der Ober^
Ersatz-Conlmissioneu dieselben Tagegelder uud Reisekosten beziehe« solle», die semer Zett durch H°
sch!nß° des 23. Provin ial^andtags bewilligt worden sind, läßt der Marschall die Ersa wM f r

das verstorbene Mitglied der Ober-Ersatz-Eommission für den ^-Infanter.e-Bnga e-B ^ ^
verordneter Aldringen zu Trier, vorneh.nen. Die Wahl hat für das laufende Jahr 1877 tattznfmden.

Abgeordneter Wolters stellt deu Antrag, die Wahl per Acclamatwu vorzunehmen.
Die Versammlung erklärt sich einverstanden, ~, c> <. ^,s„.,'^„ :,,r
Es wird der Gutsbesitzer Ludwig Heiurich Nöchliug zu ^t. I°h"un-S»arb ucke« ,ur

Wahl iu Vorschlag gebracht. Der Vorschlag fiudet Zuftinmmug und erklart der Marschall den
:c. Nöchliug Per Acclamation für gewählt. . m>i„l!.^r nnd

Für den Bezirk der 28. Infanterie-Brigade werden sodann du bisherigen Mitglied r und
zwar- Dr Hansmann als wirtliches Mitglied, Gntsbefitzer Ianfen in Goch als erster S ellver.
tteter Nentm! Theodor Pelizäns zn Erefeld als zweiter Stellvertreter, Gntsbef. er L.e en zn
Haus Horst als dritter Stellvertreter für die nächste Wahlperiode per Aeelamatwn w.edergewahll.
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Für den Bezirk der 29, Infanterie-Brigade werden in derselbe» Weise gewählt: als Mit¬
glied der Oberregiernngsrath a. D. Eläßen zu Nachen, als erster Stellvertreter Landrath a, D.
Haßlachcr zu Aachen, als zweiter Stellvertreter Gutsbesitzer Jacob Icmsen zu Binsfeld, als dritter
Stellvertreter Baron von Sicberg zu Ahx.

Für den Bezirk der 80. Infanterie-Brigade werden ebenfalls per Acclamation gewählt: als
wirtliches Mitglied das bisherige Mitglied Joseph Eonstantiu Schmitz zu Hennef, als erster Stell¬
vertreter Büngermeister a, D. Wacheudorf zn Bensberg, als zweiter Stellvertreter Hauptmann a. D.
Mund zn Bensberg, als dritter Stellvertreter Franz Broich zn Buscher-Hof,

Nachdem das bisherige Mitglied Abgeordneter Brenng erklärt hatte, eine Wiederwahl
nicht annehmen zu können, da er nicht in der sage sei, zwei Monate diesem Geschäft zn widmen,
werden für den Bezirk der 31. Infanterie-Brigade gewählt: als Mitglied der Beigeordnete Nieland
zu Neuwied, als erster Stellvertreter der Abgeordnete Trapp zu Waldböckclheim, als zweiter Stell¬
vertreter Beigeordneter Melzheimer zu Zell an der Mosel, als dritter Stellvertreter Frauz Emil
Schmitz zu Eckendorf.

Für den Bezirk der 32. Infanterie-Brigade werden, nnd zwar wiederum per Acclamation,
gewählt: als Mitglied der Gutsbesitzer Ludwig Heinrich Nöchling iu St. Iohaun-Saarbrücken, als
erster Stellvertreter Gutsbesitzer Johann Peter Limburg zn Bitburg, als zweiter Stellvertreter
Julius Grach zu Macheru, als dritter Stellvertreter Bürgermeister Reusch zu Lebach.

Für deu Bezirk der 25. Infanterie-Brigade ist eiu Mitglied zu wählen und fällt die Wahl
auf den Grafen v. Stolberg-Weruigerode. Der Marschall fragt die anwesenden Mitglieder, ob
sie die ihnen zugedachten Wahlen annehmen, dieselben erklären sich znr Annahme bereit.

Lommisswn für die Es werden darauf die Ersatzwahlen zur Eommissiou behufs Theilnahme bei dem Geschäfte
Nentenbant in Münster, der Nentenbank zn Münster vorgenommen, und sind zu Wählen: eiu Mitglied und zwei Stellver¬

treter, da das Mitglied Graf Ncsselrode^Ehreshovcn noch im Amte verbleibt.
Die Wahlen geschehen per Acclamation nnd werden gewählt: an erster Stelle Abgeord¬

neter Holthaus zu Nousdorf, als Stellvertreter Graf vou Spee (Sohn) nnd Hauptmann a. D.
Mund zu Bensberg. Der Marsch all fragt die Gewählten, ob sie die Wahl aunchmen. Die¬
selben erklären sich dazu bereit.

Deputation fllr das Die Neuwahlen der Mitglieder der Rheinischen Deputation für das Heimathwescn finden
Heimathwesen. darauf wie folgt statt: die bisherigen Mitglieder Abgeordnete Bremig und Ghmnich werden per

Acclamation wiedergewählt.
Znr Wahl des dritten Mitgliedes bemerkt der Abgeordnete Freiherr F. v. Loö, daß das

verstorbene Mitglied Lcmdgerichtsrath Schröder dein II. Stande angehört habe, und empfehle es
sich, das neue Mitglied wiederum aus dem II. «Ntandc zu uchmeu, er schlage daher vor, den Land¬
rath z. D. Freiherr von Eerde zn wählen. Die Wahl wird mittelst Stimmzettel gethätigt. Als
Scrutatorcu für den Wahlakt werden die Abgeordneten Graf von Spce und Bectmanu ernannt.
Es wurden 75 Stimmzettel abgegeben. Demnach beträgt die absolute Majorität 38.

Es haben Stimmen erhalten: Abgeordneter Freiherr v. Eerde 53, Abgeordneter Eourth
22. Der Abgeordnete Freiherr v. Eerde hat demnach die absolute Majorität und nimmt derselbe
die Wahl an.

Als Stellvertreter werden demnächst und zwar per Acclamation gewählt nnd nehmen die Wahl
an: als Stellvertreter für das Mitglied Freiherr v. Eerde der Abgeordnete Eourth, als Stellver¬
treter für das Mitglied Abgeordneter Bremig der Abgeordnete Graf von Spee, als Stellvertreter
für das Mitglied Abgeordneter Ghmnich der Abgeordnete Direktor Scul.
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Der Abgeordnete Ohmnich erstattet das Referat des IV. Ausschusses betreffend die Petition wegen Weiter-
Pelition der Bewohner des oberen Mrthales lind der angrenzenden Eifelortfchaften behufs Weiter-^'.»g der Ahrthal-
f,,, ^ ^.^ I- ^ ^ ^-5 ^ .'« «N"l^ straße UM! schuld bis
lnbrung der Straßenstrecke von Schuld bis Mu>ch. , ^W.

Aus den gemachte,, Vorlagen hat der Ausschuß zwar eutuoinmeu, daß die Anlage des be¬
antragten Wegebaues ein Bedürfniß für die dortigen Bewohuer fei, baß auch die Verhältuisse der¬
selben eine Förderung aus proviuziclleu Mitteln rechtfertigen würde,,, daß die Vorlage aber nicht
ausreichcud befunden werden könnte, um fchon jetzt bestimmte Vorfchläge über die Art und deu
Uuifaug der Förderung mache» zu töuueu. Der Ausschuß glaubte sich daher auf deu Antrag be-
schränken zn inüssen, den, hohen Landtage zu empfehlen, die Angelegenheit dem Provinzial-Verwal-
tuugsrathe zur feruercu Instruirung i» obigem Siuuc zu überweise,,.

Der Marschall eröffnet über den Porschlag des Ausschusses, die Angelegenheit dem
Proviuzial Verwaltungsrathe zu überweisen, die Diskussion.

Der Abgeordnete Kreuzberg beautragt folgendes Amendemeut:
„Das hohe Haus wolle deu Provinzial-Vcrwaltungsrath ermächtige,,, die von

der Köuiglichcn Regierung zu Loblenz für deu Ausbau der betreffende» Straßeustrecke
festgestellte Summe, deu Betrag von 80/.100 Mark nicht übersteigend, z» bewilligen."

Der Marschall bemerkt, daß die Vorlage, wie vom Ausschüsse hervorgehoben, zu
ungenügend iustruirt sei, um einen Beschluß von dieser Tragweite darauf zu basiren und würde
eine derartige Beschlußfassung allcu VerwaltlingsGrundsätzen widersprechen,

Abgeordneter S ch n, i tz: Er wolle doch empfehle,,, im Interesse der betheiligten Oemeiudeu den
Ausbau der fraglichen Straße möglichst rafch zu förder», die jetzigen Zustände feien in, höchsten Grade traurig.

Der Marfchall bringt den Autrag des Ausschusses zur Abstimmnng. derselbe wird ein-
stimmig angenommen.

Der Abgeordnete Couze erstattet das Referat des IV. Ausschusses, betreffend den Autrag »ebernahmeeer Strafe
des Proviuzial-Vcrwaltuugsraths auf Uebernahme der projcctirten Straße von Ncviges nach "">, Reuiges»ach
Tönnisheide auf deu Provinzialstraßenfonds. Tminisheide.

Der I V. Ansfchuß schließt sich dem Autrage des Proviuzial-Verwaltuugsrath an, dahin gehend: _ ^
Der Hohe Landtag wolle beschließen: Die projettirte Straße von Neviges nach Touuis- '" ^

Heide nach deren erfolgtem prouii,zialstraßc,n»äßigen Ausbau unter die Zahl der Proviuzialstraße»
aufzunehmen und gleichzeitig zu genehmigen:
daß von den Bcstimmuugen des H. 3 des Straßeuregulativs vom 17. Icmuar 187«; bezüglich der
Gefäll-Verhältuisse wegc» der Schwierigteiteu, ,velche einer besser,, Lösung entgegenstehen, ans-
ncchmsweise Abweichungen gestattet werden.

Der Antrag wird einstimmig augeuommen.
Der Abgeordnete Oyniuich erstattet das Referat des IV. Ausschusses betreffend das Ge-Petition o«f Ueber

such der Gemeindevertretungen von Boedingcn und Steinstraß behufs Uebcruahme der Gemeinde- »ahme der Gemeinde
Chaussee von Steinstraß nach Titz auf den Provinzialstraßenfonds. Chanssee uon Stein-

Der Antrag des Ausschusses geht dahin, die Uebernahme der Straße abzuweisen. ^ "ach T.tz.
Der Antrag wird einstimmig genehmigt.
Der Abgeordnete Graf von Fürsteuberg-Stammheim referirt Namens des II. Aus-Gewährung einer Bei.

schusscs über deu Antrag des Proviuzial-Vcrwaltnugsraths auf Gewährung einer Beihülfe vo„Me an die Melior«,
48000 Mark an die Mcliorations-Genossenfchaft des Alfbach-Thals. twn^Genossenschaft

Der Ausschuß vermag den Antrag des Provinzial-Vcrwaltuugsrath für jetzt nicht zu ^ "'' ^ ^'
befürworten und empfiehlt denselben zur Zeit abzulehnen, weil aus dem vorliegenden Material > ^ ^
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nicht ersichtlich sei, daß auch mit der Beihülfe von 18000 Mark die ganze in Aussicht genommene
Melioration resp, die Vollendung der bereits zum größereu Theile effetluirleu, durch die Hochwasser vom
Jahre 1875 ineeß auch großentheils wieder zerstörten Arbeiten vollständig fertig gestellt werden würden.

Der Marsch all stellt den Vorschlagdes Ausschusses zur Distussiou.
Der Abgeordnete Kun z tritt für den Antrag des Proviuzial.Perwaltungsrathö ein.
Abgeordneter Eonrth betont dagegen, daß es bei Bewilligung der beantragten -18000 Mark

immer noch an einer weiteren Summe von 24,000 Mark gebreche, deren Beibringung keineswegs
gesichert sei, Es sei daher zu befürchten, daß der Zweck der Bewilligung nicht erreicht werde.

Der Abgeordnete Lautz stellt das Ameudcmeul, dem Autrage des Proviuzial Venoallnugö-
ralhs den Zusatz zu geben:

„und vorher den Nachweis führt, daß sie die dazu außer deu vou der Provinz
bewilligten Beiträgen nothwendigen Summen disponibel gestellt hat."

Der Marschall bringt das Ameudemeut Lautz zur Abstimmung. Dasselbe wird abgelehnt
und ist damit auch der Antrag deö Provinzial-Verwaltnngsraths gefallen; der Vorschlag des Auö^
fchusscö wird angenommen.

Petition wegen Aus Der Abgeordnete von Bönninghansen erstattet baS Referat des IV. Ausschusses bc°
baues der Straße wn ^.ff^ ^ Petition wegen Ausbaues der Straße von Vicrwiudeu nach Grevenbroich und Ueber-

Pierwmdeu nach «. . . ^ c m . > > ^, >- c ^
Orevenbroich. ""^"^ denelbcn auf Proviuzialstraßenfonds.

Der Ausschuß schlägt vor, im Falle die Gemeindevertretungen der Stadtgemeinden Oreven¬
broich nud Weveliughoveu fich der Bedingung unierziehen, soweit die znm Ausbau projettirte
Straße durch die Gilbacher Zuckerfabrik zu Weveliughoveu stark iu Anspruch geuommeu wird ^ was
dnrch die technifchen Beamten der provinzialständischen Verwaltung allein festzustellen ist — die
bezügliche Wegestreckczu basaltiren uud uumittelbar vor der Zuckerfabrik zu pflasteru; die übrige Wege-
strecke aber niit Rheinkies zu bekieseu und deu Bau selbst nur uach den vou der provinzialständischen
Verwaltung gegebenen Borschriften und unter der steten Kontrolle derselben ausführen zu lassen:

1) „die Kommnnalchansscc von Vierwiudcn nach Orevenbroich nach vorschriftsmäßigem
Ausbau auf den Proviuzialstraßenfonds zu übernehmen und

2) den Stadtgcmcinden Orevenbroich und Wcvelinghoven und den Landgemeinde» Capclleu,
Hemmerden zu dem Ausbau vorbenanntcr Straßenstrecke eine Neuban-Prämie von 5000 Thlr. pro
Meile oder zwei Mark für das Meter zn bewilligen."

Der Marfchall eröffnet die Diskussion. Es meldet sich Niemaud zum Wort und werden
die Anträge des Ausschusses einzeln znr Abstimmung gebracht.

Der Antrag »el 1 wird angenommen, der g,cl 2 dagegen abgelehnt.
Petition der Stadt Der Abgeordnete Eonrth erstattet das Referat des II. Ausschusses betreffend die Petition
Langenberg wegen Ein ^. Stadt Langeuberg wegen Einverleibung einiger Bezirke der Gemeinde Hardenberg in das Stadtgebiet.

qch^. „Hoher Landtag »volle sich für incompetcut erklären, auf das Gesuch einzugehen."
Der Antrag gelangt znr Annahme.
Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.
Der Marschall fchließt die Sitzung und beraumt die uächste Sitzung auf Freitag 10 Uhr au.

(Ende der Sitzuug 3^ Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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Zehnte Sitzung.
Behandelt in der Aula der Realschulezu Düsseldorf am 2tt. April 1877.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um IN Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitzuug wird vorgelesen und nach eiuigeu Ergäuzuugeu genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fmigirt der Abgeordnete Freiherr v. L o ö.
Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, theilt der Marfchall mit, Herr MattonetGMMMo Mitth«-

habe sich entschuldigt, daß er au den Sitzungen der jetzigen Session uicht mehr Theil nehmen l>»^.,.
tonne. Ebenso bat Herr Horst er sich für die hentige Sitzung entschuldigt. Die beiveu Schriftstücke
sschrn zu den Acten. . _ ^, ,.^

Hierauf werde» die vom Proviuzial-Laudtage beschlossenen Adressen betreffend die Oeffentlich-
teil des Provinzial-Landtages, die Verleguug der Httlsslafse von Eöl» nach Düsseldorf nnd die
Erhebimg der Gemeinde italt in den Stand der Städte, verlesen nnd nach ihrem Wortlaut genchungt.

Nunmehr wird in oic Tagesordnung eiugetreten.
Nach ewigen Vorbemerknngen des Referenten Freiherr» v. Solcmacher zu Punkt 1,

Referat des I. Ausschusses betreffend den Haupt-Etat der Rheinischen Provinzial-Brrwaltnng pro
1878 bis 188t' wird folgendes Referat erstattet:

Referat des I Ausschnffes zu dem von dem Provinzial-Verwaltnngsrath vorgelegtenHanptetatHaupt^tai der (w>-

der Eiuuchnlmmw Ai^gabeu der'provinzialständifcheuVerwaltnug der Rheiuproviuz pro 1^8/80^^^»
Der vorliegeude Haupt-Etat ist der erste, welcher iu dieser Form dein hohen Landtage^ ,,^,^„,g ^

vorgelegt wird Der Ausschuß hat dcusclbe» eiuer sorgfältigen Prüfung unterworfen uud erachtet M^nproulnz pro
auch die Ausätze desselben, welche uicht auf besondern Specialität« bernheu, für angemessen, zumal 1878,80.
hier Dnrchschuittöbercchuuuge« auf Grund gefammellerErfahrungen noch nicht aufgestelltwerden konnten. ^

Insoweit die Aufätze des Hauptetats auf Spccial-Etats pro 1878 uud weiterhin sich. .< ^
stiitzen, taun im Allgemeinen Bezug geuounnen werden auf die bereits erfolgte Feststellung diefer
Specialetats durch den hohen Landtag. Allerdings hat bei der Feststellung dieser Specialetats bei
dem Etat für den Provinzial-Verwaltnngsrath nnd die provinzialständische Eentralbehörde gegen
den Voranschlag eine Erhöhung stattgefunden, um...........^00 ->".
und eine Ermäßigung bei dem Etat für die Irrenanstalt zu Grafen¬
berg um................... ""'
bei dem Etat der Irrenanstalt zu Mcrzig pro 1878 und weiter um 12438 „
uud bezüglich der Anstalt zu Boun ist beschlossenworden, den vorge¬
legten Etat, welcher bei materieller Prüfung zwar angemessen
befunden worden ist, pro 1878 noch gar nicht in Kraft treten zu
lassen. Die Ersparnis) aus dieser lctzern Beschlußfassung resultirt sich
pro 1878 auf weitere..............15600U „
so daß gegen den vorliegenden Entwurf des Haupt-Etats eine _____^_____

Wnmt-Ersparniß von...............169438 M
sich ergiebt, welche Ersparnis; «"ch Abzug der obigen .... ^____^ 00 M.

esfeetiv ...................'«4038 M.
ergiebt.



Der I, Ausschuß hat geglaubt, insbefondere im Hinblicke auf die eigenthümlichen Ver¬
hältnisse bezüglich der Bonner Anstalt, welche immerhin im Jahre 1879 etatsmäßige Verwaltungs-
Aufwendnugen erfordern dürfte, wozn auch der desfallsigc Plenarbeschluß des hohen Landtags den
Verwaltungsrath ermächtigt hat, ohne Weiteres in eine Umrechnung resp. Neduciruug des vor¬
liegenden Hauptetats nicht eintreten zu sollen, empfiehlt vielmehr dem hohen Landtage, den Pro-
vinzial-Vcrwaltuugsrath zu ermächtigen, die nach vorstehender Darlegung sich ergebende Ersparniß
in Gemeinschaft mit den nach feinem anderweit erstatteten Referate bei der bessere» Ausstattung
des Ständehaufcs gegen den disponibel» Credit ans den Ncchnungs-Neberschüssen pro 1876 noch
zur Verwendung bleibenden Betrag dem Irrenanstaltsbaufonds unter den uämlicheu Modalitäten
zuwachsen zu lassen, wie dies nach dem Vorschlage Ihres dritten Ausschusses mit riuer Summe
von 1,000,000 M. geschehe» soll, welche cbeufalls aus laufenden Ncchunngsersparnissen herrührt.
— Das Darlehn, welches dann noch zur vollständigen Eompletirung des Irrenanstaltsbaufonds
bei der Provinzial-Hülfskassc anfznnehmen wäre, würde fich felbstverstäudlich um die vorbczcichucten
Beträge ermäßigen und rnud noch 500,000 M. betragen. Es tonnte dem ersten Ausschüsse nur
angemessen erscheinen, in dieser Weise iiber den disponibel gewordenen Betrag schon im Voraus
Bestimmung zu treffen und dem Proviuzial-Verwaltungsrathe hierüber bestimmte Directive
zu ertheilen.

Der Ansfchuß hat dann gern davon Kenntniß genommen, daß der der provinzialständifchen
Verwaltung zur vorläufigen Mitverwaltnng überwiese:« Kreisfoudö bei weiterer Anfammlnng der
Zinsen am Schlüsse des Jahres 1880 die ansehnliche Höhe von 3,152,900 M. mnthmaßlich erreicht
haben wird und sehr dazu beitragen kann, die Lasten, welche die neue Kreiöorduuug cveut. auch
deu Kreisen der diesseitigen Provinz auferlegen wird, wenigstens für deu erste» Augenblick bebentend
abznfchwächen. Der erste AuSfchuß bittet daher, auch für die nächste Etatsperiodc die weitere
Anfammlnng der Ziufen des Krcisfouds ausdrücklich beschließen zu wollcu.

Zu weitere« besondern Bemerkungen hat der vorliegende Hauptetats-Entwurf keine Ver¬
anlassung gegeben uud der Ausschuß erlaubt sich schließlich uur noch deu Wuusch anszufprechen,
hoher Langtag »volle dahin noch Directive ertheilen, daß der «ud Tit. XIII der Ausgabe „zu
landwirtschaftliche» Zwecken" vorgefehene Betrag von 30,600 M. jährlich ganz zur Verwendung
kommen »löge.

Nach diefeu Ausführungen empfiehlt der Ansfchuß dem hohen Landtage für die nächste
Etats-Periode die ordentlicheProvinzial-Umlage (Tit. XXI der Einnahme) auf rund 3,000,000 M
festzustellen, fowic zn befchließen, daß die zur Deckung des Bedürfnisses dann noch fehlenden
Beträge ans den Nechunngsüberfchüffen des Jahres 1876 entnommen werden, wie in dem hierüber
besonders erstatteten Referate näher ansgeführt ist.

Da sich zur General-Diskussion Niemand zum Worte meldet, fo wird sofort in die Dis¬
kussion der einzelnen Positionen eingetreten.

Der Tit. 1 bis 15 werde» ohne Debatte genehmigt.

Zu Tit. IN Zuschüsse zur Unterstützung niederer landwirtschaftlicher Lehr-Anstalte» im
Betrage von 18,000 Mark fragt Abgeordneter Felix Freiherr v. Loü, welche Berechnung bei Fest¬
stellung dieser Snmme zu Grunde gelegt worden sei. Referent bemerkt: es sei früher die Summe
von 12,600 Mark zur Verfügung gestellt gewesen, dieselbe habe sich aber als nicht genügend
erwiesen und sie sei deshalb auf das anderthalbfache erhöht worden.
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Tit. 10 wird genehmigt, ebenso die folgenden bis Tit. 20 incl °lme Debatte.
Bei Tit. 21, Allgemeine Provinzial-Umlage, beantragt der Ausschuß die Summe statt

auf 3,200,000 Mark'auf 3,000,000 fcstzustelleu. c , ^ ^ M)^
Abgeordneter Sahler: Aus deu Ueberschüsseuvom Vorjahre, die stch auf 1,700000 Mark

berechnen/soll 1,000,000 wenigstens theilweise zur Deckuug des Defieits der ^ans^u '^
wendet we den. Diefe Handluugsweise ist nicht correet, dadnrch werden d,e Ueb rfchuss ans dem
vorigen Jahre gewiss rmaßeu als Steuer umgelegt und die Steuerzahler des ^.gen Steuer^ s
brin e„ ür spätere l^ahre ein bedentendes Opfer. Ich halte es nicht für rcht.g, fnr e.nen Gegen¬
stand, der der ferneren Zeit zn Gnte -kommt, ein einzelnes Steuerjahr zu belaste«

Referent bemerkt: Sowohl der als der I. nnd III. Ausschuß
habeu sich ei gehend nnt der Sache beschäftigt und alle hätten übereinstimmend
schlag gemacht. Es werde vorgeschlagen, die Umlage ans 3,000,000 Mark n be äffen um
eine gewisse Stabilität in der Verwaltnng zu haben. Die Ueberfchnffe fe.en mcht etwa aus d r
zu viel erhobeueu Umlage entstanden, sondern hätten ihre Begründung zum großen The.l m außer¬
ordentlichen Verhältnissen. „ . .,

Abgeordneter Sahler: Wenn er sich ans den Standpunkt der Verwaltung stelle, ,o ,,
der Vorfchlag gewiß praktisch. Aber vom Stanbpnntte des Steuerzahlers aus, den der Prov.uz,^
Vandtag doch auch vertrete« müsse, fei die Auffassung eiue andere.

Der Marschall betont, daß in diesem Punkt zwischen Provinzial-Laudtag nnd Provinz,« -
Verwaltung keiu Gegensatz bestehen könne; der Landtag sei die Spitze der Verwaltung und uu.sse
sich deshalb auf deu Verwaltuugs-Staudpuutt stclleu. ^. „, . i ^ nnn m>

Abgeordueter Bremig: Die Mittheiluug, daß aus deu, letzte,, Etatjahr 1,700,000 M.
Ueberfchüffe vorhanden seien, habe allerdings ihn uud viele Mitglieder frappirt. Nachdem aber-
die gedruckt in den bänden der «audtagsmitglieder befindliche Mittheilung uachwe.se, woraus stch
diefe Ueberschüsse zusammensetze,,, sei man «berzengt worden, daß dieselben gar nicht w.eberkchren
werden, da die Verwaltung der Straßen, an deren Bau der größte Theil der Snmme erspart
worden sei, fetzt ein einheitliches Ganze ausmache. Wolle man aber die Ueberschusse auf d.e
nächste Etatsperiode übertragen, so würden Schwankungen in, General-Etat stch ergeben, nnd d.esen
Schwankungen habe man ausweichen wollen.

Abgeordneter Sahler verzichtet darauf, eiueu formnlirten Antrag emzubrmgeu und der
Titel wird genehmigt. ^ ...<..> ^ ,« < c ^

Die Nachweisnng über die Einnahmen nnd Ausgabe» des Kreisfonds sind als befondere
Beilage zum Haupt-Etat vorgelegt. ^ ,. , , ^

Abgeordneter Ientges wünscht, daß dieselben in den Haupt-Etat aufgenommen werde» nnd

für die nächste Etats-Aufstellung die Einnahmen nnd Ausgaben für den Kreis-
fouds als durchlaufeudcn Posten durch deu Haupt-Etat zu führen.

Nach Genehmigung der Einnahmen werden auch die Ausgabe,, in fämmtlicheu Titel» und
darauf der acune Etat genehmigt, ebenso die vom I. Ausschüsse dazu gestellten Anträge.

Zu Puukt 2 der Tagesordnnng, betreffend den Irrenanstaltsbanfonds, erstattet znnächst I"'eu ^'^
Abgeordneter Friederichs folgendes Referat. ,^ , ^ . >. >^>« «

Referat des 111 AusfchufseS über Irrenaustaltsbaufouds. Referent Earl Fr,eder,chs. ^
>zur Ergän'ung des Irrenanstalts-Banfonds bis zu der erforderliche», Totalfumme von

Ml 1^??0 00.» ^ beantragt der Verwallungsrath die Bewilligung von Mk. 1,710,7! 9 7l Pf.
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Der ursprünglich auf Mk. 6,000,000 bemessene Fond — im Jahre 1865 vom hohen
Landtage mit zwei Millionen Thalern bewilligt — gestaltet sich somit schließlich zu der »»Verhältniß-
mäßigen Höhe von Mt. 12,770,000, also um 110 «/« mehr.

Aus den Protokollen und Referaten der frühereu Landlage ergibt sich, daß die Wahr-
schcinlichkeitsbcrechnungim Juni 1871 noch nicht über die erste Summe von 6 Millionen Mark
hinausführt, obgleich die Bauteu schon seit 2 Jahren ihren Anfang geuommeuhatte«. Im
Jahre nachher, 1872 am 23. September, berichtet Herr AbgeordneterVremig hingegenschon, daß
die Summe auf wenigstens 10,275,000 M. zu bringen ist. In dein betreffenden Berichte vom
16. März 1875 steigt sie mit der zuversichtlichenHoffnung, endgültigzu fein, auf Mk. 10,536,690,
und heute steht sie wie oben bemerkt auf Mk. 12,770,000, womit sie ihren endlichen Höhepunkt
wirklich erklömme» haben soll.

Dieses unheimlicheVorwärts hat sich für die einzelnenAnstalten wie folgt entwickelt:
Von zu

1871 1872 1875 1877
22. Juni 23. Sept. 16. März März

Audernach. 50 Morg. Areal 200 Kr. Mt. 900000 Mk. 1323000 1744693 1885000
Düren . . 64 „ „ 300 „ „ 1200000 „ 1761000 2062815 2583000
Merzig. . 77 „ „ 200 „ „ 900000 „ 1350000 1750320 1932000
Bonn . . 55 „ „ 300 „ „ 1200000 „ 2304000 2689845 3493000
Grafenberg 87 „ „ 300 „ „ 1200000 „ 1671000 2068011 2277000
1871 Gru»d u»d Boden ..... „ 300000

Einrichtung ....... „ 300000
1872 Centralbauleitung ..... „ 26100N

Commissiousspesen ..... „ 30000
Areal ......... „ 375000
Innere Einrichtung .... „ 450000
Coursverlust ....... „ 750000

1875 AllgemeineKosten ..... 330000 600000
l7»536690 12770000

Conrsverlust :c. 700000.
Die Annahme der ersten Snmme vo» 2 Millionen Thaler beruhte auf den Augabeu der

6 üommissarie», welche 1864 für Reorganisation der Irrenpflege iu der Provinz vom Landtage
erwählt, u. A, auch den Auftrag erhielten, bewährte Irrenanstalten im In- und Auslaude behnfs
weiterer Inforination zu besuchen. In dem betreffendenBerichte vom 30. Oktober 1865 heißt es
u. N. hinsichtlich des Kostenpimttes:

^Kluigelmünsteri» der Pfalz für 300 Kranke kostete Mk. 370000
oyne vnrns «der ^.^ ^ Kranke.......„ 240000auch ohne daß ir- ' ^ ^ ..,.. ^.^ , _^ ^ ^. « .

^ «>>.<> « c<, ^ (wegen billiger Stemc au Ort und Stelle so anßer-
gcnd Nothiges fehle/ ^"s ,^ ^„. .^ s gewohnlich billig.)

beide mil je 20—30 Morgen Areal.
Lengerich in Westfalen mit wohl durchdachten, sinnreichem Plane, 120 Morgen Areal für

300 Kr. Th. 350000.
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n.n ».V s'erübmteuAnstalt in Frantfnrt a/M. unt hübsch detorirlen Räumen und zahl-

»»l!!,,e„«n „ich! ,«Mw, Mld 1„» c>«,!h,,»>,w,, ,I>>° »»n«l ^ , »

^vic Vie ^eycii ,>nu Bonner Anstatt hervortretendeaußer-

a7?? ^w3"^ ^ '^ ^ w den allgemeingroßartigen Disposi-
t^"7^^ w""n^ in Beziehnngzur Universität; fiir

^? 7e^glich7 zu'erw ^ Ihiu be^echti ler^del zu Hm und wo ungerechte Anschnl^
ki un ab W w s' nd " o ,nehr als au« den bezüglichen letztern Berichten des Ver-

lg T d > ttresfeu en Erörternngen nicht hinreichendzn entnehmensind.
W s um °i° E'twickelnng der Reorganisation der Irrenpflege in nn erer Provinz betr.fft,

so ergiebt sich nach Dnrchsicht der Doeumente ans den betreffenden Verhaudlnngen unseres Land-

^^ "°" d^in7dler Auffassuug der hohen Anfgabe nnd ihrer Lösnng die Vorarbeiten hinsichtlich
eingehenderP ifu tnit H ranziehuug aller dienlicherscheinenden Fachmänner mustergul.g zu
I i^ "ch ver ise hierbc, besonders auf die für ihre Perioden abMeßendeu Referate:
nennen suw. Ich ^w^^^ ^ ^ ^^^^ ^^ ^^ ^^ ^ Provinzial-Landtagegewählten
0 Counuissarefür SKgburg nnd für Reorganisationder Irrenpflege in der Provmz.

' ^20"LandU'am'22. Inni 1871 der Fiuanz- nnd Bau-Commission.
Referent' Freiherr Raitz von Frentz.

Ru^ mag^s d^hin ^t "eiben^ob . ^^'e"^ ^

^713 ^^u^P^ ^nme selbst he.!te noch nicht allseitig zn

einem AbMusse ^ieheu^^^ ^^ ^^ ^ ,^ ,^ ^^ ^ .^ ,^. ^. .,^„ ^
führuug derselbe Geist der Tüchtigkeit nnd nnermüdlichenPflichttreue herrschen sollt, welcher den

^' ^^I"^7üw3n Herr Dittmar, bis dahin Landbaumeister bei der Kbnigl.
Negiernua n. Coblenz, die alleinige Oberleitung der Ansführung sämmtlicher5 Bauten.

De Ban^Ausschnß wählte denselben als empfohlenvon hoch gestellten Personen im
öandelsmw lerium sowie von, Herrn Minister von Aodelschwingh nnd dem damaligen Königlichen
O^3e"2ch hatte Herr Dittmar bei der Ausführung der Irrenaustaltsbauten zn Lengench
mitawi^ i^ttG all' derEmPfehlnugeuhat sich diese Wahl als eine vollständigverfehlte erwiesen,

Folge« mcht wieder gnt zn machensind. Es ist nicht erklärlich, weßhalb am
20 Mai 1874 dein hohen Landtage einfach berichtetwird.

^/der Organisation der Oberbauleitung ist inzwischen eine wesentliche Veränderung ein¬
getreten; "der frühere Oberbauleiter LandbanmeisterDittmar ist ausgeschieden und in den Staats-
dienst zurückgetreten." ,
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Weiter meldet der Provinzial-Verwaltungsrath, an den mit dem 1. Januar 1873 die
Geschäfte der Finanz und Van-Commissionübergegangenwaren, nichts.

Ueber die Unfähigkeitund Verkehrtheitdes Herrn Dittmar soll ein umfassendesProtokoll
in den Acten vorliegen.

Mangel an Zeit hat nicht gestattet, dasselbe einznsehen,doch wurde das Mitglied des
Verwaltnngsraths, Herr Brcmig, gebeten dasselbe der Hohen Versammlnng in seinen Hauptmomeuten
mitzutheilen. Es ist anzunehmen,daß aus demselben zu erkennen ist, weschalb Herr Dittmar nicht
früher erkannt und entlassenwurde. Jedenfalls bleibt es zu bedauern, daß durch das Schweigen
des Verwaltungsratbs die Fehler dieses Beamten mit ihren weitgehenden Folgen heute iu der
öffentlichen Meinung nicht allein dem Schuldigen zugeschrieben werde».

Was den Hauptfehler in dieser ersten obersten Vanleitung betrifft, wie im Ausschusse uichl
allein nicht widerlegt, sondern zugegeben wordeu ist, so besteht derselbe darin, daß:

Herr Dittmar ohne jedwede Berücksichtigung des vorhandenen Banfonds ^on 2 Millionen
Thaler die Projecte in ihrer Gesammt-Dispositiounach idealen Vorstellungenmachte!

Ohne die zutreffeudenMasseuberechnungenmit speciellen Kosteuanschlägenund ohne oie
hinreichenden Spccialprojecte, wurden nun die Bauteu begonnen nud ohne corrccle Entwürfe
betrieben.

Wie es bei solchem Betriebe gehen muß, ist leicht zu erkennen. Als es zn spät war wnrde
man der unheilvollenLeitnng erst los und nun war es baulicheNothwendigkeitdas Begonnene
weiter zn führen. Der Fehler des Mangels hinreichenderKostenanschläge scheint anch in der
folgenden Baupcnode nicht gänzlichgehoben worden zn sein und die vielseitig iu's Publikum gedrnn-
gcne Klage über Mangel au techuischen Beamten und bei Weitem nicht genügendeVau-Ueberwachung
ist im Ausschusse bestätigt worden.

Ob und wie weit die bis jetzt ausgeführte» Bauten dem hohe» Kostenpreisentsprechen,
vermag der Ausschuß uicht anuährend zn beurtheilen, indeß kountc sich derselbe der Ansicht nicht
verschließen, daß der hohe Zweck mit erheblich weniger Ausgaben zu erlangen war.

Eine genaue Untersuchung dieser Frage hält er deu vollendetenund nicht zu verbessernden
Thatsachen gegenüber für nicht geboten. Schließlich muß der Ausschuß uoch seiner Ansicht Alls¬
druck geben, daß es dem Verwaltnngsrathe leichter gewesen wäre, die bisher im Referate berührten
Punkte eingehend im diesjährigen Berichte zu erörtern.

Hinsichtlich des Eingangs verzeichnetenAntrages des Verwaltnngsraths, empfiehlt der
Ansschuß dem hoheu Landtage auf Grund der zwingenden unveränderlichen Thatsachen,die Bewilli¬
gung der Ergänzung des Irren-Austaltsbaufouds bis M. l 2,770,000 und daß znr Anfbringuug
der dazu erforderliche» Summe von M. 1,716,719,71 der iu der Vorlage enthaltene Modus befolgt
werde, jedoch mit der Modificatiou, daß die Verrechnung der Summe voll eiuer Milliou Mark
auf die einzelnen Bezirke bis zum vollstäudigenAbschlüssedes Bancoutos verschoben werde.

Uns erscheint es übrigens als eine schlimme Schädigung jeucs Vertrauens, dessen die
Behörde bedarf, nm mit Freudigkeit und Erfolg in ihren, hohen Berufe zn Wirten, wenn man
Unzufriedenheitmit ihren scharfenWorten und Anklagenohne Erklärung lassen würde.

Der Landtagsmarschall:
Meine Herren! Ehe ich die Diskussion eröffne, möchte ich als Ihr Vorsitzender, als

Vorsitzender des Provinzial-Verwaltnngsrathes und als zeitweiligerLeiter anch der lanfendcn Ver-
waltnngsgcschäfteeinige Worte vorausschicken.
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^. möcbte -unächst dem Herr» Referenten des dritten Ausschussesauch meinen Dank

so auerkenueuswertherist, da s.e ... t» ze Z.t erl d t « Benrlheilnng der

^ie ^d!^ "lten, einige .orte hinz.

'""" " Me Sie gehört, haben diejenigenMänner, die znerst an das 'chw^ Werk^na.n dne

Pläne fii^«Anstaltswnten aufzustellen,mit «ngehmrer Mfopfermugg^ u^
l.ches g leistet! Da dann leider in dem darauffolgenden Landtage ^ " uut^^n ^

zirten es nicht hat zulassen wollen, daß man eine oder zwe. ""Me ^ ^^'
jeder Bezirk seine Anstalt haben wollte, darin finde .ch snr meme ^"^' "'" Z^^^alten
kolossalen Kosten nnd anch der künftigen großen Verwaltnngstosten, welche m gro,,erm .tn,t

^"^^a^e^ ^ ^en worden. Das alte schbue W.t, meme
Herren, ^.'^ ^/ni. doue ist hier nicht dnrchfiihrbar.
man ans Herrn Dittmar zuriickkonnnen, der damals nach d"'Antrag« des ^n ^om.t.s m
nach den Feststellungen, welche den Sachkundigen,Directoren größerer Irrenanstalten und ^ ey

triwn^eNaben, m3 der «eitnng betrant würd, ^^m , ^
stalten für 2 MillionenThaler, gebaut werde« sollten. Herr Dtttumr hat, um ^ ^ ^,.^
Herren icht zu befchräukeu,wie das ja leider bei vieleu ««ute» geschaht e« aus om^
als Äasis^geuo.umeu, feiue Pläne auf die audere Seite gestellt "' ^, '„.n )lachthe.l

Bansühnm. mit den ^»d^ ^^3^^ ^Tesührt hat. ..

dem fehlt^:^e ^^5^ au griffen ^ ^ade.^ichmn^
fing man an, die Fnndamente nach den ersten Zeichnungenzu legen. Daß d.e Kosten so gewalt.g
sind, liegt wohl hanptfächlich au "chm Moment . ,^

, 7: ?'? ^""w ^3 's ch r Iach7m'glum2 2' nuter llssistenz des Hern,
memem An, Freiherr Ratz «o F «tz ^ ) ^ ,^ ,^^ ^ ^ .^ ^^ ^^ ^^^^^
Forfter d.e Le. uug gefuhrt ^ /)a ^ ^ ^ .^ ^^ ^^ ^^^^^ ^
gemachte» Fehlern en.e n.ogl chst gute ^«^ ^ ^^ ^ „^ ^^
deu Tod hinweg gerufen worden, und ««>' n t nna^ ^

somit auch der ^A.chaUsbcmten au ^^^^ ^hs ,. ^^ ^ ,„ ei„
erklärte fofort - uud e« '^/le« " " ^ ^ ,.^ ^itze gestelltwerdeu müsse, da aber
tüchtiger werdeu mußte, uähe vor der Thür staud, so

der .audtag, v^ ^rl^ ^ . am ^^^ .^ ^^ ^^ ,^^ .^^^ ^
'" "^^^Se Tj^ü" so sehr ehrenvolle, aber schwierige Amt des .audtags-Mar-
^ n s 7 ... e nbte hatte ich dieselben Ausstellungenwie Freiherr von Gehr zu machen,
schalls zu ub^ ^ ,..^, ^ war ich nicht in der,
Da aber der Landta en e ^a' ^ ^ ^^ ^^ ^ ^^ ^^^^
Lage den: Laudtage 'ofo ^ «^ch e iu eiue Verwaltung hiueiutreteu, die ich gar uicht
m e.ue schw.er.ge «age ^ "!) ' ^ ^ . ^ ^^^, ..^. ^^, ^^..^.^^, ^„^ilfe
am.te un d.e :ch fchon vor wu ^^ ,„^, Ich kann nnr

der annrl.gen M.tgl.ed des P l'2 8^^^ ^ ^^^,^ ^,,^ ^ ^^^^^
aus das zurüeltonnnen, was .ch ans ">»
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Marschall, so sagte ich damals, daß er neben dein Vorsitz im Verwaltnngsrath und in dem Land-
tag die laufenden Geschäfte weiterführt. Ich kann das nicht und bitte deshalb nach den früheren
Vorschlägen der Negierung einen Landes-Diretlor zu wählen.

Die Wahl des Landtags fiel anf den Grafen Villers. Leider zerschlugensich aber die
Verhandlungen und wir waren in derselben Lage wie vorher. Ich habe, so gnt ich konnte, bis
zum Zusammentritt des darauffolgeudcuLandtages, im Herbst 1875 die Geschäfteweiter geführt,
konnte aber in diefeu wichtigenPuukteu der VerwaltuuZ einem Landcödirektor nicht vorgreifen,den
der nächste Landtag zu wähle» hatte.

In dieser Zeit lag die Baulcitnug in der Hand des Herrn Forster nnd ich kann bc-
zeuge», das; er mit größter Arbeitsamkeit und außerordentliche!!! Fleiß au der schwierigen Aufgabe
gearbeitet hat. Ich muß aber hinzusetze«:es war ein Ding der Unmöglichkeit,daß ein Mann,
der nicht einmal Techniker war, in allen diesen schwierigen Fragen das Nichtige treffen tonnte.

Auf dem 24. Landtage nuu wurde Freiherr von Landsbcrg zum Landcs-Direttor gewählt.
Seine Einführung in das Amt verzögertesich durch allerlei Umstäude, bis in den Winter, so daß
ich auch iu dieser Zeit die Verwaltung führen mußte und zu meiuem größten Bedauern nichts für
eine bessere Organisation thun tonnte.

Sobald der Herr Landcs-Direktoreingetretenwar, wnrden die »euc» Veaiuteu, die noth¬
wendig erschienen, angestellt. Die oberen Vanbeamte» haben aber das volle Jahr gebraucht,um
sich nnr einigermaßen in die schwierige Aufgabe einzuarbeiten. Wenn diese Herren dazu bernfeu
fiud, künftig die schwierige Bauleitung zn führen, so werden Sie auch diese für die früher began¬
genen Fehler nicht verantwortlich machendürfen.

Ich schließe meiuc Herren, indem ich die Worte aus dem Neferate Ihres Ausschusses
wiederhole:

„VermischenSie nicht die Schuldigen mit den Unschuldigen und treten Sie an diese An¬
gelegenheitheran, in der Hosfnung, daß, trotz der begangenenFehler das, was von diesen Land¬
tagen geschaffen wurde zum Segen der Provinz und unserer armen Irren gereichenmöge." (Beifall.)

Vice-Marsch all Freiherr von Gehr:
Ich muß mir erlaube,»,mciue Herren, einige erläuternde Bcmertnngen zn der Nede des

Herrn Marschalls zu machen. Zuuächst muß ich der Ansicht des Herrn Marschalls über die
Gründe widersprechen, welche seiner Zeit die 6er Eommissiou veranlaßt haben, die Errichtungmehrerer
Irren-Anstalten zu beantragen. Es war nicht allein die Eifersucht der verschiedenen Bezirke, son¬
dern die Eommissionwurde dazu hauptsächlich durch die Aussagen der hierüber gehörten Sach¬
verständigenbestimmt. Soviel mir criuuerlieh — und ich glaube uicht, daß mich hier meiu Ge¬
dächtniß täuscht — war es der übereinstimmeudc Auöspruch der Sachverständigen,daß es nicht
gut sei für eine Irren-Heil-Austalt, sie zu groß zu machcu. Man sagte uns, die richtige Zahl für
diese Anstalten sei zwischen 200 und :^00 Irreu. Anstalten, bei denen die Anzahl der Irren 400
übersteige, verfehlten ihren, Zweck. Das wurde so deutlichausgesprochen,daß die 6er Eommissiou
sich dein fügen mußte uud darnach ihre Vorschlägemachte.

Nun, meine Herren, müsse»wir uns alle eingestehen,der Grund, für die großen Kosten
die da erwachsen sind, liegt in Mißgriffen. Mißgriffe aber, kaun ei» jeder machenund sie find
gerade unter deu damaligen Verhältnissen fehr verzeihlich. Der erste und schwerste Mißgriff war
die Wahl der Pcrfon. Die Perfon, meine Herren, die damals gewählt wurde, war uns warm
empfohlenund wurde uns von allen Seiten als so fähig dargestellt, daß der Irrthum, iu den die
Eommissiou gefalleu ist, erklärlich war. Die Folgen dieses Mißgriffs waren schwer; aber es ist
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auch nicht leick>t, eine in dieser Weise empfohlene Person als unfälng zu erkennen. Ehe sich d.e
Ueberzengnugin der Eonnnission festsetzte, daß der Herr Dittmar nnfah.g war, da war schon großer
Schaden' entstandennnv der Grnnd zu weiterem schweren Schaden,gelegt .

Rnn, meine Zerren, ist >neine Person anch bei den späteren VeraNmsseu genannt worden,
und da muß ick bemerlen, daß ich mehrere Jahre ans Oesnndhe.tsrnch.chteuan den Geschäften
des Laudta es nicht mehr theilnehmenkonnte. Als ich aber nachher sah, daß d.e Le.tu..g der
großen Bauten in bänden war, die unmöglichder Sache gewachsen sem tonn en - auf d. V
handlnngen, die damals im Verwaltungsrath stattfaudeu, kann ich h.er u.cht e"Mhn.; d,. Au -
Mrnngen „den fiel, in, Protokoll ^ da habe ich in den ^n ^Mngeu a »M au'm^s
gemacht, daß es nothwendigsei, einen eminent fähigen Mann an ^ Sp«e z» st le , Ich d

anch nicht n fehlbar. Ich habe damals andere Ansichten gehört nnd abe unch » '« ^ be.
gesncht, daß ich für den nächsten Landtag auf Vorlegung eines nmfaffendenVenck.ts nw du .ag
der Sache drang Diefer Gericht ist dem Landtage auch vorgelegt worden nnd .ch hoffte, daß
eine solche Darstellung dazu führe., würde, auch von anderer Seite Zweifel anzuregen. Das ge¬
schah nicht und so ging die bisherige Führung fort.

Ich wiederhole, daß Mißgriffe entschnldbarsind, nnd glanbe Ihnen fchn .m Vo
sagen zu löunen, daß der Proviuzial-Verwaltuugsrath auch von mm an sem Mo üch th
'vird, um alles im Einzelnen zn untersncheuund den, nächsten Landtag alle wnnschenswntb.»
Aufklärungenzn geben. >> . « . . «,i> c.„.^^>

Der "andtags-Marschall: Wenn ich von der Rivalität der Bezirke unter sich sprach,
so war das nur meiue persönliche Ansicht, daß ich bedauerte, daß nicht eine oder zwe. große An-
stalten angelegt worden sind. Gegen die Commissionwar der Ausspruch mcht gencht.t. In.
Uebricie» stimmt ia der Herr Vice-Marschallvollständigmit mir nbcrem.

Awö^d ete^Dsetze: So bedauerlich die Resultate sind, die der Herr Referent nns m.t-
getheilt hat, so habe ich mich doch gefreut, daß sie hier so „nnmwundeuuud lar ausgeprochen
worden sind, damit wir endlich Klarheit in eine Sache bringen, die sei Iahreu d.e ganze Prov.nz

^^""ichzeitig bin ich aber eben so frendig überraschtgewesen von der Mittheilungdes Herrn
uud wenn schon von dem Ausschüsse angedenket worden .,t man

solle w diese ganzen Fra e nicht die Schuldigen mit den ....schuldigen vermengen, so glaube .ch
icht nr ne 'dem uch im Namen der Majorität des hohen Landtags eonstat.ren zu

Ä. U " gest^t haben nnd snchen werden bei den Mitgliedern des gegen¬
wärtig,. Provinzial-Verwaltuugsraths uud feinen beiden Vorsitzenden. (Be.fall)

Nef rent^ Hinsichtlich der Entstehung der Anstalten kann ich beM.gen, was der Herr
BiceMarschal ausgesprochen. Man ist mit außergewöhnlicher Umsicht und Sorgfalt vorgegangen.
^>ce Marschall .uvg l ^ ^^^ kö'„M vielleicht zu ehr pro äomo gesprochen

3e^ 37"noch^v7" Hera., bis man zn den. Beschlnß kam, Bezirks-

anstalten zu b«"«.. ^ III. Ausschussesanzudeute., daß man deu Herrn

Di tt,na?n B ^ n länger im Dienst gelassen habe. Der Ausschuß ist sich sehr wM lar
«n Mann ein ganzes Jahr lang absichtlich das Verkehrte

u h n m ... da hohe Vertrauen zn zerstöre», daß ihm entgegengebrachtw rd. Jeder vonM thu. hat, um das yoy. ^ ^^ Verwaltungsrathe nnd
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nicht gewiuueu köuue», daß so wichtige Arbeiten nicht einen bewährten und hervorragenden Fachmann
als Leiter haben mußten. Man wird sich uicht herausnehmen, in wichtigen medizinischen Fragen
einen Juristen als Leiter zu setzen, und umgekehrt.

Abgeordneter V reinig: Es gibt Medizinen, denen man für den ersten Anprall, den sie
der Zunge bereiten, einen süßen, lieblichen Geschmack beizubringen «ersteht, während der stach
geschmack ein sehr bitterer ist, Cinc solche Medizin ist der Bericht des III. AnSschnsses für den
Provinzial-Verwaltnngsrath, für die frühere 15, er (Kommission,und auch für die Ner Commissiou.
Meiue Herreu, ich bin das einzige Mitglied des hohen Landtags, daß alle Phasen der Reorgani¬
sation des Irren-Wesens in der Rhcinprovinz mit durchgemacht hat. ^ch unterscheide mich mir in
dem einen Punkte von unserm Herrn Viec-Marschall, daß er, wie sie gehört haben, ans Gesundheits¬
rücksichten ein paar Jahre dem Landtage uicht augewohut hat. Als Mitglied der »>er Commission,
der 15er Commissiou und jetzt des Provinzial-Verwnltuugsrathes, biu ich ununterbrochen nnd mit
voller Begeisteruug iu der erhabenen Sache dieser Reorganisation des Irren-Wesens mit thätig
gewesen.

Ich darf, meine Herren, Sie daran erinnern, wie eigentlich der Rheinische Landtag dazu
kam, diese Reorganisation in so großartigem Maßstabe vorzunehmen. Es handelte sich im Jahre
186!i darum, ob eiueiu Antrage der Commission für Siegburg, die damals uoch aus !> Regierungs
beamten uud ^ Deputirtcn des Landtags bestand, auf Bewilligung einer Summe von l,7U»),<M»
Thaler nachgegeben werden solle, zum Ausbau uud zur Vergrößerung der Anstalt von Siegbnrg.
Angesichts dieses Antrags schlenderte der damalige Direetor von Siegbnrg Or. Rasse eine Denk¬
schrift in den Provinzial-Landtag, worin er alle Schäden dieser Anstalt aufdeckte und bemerkte,
daß uach feiner Ansicht jeder Pfennig, der auf Siegbnrg verwendet würde, weggeworfenes Geld sei,

Siegburg war bis dcchiu das Schooßliud des Rheinischen Proviuzial-Landtags. Die
Wissenschaft der ?,^«lnn,tri« ist nicht sehr alt. Siegburg war die erste Heilanstalt dieser Art, die
in Deutschland gegründet worden war. Drr Rheinische Provinzial-Landtag war stolz auf seine
Irren-Heil-Anstalt, in der man zuerst bcgriffeu hatte, daß man bei den Irren es mit Kranke» zu
thun hat, und dieses Lieblingstiud sollte nun in solche Verkommeuheit verfalle« feiu. Der Landtag
wollte deshalb sich weder nach der einen noch der anderen Seite entscheiden, sondern erst eiue
grüudliche Nutcrsuchuug eiutreteu lasse». So wurde die 6er Commission gewählt, deren Aufgabe
in erster Linie war, Siegburg nach allen Richtungen zu uutersucheu. Es war au einem kalten, klaren
Wintertage, als ich mit dein Herrn Vice-Marschall v. Gehr den Berg hinan ging, und er fagte
uoch: Ist es den» möglich, daß das alles wahr sein kann, was Dr. Nasse uns gesagt haben soll? Ich
bemerkte weiter nichts als, wir werden es ja sehen, und eine 6- bis 8-stiiudige Untersuchung ergab
in einer Seperat-Bcrathung der 6 Mitglieder ohne Zuziehung des Herrn Oberpräsidenten, daß es
inhuman sei, länger als irgend nöthig, diese Anstalt als Heil-Anstalt fortbestehen zu lasseu. Daraufhin
machte die Commission von ihrer außerordentlich weittragende,! Vollmacht Gebrauch, die dcchiu
ging, nicht nur in Deutschlcmd, sondern auch im Auslande Irreu-Austalten nach dem neuesten
System zu besuchen und dem nächsten Landtage darüber zu berichten.

Wie Sie gehört habe», wurde die Commission durch das, was sie überall von Autoritäten
auf dem Gebiete der r^olriatrio gehört hatte, veraulaßt, zu beantragen, kleinere Anstalten, in
jedem Regierungsbezirk eiue, zu errichten. Auch damals waren Stimmen, die meiuteu, 5 Anstalten
seien zu viel, oder man sollte wenigstens nur mit dem Bau ciuer eiuzige» beginnen. Der Laubtag
hat aber nach wirtlich eingehender Prüfuug aller Umstände und Gutachten beschlossen,5 Anstalten
zu baue»; es wurde eiue 15>cr Commissiou erwählt uud die « Resolulioueu aufgestellt und ange
nommen, welche die Grundlage für alles bilden, was nachher geschehen ist.
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Meine Herreu, bis dahin kann ich «erficht daß sowohl d,e Arbeiten de^ E«ss^
als auch die ersteu Arbeiten der 15er Eomissiou noch wirklich m,t der vollen «eg^ ru g w
diesen roßeu Aet der Humanität durchgeführt worden waren. Es lmudelte ,ch nuu unach

darnn, eiue« Mann zn finden, der die Leitn«« dieser «anten "b^neh.uen mrd dws^ eolossalen
A«M e gewachsen sein sollte. Nach den Empfehlungen wnrde der Herr Dtttmar gewablt

3 M für „ich ein schwacher Trost, und ich sage es nicht, um unch zu äeknl^ron,

aber ich bin der e^ gewesener damals gegen die ^stellnug Dittmar. prote,M. Ich 7«
von der Erwägnng ans, das Werk sei für einen Menschen zn gro nud '^ « 'ag n^^ch d s
änßere Erscheinen des Mannes konnte mir nicht das nöthige vertrauen flößn, de^
sich meine Äefürchtnngen so sehr bestätigt, daß wir, nachdem w,r wegen ^^" ^"
größten Schwierigleiten gekä.npft, schließlich dazu übergeben mußten, ,em ganzes Suudemeg.sier ,u
dem Protokoll von 1873 zusammen zu stelle».

Das veranlaßte Dittmar seinen Eontrakt zu lösen uud er gmg.

In diesen, Moment trat allerdings die ganze Sache m eme u u ^ ' "'" ^t
überlegen, wer n die Stelle von diesem Dittmar zn sehen se, Abe ,ch g^ , ^ « ^
damals schon alle bedentenden Techniker im Baufach uus den Nucke,, ,''"an h cn, «ß ,,e nd
von einigermaßen hervorragender Stelluug die Erbschaft Dittmars uberuahm uud », n,n solche

^^2^7^ vou .rentz au der ^ der Pro^
in die Idee dieser Provinzial-Irrenanstalten vollständig h,„e,ngelebt ^ st m » e Me elen
beruf «nd Lebenszweck, dieses große Werk durchgeführt zu '^^ ^ " ^" ° ,/^^^

war der vollsiäudigeu U^uguu^ es i.u .w.en werd. we^ er ^.erw^ g^

e^a2^ ^er"nN2: Granen di! Arbeit übertragen könne, das Werk dnrch^

znführen. . ^.^. ^^^^„„., ^, ,i^nen Kraft, aber

>i->o ,,i °er ", Meiunna hätte benutzt werden tonnen,
anders benützt worden, als « «ach I " ^ '« " ^ ^„ Proviuzial-Verwaltnugs-

Fragen Sie ««ch dem was ,cl ge t wbe ^ ^ ^^ ,^^ ^,^^ ^^
rathe ein Vorwurf zu mache« ,st, ° """ ^ .^ ^/,^„, was zu eiuem Verdachte Anlaß

a?"1""7 ides^i2""i, l^^^^ uach bestem Wisseu seiu Votum
geben tonnte, Ms M glev des Pc z ^ ^ vorenthalten worden. Das

abgibt. Es sind «"« alle ^u m.sto n ^egt u )^ ^, ^^,^^^ ^.^ ^^
freilich konnte kein Mensch «m,d n l;^ ^ ' ^^ ^^ ^,,^. .^^ ^^.
zu «chtfert.gen warem All. amch g^ ^ ^^ ^^,^ ^^^. ,.^ ^^^ ^.^ .^
einen geprüften Baumeliter auge>,ein yan<».

nicht, worin sie sonst liegen so«. ^,^ ^ ^ ^ ^ ^,^ ^^ ^.^ ^.^^^ ^,

Ztach d.esen M ^"»^ " ^^.^ ^ ^^^, ,„^^^ ^., ,^ ^aube eon-

wir " '' ^2, dan , der er dabei mitgewirkt hat, nach besten. Wissen und Gewissen handelte.
stat,ren zn mnssen, d«ß ^der de u Rechtfertigungen des geehrten Herrn Vor-

Referent: Ich »M "'^""'^ , ^^^ ^^ .^ ^^ .^,
redners das Referat nicht Veranla,suug gw,. ^us ^^ „ ^
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das ist das gefährliche Gebiet des Geschmackes, doppelt gefährlich, wenn Tag's vorher großes
Fest gewesen ist. Die Berechtigung der Entstehung der Reform der Irrcubänser hat in keinerlei
Weise Anfechtung gefunden. Der III. Ausschuß ueuut den Gedaukeu edel uud die Borarbeite»
mustergültig. Ich coustatire deshalb, daß keiu Widerspruch mit dem Herrn Vorredner in dieser
Beziehung vorhanden ist.

Die Hinweifnug auf die 8 Resolutionen ist durchaus berechtigt; sie bilden die Basis für
den Plan, geben uns aber nicht die Rechtfertigung für die beinahe 13 Millionen Mark und darin
liegt der Schwerpunkt der Sache.

Die Inschutznahme des Herrn Raitz von Frcutz hat uns gewiß alle iuteressirt, aber ich
coustatire, daß auch dabei die Aussagen des Herr« Bremig iu keiuer Weise iu Widerspruch stehen
mit dem, was Ihnen berichtet worden ist. Der III. Ausschuß wollte weder eine» Stein auf ein
Grab wcrfeu, noch Abwesende in nngeziemeuder Weise angreifen; er wollte einfach die zwei Dinge
miteinander verbinden: Anerkennung der freiwilligen und fchwierigcn Arbeit, welche die Männer
der Fünfzehncr-Eommissiou uud des Vcrwaltuugsrathcs bis heute der Provinz geleistet habeu,
Schonuug nach allen Richtungen hiu, aber doch gleichzeitig ein Wort der Aufklärung für die
Provinz zum Schutze der Stellung pflichttreuer Beamte» uud der Ehre des LaudtageS. Die öffent¬
liche Meinung ist im hohen Grade allarmirt und es ist von Bedeutung, daß ihr gesagt werde,
wohin die Anklagen zu richten sind. I» keiner Weise hat der III. Ausschuß die Berechtigung und
Thätigkeit der Eommissionen angreifen wollen. Die Unternehmung war eine sehr große nud fchon
der Umstand, daß Ein Mann diese fünf großen Werke unter feine alleinige Leitung nahm, beweist
fast, daß man den Manu für mehr eitel als fähig halten löuute. Ich glaube, weun wir heute
irgeud einen Fachmann befragten, der würde sagen, ich übernehme das nicht in der Form, daß ich
allein dafür verantwortlich bin!

Die Diseuffion wirb geschlossen uud zuuächst der erste Antrag des Ausschusses auf Be-
williguug der Ergäuzuug des IrrcwAustalts-Äaufonds genehmigt.

Ein zweiter Autrag des III. Ausschuffes zu diesem Punkte lautet:
Iu Anbetracht, daß

1) die Irrcn-Austalten die enorme Summe vou 12770000 Mark losten,
2) es einer jährlichen Summe von i> )>t,. 800000 Mark für Verzinsung, Amortisation

und Unterhaltung bedarf,
3) die Anzahl uud Nusdehuung der Bauteil so bedeutend ist,

beantragt der III. Ausschuß, die Irren-Austalts-Bauten im Verein mit den übrigen Provinzial«
Hochbanten einem oberm techuischcu Beamte» mit selbstständigcr Wirksamkeit »»d voller Vercmt^
wortllug für die bauliche Ueberwachuug uud Unterhaltung zn übertragen.

Die Diskussion wird eröffnet.
Abgeordneter vou Heister uud Courth bemerken, diefe Einrichtung stimme nicht mit

der jetzigen Organisation übcrcin, die einzige verantwortliche Persou sei jetzt der Laudcsdirektor.
Referent bemerkt: Dem Ausschüsse habe einfach das Decernat im Regierungs-Eollegium

vorgeschwebt.
Der Marschall: Die Frage ist wohl nur ciue redactionelle.
Abgeordneter I eutges schlägt vor, statt volle Verantwortung zu setzen: entsprechende.
Referent: Ein solches Werthobjekt, wie das vorliegende, würde schon bei jedem Privat¬

unternehmer einen speziellen Uebcrwacher erhalten, außerdem habe der Ausschuß den Eindruck
gewonuen, als herrsche auf dem Baugcbiet in der Verwaltung ein Durcheinander und es fehle eine
bestimmte Abgräuzuug der eiuzelucu Geschäftskreise.
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^ « .. .« Marschall- Das anscheinende Durcheinandererklärt sich daraus, daß

Zm w',chM».d ..... ^>«»^° °««°«u» ««»«„.' »«».«ch«"

(Panse von '/2 «-tunde^ Stolbera-Werui- Nechm.ngsüberschüsse
Nach Wiedereröffuuug der Sitznug erstattet der Abgeordnete Gaf Stoberg ^rm

gerode d'^ M eM des i Ansschusses betreffeud die Rechnungsuberschüsseder Rhe.mschen ^^^^^
Provinzial<Verwaltuugpro 18?« uud deren Verweubung.. ^ .,.>. >.,",. ^iiml Abschlüsse fr das Nechnungs ayr

1735W1 Mark 08 Pfg.
Der I. Ausschußbeantragt: Nahschüssen des Rechnungsjahres 1876

wiesen werde, entnommen werde, welche nach dem vom

D»ck«m»m,„,»°„ b°!m «»» d°« »mm S!»,,bcha»,°« m!«dnl,ch „!,

^ „„> «r ,.«)!«,, ««P'N«' °"».°^ »»»^» »^ ^ ^,.

M«,„ d« D»»m d>. E!»>« l°> d« P.»°«M>.I«m.«,.st»<!m,

1876 Seitens des ^ '^,< ^

Dauer des Etat«.
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Im Anschluß a» die Anträge des III. Ausschusses
die Feststellung der Etats für die Irren-Anstalten auf die Jahre 187? und 1878 zu
begränzen

beantragt der III. Ausschuß
Hoher Landtag wolle beschließen, daß die Etats der Irren-Anstalten pro 1878 jeden-
falls auch so lange Geltung haben sollen, bis der hohe Landtag wieder zusammen
berufe» sei» wird.

Der Marschall bemerkt, daß er diesen Autrag verallgemeinere,so daß er auf sämmtliche
vom Landtage beschlossenenEtats bezogen werde.

Referent:
Der III. Ausschuß ist der Ansicht gewesen,die Etats der Irren-Anstalten lediglich pro

1877/78 zu bewilligen. Da jedoch entgegengehaltenworden, daß dadurch event, die Verwaltung
in Stillstand gesetzt werde, sei der Ausschuß dazu übergegangen,den Antrag zu stelle«,die Etats
der Irren-Anstalten auf so lauge in Gültigkeit zu setzeu, bis der Landtag wiederum zusammen
berufen sei. Der dritte Ausschuß bleibe aber dabei bestehen,die Etats für die IrrenAnstallen
nur bis Ende 1878 zu bewilligen.

Abgeordnetervon Eynern:
Der §. 13 des Reglements für die Irren-Anstalten schreibt vor, daß die Feststellungder

Elcits von einem Landlage zum Andern erfolgt. Es sei also überflüssig,dies noch besonderszu
beschließen.

AbgeordneterFreiherr von Sole mach er:
In anderen Reglements finde sich diefe Bestimmung nicht; es sei also nothwendig, die

Dauer der Etats im Allgemeinenauszusprcchen.
AbgeordneterDietze:
Es sei wünschenswerth,die Erfahruugeu der Jahre 1877 und 78 den weiteren Etats zu

Gruudc legen zu können Dazu und bei der großen Vermögenslage,die die Provinz habe, empfehle
es sich, den Landtag nicht erst nach zwei Jahren, sondern früher uud möglichst jedes Iahreinzurufen.

Der Marschall bemerkt, daß wenn beim nächstenLandtage die Resultate der Jahre 1877
und 78 berücksichtigt werden sollen, der Zusammentritt desselben z. N. erst im Frühjahr 1879
stattfinden dürfe.

AbgeordneterIenlges:
Im Ausschusse seien noch andere Gründe entwickelt worden, die eine frühe Einberufung

des Landtages rechtfertigten,und habe mau sich davon überzeugt,daß es nothwendig sei, denselben
alljährlich einzurufeu; man würde alsdann im nächsten Jahre schon in der Lage sein, die Resul-
täte des Jahres 1877 in Erwägung zu ziehe».

Der Marschall erwiedert, daß die Zuscnnmeuberufuug des Landtags von der Allerhöchsten
Genehmigung abhänge; erfolge diese nicht, so könne der Landtag uicht tage», uud dann müßten
die Etats eben weiter gelten.

Referent:
Der Ausschuß bleibe dabei, daß die Etats ^rincipulitm' mir bis einschließlich 1878 zu

beschließe,, seien.
AbgeordneterFreiherr von Solemach er:
Die zusätzliche Bestimmung, daß die Etats bis znm nächsten Landtage gelten bleiben

sollen, sei nothwendig,da andernfalls die Verwaltung in Stillstand gesetzt werden könne.
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für die Jahre 1877/7« zur Abstimmung.

3"a«f Mtl^^ de7^g des Schusse, die Etats auf so lange in
.iiltigteit^Äe.^ ^ ^ wiederumzusammenbernfen sei, znr Abstunmnng.

Der Vorschlag wird mit Majorität angenonnnen. ^ .^ ^^
Der Marschall erklärt nuninehr sämmtliche Etats de Verwal.uug s

»nd bis zum Zusammentrittedes uächsten Landtages ^'^MU Ausschusses Mckunc, des Mehr-
Der Abgeorduete Graf zu Stollberg Wern.gerobe r nrt ^ens d ^,^^^^^^

über die Anträge des ^ bei^ ^^./^
Zuschüssen bei einzelnen Anstalten für das .wln ,«// ^,^ ^^^
anderu Vcrwaltnugen. ^ , <> <. i«?? s.n.il.let'len SpezialEtats der nach Jahres,

Nach den von. Provinzial^audlag ur da Jahr f' ?'3^ llr e arf au Zuschüsse.. ^
beuannten Anstalten ergiebl sich gegenüberdem Etat pro 1870,77 e.n ^n, , ^^ ^^ ^
bei der IrrenAnstall Merzig.......... g^ ^
. „ „ Andernach.............' 95^ „

...... ^'""'............. zusammen 2004« Ma5

dagegen ermäßigt sich der Zuschuß für die Irre.. Austalt zu Siegburg um den Betrag von
47858 Mark.

Der !. Ausschußbeantragt: ^aufaefi.brten Mehrbedürfnisfe

./^?»7«" :>7^3"" « «> ««'.'»'.°N . ««,, ,«2« «...
bei den Taubstummen-Anstalten ........ 2000

und für letztere au eimnaligenAnsgaben . - - z«sammeu .7909 Mark

Dagegen fällt aus der einmalige Znschnßfür die Blindenanstalt zu Düren mit 97.00 Mark

Der I. Ausschuß beantragt: ^^^,^.^ ^aß der vorgedachte Mehrbedarf für die
„Der Provinzial^aMag Mark aus deu

^877 ?^^^^ ^'^rk b!i der Blindenanstalt in Düreu

Der^^sich zum Wort meldet. Be. der Abst.muniug weroen
angenommen. . , , ^ ^.l..,.^ des 111 Ausschusses, belreffeuddie Auf- AufnahmebedlNMn<,m

Der AbgeordueteKaefen erstattet das Referat d s 1 . Ä.w, / „ , „ ^ ^ Rheinischen
nahmebediugnngenund Pftegesätze für die Provinzial-Irren-Anstalten. Irrenanstalten,

Der Ausschuß beantragt: ^ ^ auderu Provinzen auf . Mark ^^.
1. Deu Pensionssatẑ /' ^" "ast fn Kran ^ ^ ^^ ^ ^,,^, ^,

und für Kranke aus fremden Staaten auf 3 ^"^ '0 M. l, z ' ' ' «^
Kranke aus der Rheinprovinzwie vorgeschlagen, auf 1 Mark .0 M. zu betanen

Der Antrag wird angenommen.
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2. Den Pensionssatzfür Pensionaire erster Klasse auf 7 ^ Mark für Kranke der Provinz
auf 8 Mark 50 Pfg. für Kranke anderer Provinzen und auf 9 Mark für Angehörige fremder
Staaten anzunehmen.

Der Antrag wird ebenfalls ohne Diskussioneinstimmiggenehmigt,
8. Den Pensionssatzfür Pensionaire zweiter Klasse festzusetzenans 4 Mark für Angehörige

der Provinz, auf 5 Mark 50 Pfg. für Angehörigeanderer Provinzen und auf U Mark für Pensionaire
aus fremden Staaten,

Der Antrag gelangt einstimmigznr Annahme.
Für Pfleglinge adoplirt der Ausschuß zwar den für dieselben vorgeschlagenen Satz von

1 Mark 10 Pf., beantragt jedoch, daß bis auf Weiteres nur Pfleglinge aus der Provinz resp.
Vandarmeaufgenommenwerden sollen.

Der Antrag wird ohne Diskussionangeuommcn.
Die Aufnahmebedingungenhaben im Uebrigen dem Ausschuß zu keinen Abänderungen

Veranlassung gcgebeu.
Der Marschall stellt die Frage ob en 1,Wc Annahme der Bedingungen beliebt werde und

erklärt, da Zustimmuug erfolgt, die Bedingungen mit Ausschluß der Modifikation» bezüglich der
Pensionssätze «. eil Klue angenommen.

Petition betreffend den Der Abgeordnete Caesar erstattet das Referat des I V. Ausschussesüber die Pctitio»,
^, H^ll eiuer Straßenliuie von Adenau über Kempenich bis znr Brohlstraße, wie folgt:

Äemv'enick^b'/^ ^"" ^' Provinzial-Landtage bat bereits und zwar in der Sitzung vom 2. Iuui 1874,
BruWiaße. "» Gesuch vou Einwohnern vou Kempenich: auf Herstellnngder Ehaussee-Verbiuduugvon Mayeu

nach Ahrweiler und dem Brohthale über Kcmpenich nach Adenau vorgelegeu.
Es wurde damals beschlossen, die Königliche Regierung zn ersuchen,die nöthigen Kosten-

Anschläge und sonstigen Vorarbeiten zu erwirke», nach deren Vorlage der Provinzial^audtag sich
bereit erklären wolle, eventuell ciuc dem Verhältnisse angemesseneBeihülfe zum Bau genannter
Wege ans Provinzialfonds zu gewähren.

Nachdem in Folge dieses Beschlusses die Königliche Regierung wie angedeutet ersucht worden,
hat die Sache geruht, bis im August 1876 Einwohuer von Kempenich dieselbe wieder anregten.

In Folge weiterer Verhandlungen des Provinzial-Verwaltuugsraths mit KöniglicherRe¬
gierung hat dieselbe unter'«, 25. August vorigen Jahres eine Nachweisungder Ehaussee-Neubau-
Bedürfnisse pro 187? vorgelegt nnd in derselben unter i>u». 4 deu Neubau einer Straße:

1. Oberzissen-Adenau,
2. Mayen-Kempenich,
:;. Kempeuich-Hcunmcrsbach,

vorgesehen mit ciuem Kosteubetrage von 788,800 Mark und davon, als im Jahre 1877 erforderlich
li00,000 Mark bezeichnet, ohne jedoch bis Dato die im Jahre 1874 geforderten Pläne nnd Kosten-
Anschläge beizufügen.

Die Projektstücke liegen nach dem Schreiben der Regierung bei deu Lokalbehörden, es
fehlen noch die Beschlüsseder bethciligtenGemeindendarüber, was sie neben freier Hergabe des
Oruudeigeulhums zu den Baukosteubcizutrageu gcueigt seien.

Unter diese» Umständenund uicht allein wegen des Maugels der Projektstücke,sondern da auch
für die Beurtheilung des Vertehrs-Bedürfnissesnnd der Bedürftigkeitder Gemeinde jede speziellere
Grundlage abging, sieht sich der IV. Ausschuß zu dem Antrage veranlaßt, dem Provinzial-Verwal-
tungsrath die fernere Befassung mit der Angelegenheitzu empfehle», um nach Vorlage des voll-
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- ^v.. ,«74 ^'faßten Beschlüssen näher zu treten, und dem Landtasse
ständige»Materials den un .'ahre 18^ gesamen <. , . >

Wort verlangt, zur Abstimnniuss.
Der Antrag wird einstnumigaugenominen. Abschusses betreffend die Petition Petition wegen Ueber-
DerAbgeordneteGhmnich erstattet dasNeferat ^s IV lu ^us^ ^ ^ ^^

., < / ^. ^.'miaendorfer-Tondorfer Gemeinde-Chaussee ans ProviNM^naMisono.. ^^^ ^^,^^, ^
wegen Ueberuahu,edei ^^gn.doN ^ , kompetenten Behörde zn Grunde ,„^„^^,,„s^,

,,ü,n,, d« lm» ««! »ich» °°>l»«,st '°>»> l« »stimm,,,,»,
E« «st'!,st °» »!,,„»<,,,,!, . ^ , ,v «„«Mlli« K!,t!ft,,d die Uch,>,,»h,,,l »'in»»,,,,! »„ >«'^ ,f,., m,>l,,,,>»t m-smttctdas ^^stral des IV. ^,,?!M„!!"'. ^"', , <H. , s„,,„ci,d° „„d Fürst

^^^'^?^l, sw von Lange wehe über Schevenhü.tenach Hüutgeu, resp.Kle.nh u ^.^ ^.^^,
der Gemeinde und ^"'^"'sN ^" '"^ ^ . ^ ^ Provinzial-Verwaltuugsraths „^ ^.^,,
auf Provinzial^onds. Der ^ ^«ß ^ as ^ ^ ^ ^ ,, ^^...^ ^^^ P^vinzial ^n°s.

" "'" ""L'h5'^ä? 2^^^^^^^^^ als Provinzialstraße ^ ^

, "^^^^ U dcnAnfordernngen ^
' ' /^,mar 187« ansgebaut und unterhalten ergibt, und

""" «s us a f s! lauge, als derselbe von der Provinzial-Abgabefrei

' gews^st^ P^iM V zahlende .ahresrente vom Herrn .iuauzmiuister auf

,U00 Mark erhöht wird ,^ ^.^..ss,, die Disknsfionund schließt die-

Der Marschall eröffnet über ^ « .,^^ >/^ ^^^^,,„,immig geuehmigt.
selbe da das Wort nicht verlangt wird -Uc, °cr . .^ ^^, ^.„the gestellten Antrag Veranstaltungemcs

^""' '- "s üo^^ ^ ^ ,^, des—^..wn
wegen Beranstalnng "«e St defes l Wolff-Metternich, ^sers «nd Königs.
Kaisers nnd Königs in Dusseldorf. ^'"" "^ ^ . ^ Wortlaut:

Der Autrag des Provinzial-Ver^ti ug^ che^ h^ ^ ^^ ^^ ^ ^.^, ^ ^ ^
Seine Majestät der Kaiser uud KoM " d ' ^ Tage Seine Residenz i« der Stadt

mit Seinem Allerhöchsten Vefnche beehren und wahrend „

^^"'^Pr^MMrw erlanbt sich Angesichtsdi,es., erwartenden hocherfreneudeu

Proviuzial-Landtagefolge.^ Antrage zu stellen.
Der hohe Provinzial-Landtag wolle be ch ß " ^^,z „„ ^„.„ ^,

1. Daß Seiner von Seiten der Stände der
Tage Seiner Anwesenheitm Düsseldorf cm o ,>
Nheinprovinz"geboten werde; ^ „,„„z^ von ,5 Mitgliedern wählen

m"A..«»nm, di,1'« F.st" S°>W !» '««, l„'.^
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3. daß der hohe Proviuzial-Landtag zur Bestreitung der Kosten dieses Festes einen
Credit von 100,000 Mark zur Verfügung stellen möchte, welcher aus den Zins-
Überschüssender Provinzial-Hülfskasse zu entnehmen wäre.

Der I. Ausschuß beschloß mit allen gegen eine Stimme die Vorschläge des Proviuzial-
Verwaltungsrathcs dem hohen Landtage zur Auuahme zu empfehlen, mit der Maßgabe, baß das
Festeomit«, unter den: Vorsitze des Herrn Laudtags-Marschalls, aus dem Stellvertreter desselben,
aus 15, Mitgliedern des hohen Landtages, welche dergestellt zu wählen, daß auf jeden Regierungs¬
bezirk, uuter möglichster Betheiligung sämmtlicher Stände, je drei Mitglieder eutfalle«, sowie aus
dem Landes-Director bestehen soll.

Der Marschall Fürst zu Wied: Ich erlaube mir das Referat des I. Ausschusses als eiu
Ganzes, zusammengehöriges zu bezeichnen und als eiuc Frage, über welche eine Diskussion im
Landtage nicht wohl wird entstehen können. Sollten gleichwohl dissentirende Meinungen vorhanden
sein, so würde Ihnen Gelegenheit geboten sein, sich jetzt darüber zu äußeru, ich würde jedoch bitten,
eine Diskussion, wenn möglich nicht eintreten zu lassen uud glaube darin bei einer solchen Materie
der Zustimmung des ganzes Landtages sicher zu sein.

Abgeordneter Graf Hompcsch: Meine Herren, ich glaube, daß viele oder doch manche
von Ihnen mit mir den Wunsch gehabt haben, daß der Antrag nud die Vorfchläge des Provinzial-
Verwaltnngsraths nicht eingebracht worden wären; nachdem dieselben aber eingebracht worden sind,
war es Pflicht eines jeden von uns, zu diesem Antrage seine Stellung zu «ehineu. Auch ich,
meine Herren, habe diese Stellung genommen nnd ich lehne die Vorschläge meines theils ab. Vor
allen Dingen will ich hier ganz ausdrücklich coustatirt wissen, daß diese Ablehnung nicht zu betrachten
ist als ein Mangel au Pietät und Ehrfurcht, als ein Act der Illoyalität gegen die allerhöchstePerson,
gegen das Kaiserhaupt unseres Kaiser und Königs. — Das, meine Herren, ist fern von mir.
Meine Ablehnung hat allerdings ihren Sinn uud dieser Siun ist der: er ist ein Aet getrenestrr
Gewissenspflicht-Erfüllung, auch in diesem Falle für die Wahrheit, sowie ich sie auffasse, Zeugniß
zu geben. Ich werde nun mit wenig und mit kurzen Worten mich über die Vorschläge äußern.

I» betreff des materiellen Punktes will ich dahin gestellt seiu lasse», ob der Landtag
competent ist, über die Summe zu diesem Zwecke zu verfüge» oder nicht. Ich will nur kurz sagen,
daß ich es nicht für gerechtfertigt halte, in dieser Zeit aus dem Bestände der Hülfötasse eine so
hohe Summe zu entnehmen und den Bestand der Kasse zn verringern. Es ließe» sich über diese»
Puukt uoch viele andere Betrachtungen anstellen. Der Zeitersparnis; wegen will ich mich derselben
enthalten und gehe gleich über auf den principiellen Antrag a<1 1 der Vorlage, worin eS heißt:

Daß Seiner Majestät ein Fest von Seiten der Stände der Rheinprovinz cm-
gebote« werde.

Meine Herren, eiu solches Fest kann doch nur dann Bedeutung haben, wen» es eiu
richtiges Abbild ist der gehobenen begeisterten freudigen Stimmung, die in der Provinz herrscht,
wenn es diese Stimmung gleichsam versinnbildlicht. Das werben Sie mir zugeben, ohne eine
solche Stimmnng ist eiu solches Fest nichts weiter, als ein kostspieliges Schaugeprängc ohne allen
inneren Werth. Ich weiß nicht, ob sie damit glücklicher sind als ich. Wo ich stehe und gehe
höre ich nichts als Klagen über hohe Staats und Eommnnalstcuer, Stagnation der Geschäfte,
Rückwärtsgehen der Industrie, kurz überall eine sehr düstere und unbehagliche Stimmung, aber
wahrlich keine Feststimmuug uud ob bis zum Tage des Festes, bis zum ^. September eine bessere
Stimmung sein wird, möchte ich, augesichts der droheudcu Wolken am Horizont, bezweifeln. Blicke
ich ferner um mich, so sehe ich auch hier auf einem anderen Gebiete sich täglich mehrenden Kummer
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und Jammer. Und nun umgeben von den Trümmern, oie der Kulturkampfgeschaffen,inmitten
einer Bevölkerung, die von der tiefsten Betrübniß erfüllt ist über diefe Dinge, schlägt man vor
ein Fest anzubieten,das angeschen werden wird, als Ausdruck einer Stimmung, die im Großen und
Ganzen in Wahrheit und Wirklichkeit nicht vorhanden ist, ein Fest anzubieten,daß mir zu sehr
geeignet ist, den Glauben zu erwecken oder zu schärfen, daß wir mit Allem fo ziemlich zufrieden
wären und daß die vielen Klagen, die wir seit Jahren erheben, entweder unberechtigtoder wenig
ernst wären. Unter dieseu Umständen muß ich es erklären als Provinzial Vertreter, als treuer
Unterthan, als ehrlicher Mann, der richtige Zeitpunktfür ein solches Fest ist nicht gekommen, ich
lebne es ab, jetzt zu einem solchen Feste mit zu wirken.

Graf Schacsberg überreichtdem Marschall ein Schriftstück.
Der Marschall:
Es wird mir ein Antrag zugestellt unterschrieben von 13 Mitgliedern des Landtages.
Ich werde denselben verlesen:

Antrag. Der Provinzial-Lanbtagwolle beschließen in Erwägung:
1. daß Angesichtsder bedeutenden Kosten der neuen Selbstverwaltungund der da¬

durch bedingten hohen provinziellen Umlagen es angemessensei, die geringen
Hülfsmittel der unter ständischerLeitung stehendenFonds so viel als tlmnlich
zusammenzuhalteu,

2. daß durch den Rückgang der wirthschaftlichen und industriellenVerhältnissealle
Klassen der Bevölkerungschwer getroffn, sind,

:;. daß durch deu Kulturkampf der größte Theil der rheinischen Bevölkerungmit
dem tiefsten Schmerz erfüllt ist,

4. daß aber das vorgeschlagene Fest zu der Deutung Anlaß geben wird, es sei
die große Majorität der rheinischen Bevölkerung mit dem gegenwärtigenStand
der Dinge einverstandenund zufrieden —
de» vom Provinzial-Verwaltungsrath eingebrachten Antrag (Nr. 42 der Druck¬
sachen) abzulehnen.

Düsseldorf, 14. April 1877.
gez. Graf Hompesch, gez. Freiherr von Bourscheidt,
„ Fclir Freiherr von Lo8, „ Freiherr von Spies-Büllesheim,
„ Graf von Goltstein, „ Clemens Reichsfreiherrvon Los-Wissen,
„ Freiherr von Wenge-Wulffen, „ M. I. Kreutzberg,
„ Graf Schaesberg, „ Rudolph Freiherr von Geyr,
„ Franz E. Schmitz, „ Beckmaun.
,, H. von Monschaw,

AbgeordneterFreiherr von Eerde richtet au deu Malschall die Frage, ob der Antrag
des Ausschussesim Gauzen zur Abstimmungkommen soll, oder ob über die einzelnenPositionen
abgestimmtwerde.

Auf die Bestätigung des ersteren fährt derselbe fort:.
Alsdann werde ich einen Gegen-Antrag einbringen Ich bin nämlich nicht mit dem

Pnnlte I des Antrags einverstanden,daß oie Kosten zur Bestreitung des Festes aus dem Ueberschusse
der Provinzial-Hülfskassegenommen werden sollen. Nach der desfallsigen Bestimmung dürfen die
Überschüsseaus der Proviuzial-Hülfskasscnur zu gemeinnützigen Zwecken verwandt werden. Daß
bei folchen Festen dieser Bestimmnngder Verwendungentsprochen wird, damit kann ich mich nicht

t4
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einverstanden erklären und ich habe große Bedeuten diese Gelder hierzu zu bewilligen. Ich finde
aber auch nicht weshalb gerade dieser Fonds in Anspruch genommen werden soll und weshalb
nicht dieses Fest aus Beiträgen der Thcilnehmer bestrittcn werden kann. Es ist eben so wenig
erforderlich, daß grade die Stände der Rheinprovinz das Fest geben. Ich würde es für viel
richtiger halten, daß die Proviuz als solche das Fest gibt und das allerdings der Proviuzial Landtag,
der die berechtigte Korporation ist, dasselbe iu die Hand nimmt. Ich würde Ihnen demgemäß vor«
schlagen zu sagen, nicht die Stände, sondern die Nhciuprovinz giebt das Fest. Geht das Fest von
den Ständen aus, so werden als Stellvertreter der Rheinproviuz nur wir zugegen sein und alle andere
sind Gäste. Ob dies eine richtige Vertretung ist. weiß ich nicht. Redner führt näher aus, wie
er sich das Fest dcukt und reicht alsdaun seinen Gcgcn-Antrag ein. Derselbe hat folgenden
Wortlaut:

„Der hohe Landtag wolle beschließen den Antrag des Provinzial-Vcrwaltnngsraths
resp, des Ausschusses iu folgender Weise abzuändern:"

n,ä t die dort vorkommenden beiden Wörter „der Stände" zu streiche«:
a<t 2 die Fassung zu geben:

Daß der hohe Proviuzial-Landtag die Vorbereitung und Ausführung des Festes
feinerseits in die Hand nehme, und zu diesem Zwecke ein Fest Eomit»- aus 15
Mitglieder», desseu Vorsitz der Landtags-Marschall übernehmen wolle, wähle

lul ?, ganz zu streichen und statt dessen zu fetzen:
„Daß die zur Bestreitung des Festes erforderlichen Kosten ans die freiwilligen

Theilnehmer nach Maßgabe der von ihnen entrichteten Klassen- refp. Einkommensteuer
vertheilt werden.

gez. Freiherr von Eerdc."
Abgeordneter Graf Schacsberg: Ich habe den vorhin gehörten Antrag mit vielen

meiner Freunde gestellt, weil ich der Absicht bin, nicht znstimmen zu follen, das Fest auf Kosten
der Proviuz zu übernehmen, weil ich der Ueberzeugung bin, daß ich dies als Katholik nicht thun
darf. Es war Gewissenssache für mich, aber dabei bemerke ich, daß ich das uicht gethan habe
aus Frivolität. Es ist eine schwereAusgabe für Jemand wie ich, der geboren und erzogen worden
in royalistischen Anschauungen und Ueberzeugungen und der glaubt grade diesen rohalistifchen An¬
schauungen in seinem Leben gerecht gewefen zu fein, daß der foznsagen am Abende sciues Lebens
genöthigt wird, diesem Gefühle Schweigen zu gebietcu um ciuer höhereu Pflicht nachzukommen
und dein Autrage, Sr. Majestät ein Fest auf Kosten der Provinz anzubieten, entgegen zu stimmen.

Der Marfchall:
Als Vorsitzender finde ich mich veranlaßt, dem Frciherrn von Eerbe felbst zu antworten.

Nach meiner Ansicht ist der Antrag so, wie er Ihnen vorliegt und von dem Provinzial-Verwaltungsrath
einstimmig und vom I. Ausschüsse mit allen gegen eine Stimme angenommen worden ist, ein
Ganzes und läßt sich daran nicht rütteln. Was den Antrag des Herrn von Eerde betrifft, so
schlägt derselbe ein Fest vor, welches aus Beiträgen freiwilliger Theilnehmer bestritten werden soll.
Ein solches Fest ist nicht mehr ein Fest der Provinz. Ein Fest der Provinz kann nur vom Land-
tage angeboten werben und dieses Fest kann wiederum nur aus Mitteln bestrittcn werden, über die
der Landtag frei zu bestimmen hat.

Abgeordneter Freiherr Felix von Loü:
Es war nicht meine Abficht, bei dieser Gelegenheit das Wort zn ergreifen, doch muß ich

der Antwort des Herrn Landtags Marschalls gegenüber mit einem Wort betonen, daß der Laiwtag,
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Wenn er ein derartiges Fest anbietet, im Widersprüche handelt mit den Ansichten der großen Majo-
ritäl der Provinz.

AbgeordneterFreiherr von Gehr-Müddersheim:
Den Ausführungen der Grafen Hompeschund Schaesberg gegenüber möchte ich be¬

merken, daß nur die Ehrfurcht gegen Sr. Majestät maßgebend gewesen ist bei dem Antrage, Sr.
Majestät bei Betretung der Hauptstadt der Provinz ciuc Festfeierzu bereite« uud daß die ver¬
schiedenen politischenund religiösenMeinungen in keiner Weise zur Oeltnug gekommen siud und
lommeu durften. Das ist das Gefühl, welches mich und glaube ich sageu zu dürfen, alle übrigen,
die den Antrag unterstützthaben, geleitet hat.

Graf Schaesberg: Auf das fo ebeu gesagte muß ich erwidern, einen solchen Gefühls.
Patriotismus erkenne ich nicht an, ich erkenne blos einen realen Patriotismus au, und das ist ein
solcher, der mich verpflichtet,Unterthanen-Pflichtenzu erfüllen, wenn König und Vaterland das
Nccht haben, solches von mir zu verlangen. Aber hier ein Fest auf Kosten der Provinz zu be¬
stimmen, dazu habe ich als Unterthan keine Pflicht, das ist weder ein Akt der Lohalität uoch
der Illoyalität, diese hat dabei nichts zn thun.

AbgeordneterFreiherr von Eerde erklärt noch, daß sein Autrag lediglich ein Amendcmeut
resp. Verbesserungsantragdes Ausschuß-Autragessei, uud daß er beanspruchen köune, daß über
diesen, wie über jedes audere Amendemeutabgestimmtwerde.

Der Marschall kommt auf seine frühere Ausführung zurück, und nachdemznerst eine Ab¬
stimmung darüber vorgenommenwar, ob überhaupt ein Fest stattfinden solle, wogegen nur die
obeugeuanutcnl;> Herren stimmten, wurde die Diskussion geschlossenuud stellt der Marschall den
Antrag des Proviuzial-Verwaltuugsrathes, beziehungsweise des 1. Ausschusses in. Ganzen zur Ab¬
stimmung. Derselbe wird mit großer Majorität angenommen.

Der Marschall bemerkt, daß die Wahl des Fest-Eomitu's in der morgigenSitzung vor-
genommen werde.

Der letzte Gegenstandder Tagesordnung wird abgesetzt uud die Sitzung geschlossen.
Der Marsch all beraumt die Schlußsitzungauf Morgen 10 Uhr au.

(Ende der Sitzung 4 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wird,
«audtagsMarschall.

Schluß-Sitzung.
Derynudett in der Zulu der Aealschule zu Düsseldorf um 21. April 1877.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 10 Uhr. Das Protokoll der letzten Sitzung
wird verlesen und genehmigt.

Das Protokoll für die heutige Sitzung führt der Abgeordnete Icntges.
AbgeordneterDietze fragt zur Geschäftsordnuug,ob nicht für den nächsten Landtag die

Anordnung zu treffen sein möchte, die Protokolle jedesmal zur Einsichtoffen zu legen, um das
14*
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Zeit raubende Verlesen derselben zu ersparen. Etwaige Bewertungen gegen das Protokoll könnten
dann bei der Frage nach der Genehmigung zur Sprache gebracht werden.

Der Vorschlag findet Zustimmung.
Zur Vorbereitung der nach Nr. l0 der Tagesordnung vorzunehmenden Wahl der Mit-

glieder des Comitee's für das Ständefest bemerkt der Marschall, daß er im Laufe der Sitzung eine
Pause anordnen werde, während welcher die Mitglieder der einzelnen Regierungsbezirke zusammen-
treten möchten, um sich wegen der vorzuschlagenden Eomite-Mitglieder zu berathen und zugleich
die Art und Weise zu besprechen, wie die Einladung zum Feste an Seine Majestät ergchen soll.

Abgeordneter Freiherr Felir von Lo»'> erklärt, daß, da er dem Fest-Antrage entgegen
gestimmt habe, er au der Wahl uicht Theil uehmcu werde uud bitte er, ihn zugleich von der Be-
rathuug zur Eomite Wahl zu dispensiren.

Der Vorsitzende erwiedert, daß die Betheiligung an der Wahl lediglich im freien Ermessen stehe.
Es wird in die Tagesordnung ciugetretcu,

Bewilligungvon Bei- Der erste Gegenstand betrifft:
hülfen an die Staats Weiteres Referat des V. Anöschusses betreffend das Schreiben des Königlichen Landtags

und Noblen: Eommissars über die an die Forlbewilligung der jährlichen Beihülfen von je 600 Mark an die
Archive zn Düsseldorf und Eoblcnz geknüpfte Bedingung.

Der Ausschuß beantragt, nach Kcnntnißnahme der hinsichtlich der Benutzung der Staats-
Archive geltenden Bestimmnngen:

Hoher Landtag wolle beschließen, die beantragten Summen von je 00l» Mark
jährlich für die Archive zu Eobleuz uud Düsseldorf für die Jahre l!)77 uud 1878 cv.
bis zum Zusammenlritt des nächsten Landtages in der Erwartung zu bewillige,,, daß
oer Zutritt zu den Archiven künftig möglichst erleichtert und zu dem Ende die Vefngniß
zur Ertheilung von Eintrittstarten auch auf dc» Landes-Direktor übertragen werde.

Der Marsch all bemerkt, daß zu dem Antrage des Ausschusses ein Amendemcnt eingereicht
sei uuterzeichnet vom Grafen Mirbach und unterstützt von den Abgeordneten Freiherr,, v. Sole-
m acher, Nremig und Courth. Dasselbe lautet:

Der hohe Landtag wolle die Zuschüsse von je 000 Mark für die Archive zu
Eobleuz und Düsseldorf, dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsrathcs gemäß, „och.
mals bewillige» unter der Voraussetzung, daß der Zutritt zu denselben im Interesse
der Wissenschaft nach Möglichkeit erleichtert und keine etwaige Translocirnng dieser
Archive in andere Städte vorgenommen werde, bevor der rheinische Proviuzial-Landtag
in dieser Sache gehört worden.

Der Marschall eröffnet die Diskussion.
Abgeordneter Graf v. Mirbach: Dem Antrage des Anöschusses steht nicht nnr das Regulativ

über die Benutzung der staatlichen Archive, sondern auch eiu früherer Landtagsabschied entgegen, in
welchem der Wunsch des damalige,, Landtags, daß die Archive als Eigenthum der Provinz erklärt
werdeu möchten, beanstandet worden ist. Uebrigens bedürfe es zum Besuch der Archive außer der
Erlaubniß des Ober-Präsidenten beziehungsweise für Düsseldorf des Regierungspräsidenten, auch „och
eines Antrages an den Archiv-Vorstand, es würde also der Landes-Direktor doch noch mit dem
Archiv-Vorstand zu verhandeln haben. Er (Redner) halte dafür, daß auch iu der milderen Form
die gestellte Bedingung nicht angenommen werden wird, möchte aber dringend bitten, den Archiven,
die ja bekanntlich schlecht dotirt seien im Verhältniß zu den Archiven in Frankreich, Holland und
Belgien, die Beihülfe von 000 Mark nochmals zn bewilligen, und könne man erwarten, daß Klagen
nicht mehr vorkommen werden.
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Was den in seinem Amendemenl ausgesprochenen Vorbehalte betreffs etwaiger Trans-
locirung der Archive angehe, so sei ihm nicht bekannt, in wieweil die Absicht bestände, eines der
in Rede stehenden Archive anderwärts zu verlegen. Es hätten kürzlich im Abgeordnetenhause
Debatten stattgefunden wegen Verlegung des Idsteiner Archivs nach Wiesbaden nnd da habe der Äbge.
ordnete für Nassau Petri gewisse zu Tage getretene Tendenzen mit scharfen Worten charalteris.rt.

Er wolle hierauf «icht weiter eingehen, empfehle aber feinen Antrag zur Annahme^ Ab^
geordneter Courth tritt ebenfalls für das Amendement ein, desgleichen der Abgeordnete von ^Yueru.

Der Marschall schließt die Dislnsfiou und bringt das AmeudemeulMirbach zur ubstuumung.
Dasselbe wird mit großer Majorität angenommen, nnd ist ,,, ,..,

Der Abgeordmte Eourth erstattet das Referat des 2. Ausfchusses über e.n Ges..ch b ^^^^
landwirthschaftlichen Vereins für Rheiupreußen mn Gewährung fortlaufender Unterstützung ans ^,^,^„ ^wc.
Provinzialfouds. ^, ,„

Der Ausschuß schlägt vor: für die mit der landwirtschaftlichen schule ;u ^ver¬
bundene Ackerbaufchule aus den im Haupt Etat zur Unterstützung niederer laudw.rthschaftlichenLehr^
cmstalteu vorgesehenen Mitteln einen jährlichen Znschnß von l500 Mark zu bewilligen, ,edoch nnr
auf die nächsten 2 Jahre uud ohne Präjudiz für die Zukunft.

Der Marsch all stellt den Antrag zur Diskussion.
Abgeordneter Freiher Felir von «o«: Er müsse sich gegen den Antrag des Ausschusses

ausfprechen. Die Schule habe bei den bei ihrer Gründung gehegte., Erwartungen m keiner ^eise
entsprochen, wie dies n. A. die schwankendeSchülcrzahl beweise; es habe sich daher am ga^eu
Niederrhein eine ungünstige Stimmung gegen die Schule eingestellt und hätten daher d.e Kre.se d.e
ihrerseits gewährten Zuschüsse nicht weiter bewilligt. Ebenso habe die Stadt Eleve es wiederholt
abgelehnt/ den von Seiten der Staatsregierung an die weitere Belassnng der schule »l ^.leve
gestellte« Bedingungen entgegenzukommen. Die desfattsigen Verhandlungen feien zwar f°rmet^nocy
nicht beendet, indeß thatsächlich dadurch abgeschlossen,daß die Regierung erklärt habe, d.e schule
zu verlegen. Wohin dieselbe verlegt werden solle, sei ihm nicht bekannt. , , ,, ,,

Der Umstand aber, baß die Schule überhaupt verlegt wirb nnd es mcht feststeht, wohin
die Verlegung beabsichtigt ist, mache es bedenklich der Anstalt für jetzt weitereZuschüssezu bewilligen.
Er beantrage daher die Beschlußfassung einstweilen zn vertagen.

Abgeordneter Maas tritt den Ausführungen des Vorredners entgegen: er halte die
Schule felbst wohl für lebensfähig nnd möge man derfelbeu durch Nichtbewilligung des Zuschusses
nicht den Lebensnerv entziehen.

Der AbgeordneteGraf von Stolberg eonstatirt, daß derjenige Kreis, welchem er angehöre,
den Beitrag zur Uuterhaltuug der Schule wiederum auf eine längere Reihe von Jahren bewilligt
habe, daß alfo die Stimmnng, wie solche vom Abgeordneten Loi! für dcu gauzen Niederrhem als
maßgebend bezeichnet worden fei, wenigstens für seinen Kreis nicht bestehe.

Vice-Marschall von Gehr: Lehne »mn jetzt dw Zuschuß ab, so werde der fortbestand
der Schule in Frage gestellt, dazu seien jedoch die Verhältnisse nach den gehörten Ausfuhruugeu
nicht gegeben oder wenigstens nicht hinreichend klargestellt.

Referent- Wenn die Schule auch verlegt werden sollte, fo werde diefelbe doch ander>
wärts in derselben Weise wiederum begründet werden, es stehe also hieraus nichts entgegen,
den Zuschnß weiter zu bewilligen. Wenn die Schule in Bezug auf ihre Leistungen zu wnuschen
übrig lasse, so möge man das der Zutuuft anheimgeben; er glaube nicht, daß man die Er.steuz der
Schute in Zweifel stellen dürfe, man möge zunächst die Schule zu erhalten fucheu nnd dann ans
Besserung dringen.
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Der Abgeordnete von Monschaw schließt sich dem Antrage Lo8 an. Die Schule lasse in
letzter Zeit keine Lebensfähigkeit mehr erkennen und werde sie auch dadurch uicht existenzfähig geinacht,
daß man sie noch auf weitere 2 Jahre unterstützt.

AbgeordneterFreiherr Felix v. Lo<" bemerkt zur thatsächlichenBerichtigung,daß von Seiten
der Regierung zu Düsseldorfselbst der Schule von Seiten der
Kreise und Gemeindenwahrscheinlich wegfallenwürden. Redner verliest einen Beschlußder Stadt¬
verordneten-Versammlungzu Eleve, betreffenddie von ihm vorhin erwähnten Verhaudluugeu.

Vice-Marschallv. Gcyr: Die Differenz mit der Stadtverordnetenversammlung iu Eleve
töuuc uicht maßgebendsein für die Beschlußfassung des Landtages. Der Landtag babe die Frage
;n erwägen, ob das Fortbestehen der Schule für deu Augenblick als Bedürfniß erscheine, oder ob
ein Eingehen derselben schon jetzt gerechtfertigt sei. Letztere Frage müsse verneint und dagegen dazu
beigetragen werden, daß die Schule auf ewige Jahre noch erhalten bleibe, um demnächst wegen
der weiteren Unterstützungzu befiudcn.

Es folgen noch einige weitere Bemerkungenvon Seiten der AbgeordnetenIeutges uud
Freiherr Felix r. Loü, worauf die Diskussion vom Vorsitzendengeschlossenund der Autrag des
Ausschusses zur Abstimmunggebracht wird.

Der Autrag wird augenommcu.
Pelitim! °es Provm AbgeordneterÄremig erstattet das Referat des I. Ausschusses über die Petition des Pro-
;,al«tt)ö Forster be v^,^Mh^ ^.st^ betreffend seine Stellung gegenüberder durch deu Nachtrag zum Organisation«^
/eaenii,,«^ veränderten Organisation der provinzialständischen Verwaltung und die darauf vom Pro-
satn'n ,xr prlwnizialvinzial-Vcrwaltnngsrathcdem Landtage empfohleueu Anträge.
ständigen Verwaltung. Referent geht die in der gedrückt in den Händen der Laudtags-Mitgliederbefindlichen

Pctitiou enthalteneu Ausführuugen charalterisirenddurch uud reeapilulirt den Inhalt des vom Pro-
>-^>^ viuzial-Verwaltuugsrathcerstatteten, ebenfalls gedruckt vorliegcudeuReferats. Der l. Ausschuß hat

dieses Referat zu dem seiuigeu gemachtund schließt sich den darin vorgeschlageneu EudAnträgeu
au, dieselbe« iu allen Theilen dem hohen Landtage zur Auuahme empfehleud.

Der Marschall eröffnet die Diötnssiou.
Abgeordneter Eourlh: Das Referat des Provinzial-Verwaltungsraths hat Ihnen einen

wunden Punkt iu der inneren Verwaltung offiziell zur Keuutniß gebracht. Es soll nunmehr der
bestehende Konflikt hier zum Austrage gebracht werden. Ich gestehe, daß ich hinsichtlich der Rechts¬
frage auf dem Standpunkte des Provinzial-Vcrwaltungsraths stehe, auf dem Standpunkte des
Referats, welches Sie soeben gehört haben. Ich bin daher der Meinung, daß wir dem Antrage,
der dahin geht:

„Hoher Landtag wolle die in der Pctitiou vom 2. und in dem Schreiben vom
14. April dieses Jahres gestellten Anträge des lc. Forster als uubegrüudet ablehueu",

beistimmen. Wenigstens werde ich ihm beistimnen; auch dem eveutuelleuAnträge bezüglichder
Auflösung seines Dienstvertrages, weil nämlich die Anträge des lc. Forster Theils zu weit gehen,
Theils ganz unannehmbar sind. Ein Anderes ist es mit deu weiter gehenden Anträgen des Pro-
viuzilll-Vcrwaltuugörathsund des 1. Ausschussesuud uameutlich mit dem, der dahin geht, „deu
Provinzial-Verwaltnngsrath zn antorisiren, den «.Forster von feinem Amte zu suspeudireuuud die
Discipliuar-Uutersuchuuggegeu thu zu beantragen, wenn er u. s. w." Meine Herren! Es scheint
mir das weder formell noch materiell gerechtfertigt und nm meinen Widerspruch, deu ich dagegen
durch meine Abstimmungbezeugen werde, zu begründen,so wie auch um eine» ferneren Antrag zu
begründen,den ich nachher einzubringenmir' erlauben werde, ninß ich Folgendes bemerken:
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Zunächst in materieller Beziehung erkennt der Herr Referent selbst an, daß Herr Forster
ganz correct gehandelt habe. Er hat nun einmal diese Ansicht über seine Ansprüche und daß diese
frivole sind, wird Wohl Niemand behaupten wollen. Er hat, als der Landcs-Dircttor ernannt,
bestätigt und in sein Amt eingeführt war, gefagt: Ich muß mir meine Rechte vorbehalten, nnd
als man ihm darauf erklärte, er habe sich zu unterwerfen, hat er das auch factischgethan, dagegen
theoretifch protestirt, wie der Herr Referent sich ausgedrückt hat. Er wartete ab bis der Landtag
zusammen war und trat dann vor, mit der Bitte um Entscheidung; daraus aber scheint mir nicht
der Anlaß zn einem Discivlinar-Verfahrcn hergeholt werden zn können. Setzt er jedoch, nachdem
ihm die Ablehnung seiner Anträge mitgetheilt ist, seine Wcigeruug fort und erklärt er theoretisch
nur mit einem Worte, er erkenne denLandcs-Direktor nicht au, so wird allerdings Grund vorliegen,
gegen ihn vorzugehen. Warum also jetzt diese Autorifation, da es doch nicht bekannt ist, was Herr
Förster thun wird? Ich will noch ferner sagen: die Sache ist nicht fo zweifellos wie der Herr
Referent und das Referat dieselbe darstellte; die Sache hat auch ihre audcre Seite, namentlich
was die Anstellung des Herrn Forster angeht. Herr Forster ist nach dem Änstelluugspatente zum
ersten Beamten der Eentralstelle ernannt. Welche Bedeutung das hat, will ich dahin gestellt
sein lassen, bemerke aber, daß die Anstellung doch eigentlich das maßgebende sein soll. Nach dem
Regulativ über die Organisation der Verwaltung des proviuzialstänoischen Vermögens :c. werden
die dienstlichen Verhältnisse der Beamten durch ihre Bestallungen geregelt. Für den Beamten ist
also der Dieustvcrtrag maßgebend, der ersetzt wird durch das Patent nud wenn dem p. Förster
das Pateut gegeben ist als erster Beamter der Eentralstelle, so ist damit, glaube ich, wenigstens
läßt sich darüber streiten, der Landtag verbindlich gemacht und ist es nicht an dem p. Förster auf
den früheren Marfchall, welcher das Pateut ausgestellt hat, zurückzugreifen,fondern es würde dies
Sache des Landtags fein. Dieses nnd noch eine Reihe von anderen Punkten, sind zweifelhafter
Natur. Ich will auch noch bemerke«, daß gegen die Entscheidung, die heute hier getroffen werden
»lochte, ein Necnrö au das Staats Ministerium zulässig erscheinen dürste uud es würde alsdann
das Staats-Ministerium zn befinden haben. Ich zweifle zwar nicht, daß der Herr Minister die
Auffassung des Landtages theilen würde, aber es läßt sich dies mit Sicherheit nicht behaupten.
Wie die Sachen nun einmal liegen, würde ich es von meinen, Standpunkte mit Freuden begrüßen,
Wenn das Verhältniß gelöst wäre, worüber Uutcrhaudlungcu ja geschwebt haben, ohne bei den zu
hohen Forderungen, die Herr Forster gestellt, zu einem Abschlüssezn führen. Auch im Interesse
der Verwaltung selbst möchte ich wünschen, daß die Angelegenheit auf eine friedliche Weife gelöst
wird. Ich erlaube mir daher folgenden Antrag einzubringen:

„Der hohe Landtag wolle beschließen: dem Provinzial-Vcrwaltnngsrath freie Hand zu
geben, mit dem Provinzialrathe Forster wegen Auflösung des Dienst-Vertrages weiter
zu verhandeln und mit dcmfclben einen Vergleich abzufchließen, wenn der Provinzial^
Verwaltuugsrath die Bedingungen annehmbar findet,"

Referent: Auf den Antrag meines Herrn College» muß ich einige Worte erwiedern.
Es sind alle diese Erwägungen schon im ProvinziabVerwaltungsrathe eingehend erörtert worden.
Ich will nur auf das Eine antworten: Der Vorredner meint, es fei leine Veranlassung dazu vor¬
handen, den Provinzial Vcrwaltungsrath zn autorisireu uuter Umständen disciplinariter vorzugehen.
Wir haben in dem Referate selbst erklärt, unser früher gestellter Antrag entbehre nach den
näheren Ermittelungen jeglicher Begründung. Herr Förster hat sich weder geweigert eine ihm
aufgegebene Arbeit zu übernehmen, noch eine übernommene unausgeführt gelaffeu. Es mußte
jedoch der Provinzial-Verwaltungsrath den Moment ins Auge fassen, wo alle Anträge des Herrn
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Forster aucb von Seiten des Staats-Ministerinms verworfen sind, und was er oann thue, wenn
von ihm die unbedingte Erllärnng auf Anerkennung der Geschäfts-Iustruetion verlangt werde;
weigere er diese Erklärung, dann waren wir der Meinung, daß er seine Amtspflicht verletze und
daß dann der Moment gekommen sei, schärfer vorzugchen. Es war uns jedoch zweifelhaft, ob
unser Antrag auf Einleitung des Diseipliuar-Verfahrens Gehör finden werde ohne Autorisatiou
vou Seiten des Landtags und deshalb glaubten wir nns diese sicheren und die Zustimmung erbitten
zu müssen. Es kann darin weder eine Unbilligkeit gegen Herrn Forster, noch eine Unge.
rechtigteit liegen.

Wir haben uns aber auch den Fall im Auge behalten, daß Herr Forster der Ueberzeugung
fei, im Staats-Ministerinm noch eine Instanz zu haben. Ich will zngebcu, daß das richtig ist.
Wenn er diefe nuu beschreibt, würden wir selbstverständlich so lauge in der Schwebe sein, bis die
Instanz entschieden hat nnd würden mit unseren, Antrage auf Diseivlinar-Uutersnchung vorher kein
Gehör finden. Wir haben absichtlich in dem Referate hierüber gefchwiegeu, weil wir abwarten
wollen, ob eine solche Instanz beschrittcn wird; geschieht es, dann werden wir in der ^'age sein,
weiter zu befiudeu. Wollen Sie auf den Snbsidiär-Autrag des Herr Eourth hin, dem Provinzial-
Berwaltungsrath in die Hand geben, weitere Uuterhandlnugen eintreten zu lafseu, so wird letzterer
Nichts dagegen einzuwenden haben.

Se. Durchlaucht Fürst Hatzfeld:
Dem eigentlichenAntrage, dem <ünnc1u8uin des Herrn Abgeordneten Eourth, dem Wnnsche

auf ciue baldige Lösung des Berhältuisses, in welchem Forster bisher gestanden hat, diesem <üan-
ow«n»> tonnte ich mich anschließen, nicht aber überall dem Motiv.

Meine Herreu! In dieser ziemlich schwierigen Pcrsonenfrage scheint mir dir schnellste und
radiealste Lösung auch die beste. Das, was Ihucu der Provinzial-Verwaltuugsrath und der Aus-
schuß vorschlagen, ist nach meiner Meinung im wesentlichen dasselbe, was schon bei der ersten
Wahl des VandeSdirettors eigentlich hätte geschehen müssen, als Herr Förster seinen Widerspruch
zum rrstcu Mal geltend gemacht. Ich zweifle also, daß wir auf demselben Wege jetzt zu einer
baldigen befriedigenden Erledigung der Angelegenheit kommen werden.

Meine Herren! Nach meiner Meinung ist es unerläßlich, daß alle Beamten unfcrer
Eeutral-Berwaltung virilur« uinti« einträchtig zusammenwirken, daß sie sich mit aller Hingebung
und Freudigkeit ihrem Berufe im Dienste der Provinz widmen nnd nuu frage ich Sie, meine
Herren, kann man nach den uns vorliegenden Daten noch ein solches Gefühl und eine solche Am
schauung bei dem Provinzialrath Förster voraussetzen nach allem was vorgefallen ist. (Rufe: nein.)
Meine Herren, ich glaube darum — ich bin weit entfernt, irgend ein Urtheil über die Persönlich-
keit des Herrn Forster, der mir kaum bekauut ist und noch weniger über seine geschäftlichen
Leistungen abgeben zu wollen, aber meine Herren, ich kann unmöglich anuehmeu, daß Herr Forster
felbst sich in seiner gegenwärtigen Stellung noch behaglich fühlen kaun. Meine Herren, Fehler oder
Irrthümer, die bei der ursprünglichen Organisation einer großen Verwaltung, wie die unsrige es
ist, begangen werden, die rächen sich manchmal später sehr empfindlich, ohne daß man irgend
Jemand einen persönlichen Vorwnrf macheu tonnte. Ich glaube, wir haben ein warnendes Bei«
spiel davon bei unseren Irrcn-Anstaltsbautcu gehabt. Ich bin der Ueberzeugung, daß wenn gleich
beim Beginn dieser großartigen Unternehmung ausreichende und tüchtige Arbeitskräfte herangezogen
worden wären und wenn, was die Hauptsache ist, einige Tausende mehr ans letzteren Zweck ver¬
wandt worden wären, daß wir dann vielleicht jetzt nicht die Mehr-Ausgabe vou einigen Mil
lionen Mark zu beklagen hätten. Meine Herren, ich will Sie in dieser vorgerückten Stunde nicht
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noch mit weitere» M'otiviruugeu des Antrages aufhalten, den ich die Ehre habe, Ihnen zu unter¬
breite,,, ich will nur „och ciucu Puutt berühren, der wohl der wichtigste ist, deu Geldpuutt. Meine
Herren! Es löuute vielleicht das eine oder audcre Mitglied in diesem hohen Hause sich veranlaßt
siudeu, schon deshalb gegen das letzte Verglcichsauerbieten des Herrn Förster, welches er in seinem
Schreiben vom 1l, d. M, gestellt hat, sich ausznsprechcn, weil darin die Bedingung enthalten
ist, auf Lebenszeit die Hälfte feines jetzige,, Gehaltes, alfo 125U Thlr. jährlich zu erhallen.
Meine Herren, Sparsamkeit ist eine schöne Sache, aber ich glaube, sie muß auch gut augewcudet
werde,,, uud ich glaube wirtlich, daß Sie iu diesem Falle einen, -solche,, Vorschlage zustimme,,
tönneu. Die Früchte würden vielleicht iu anderer Beziehung nicht ausbleibe,,.

Ich beschränke mich also schließlich darauf, Ihnen zu dem Autrage des Provinzialraths
Forster einen Vcrändernugsvorschlag zu unterbreiten und erlaube mir deufclben wie folgt zn
formuliren:

„Der Hohe Landtag wolle den Provinzial-Vcrwaltungsrath autorisiren:
mit dem Provinzialrathc Förster wegen Auflösung seines Dienst-Vertrages weiter zu
unterhandeln „„d event, demselben die Hälfte seines jetzigenGehaltes mit 125>0Thlrn
jährlich auf Lebenszeit zu bewilligen, wenn der genannte Beamte dagegen ans alle
seine sonstigen Foroeruugeu bedingungslos und endgültig verzichtet!"

Zn dem Schluß-Anträge erlaube ich mir noch zu bemerke,,, baß ich unter den Forderungen,
auf welche der Herr Forster zn verzichten hätte, namentlich die Forderung einer Garantie, be¬
treffend feinen Wiedereintritt in den Staatsdienst rechne. Ich muß durchaus bitten, diese Äe
diugung abzulelmeu, weil sie uus in sehr viele Weitläufigkeiten uud Schwierigkeiten hineinbriugen
tonnte, ich erlaube mir daher, meinen Abäudernngs Vorschlag zur Annahme zu empfehle,,.

Referent Abgeordneter Brcmig: Ich will nur „och die beiocn Anträge zueinander einer
turzcu Prüfung unterwerfen. Ich glaube, daß, wem, Sie deu Antrag Courth annehmen, der
Provinzial Vcrwaltnugsrath nicht handeln tau», denn die Vollmacht, die in dem Antrage enthalte»
ist, ist zu allgemeiuer Natur, so daß eiu rechtsverbiudlicher Vergleich über Summen, Modalitäten
und Bedingungen auf Grund dieser Vollmacht nicht abgeschlossenwerden kann.

Abgeordneter Courth: Ich erkenne dieses Bedeute,, an, uud ziehe meiueu Autrag
zurück.

Referent fährt fort: Dagegen würde der Antrag Hatzfeld eine vollständige Basis für
einen abzuschließende,, Vergleich gebe». Wem, Sie also die Ablehuung der Anträge des Herrn
Forster in der Schwebe lassen wollen, so habe ich kein Bedenken, Ihnen den Antrag Hatzfeld zu
empfehlen.

Abgeordneter von Heister: Falls Herr Förster diese,, Vergleich ablehut, was da,,,,?
Ich bitte unseren ursprünglichen Antrag anzunehmen.

Der Marschall schließt die Discnssion und läßt im Eiuverstaudiüsse mit der Versammlung
zunächst darüber abstimmen, ob der Landtag beschließen wolle, die Anträge des Herrn Forster
sämmtlich als unbegründet abzulehnen.

Die Versammlung erklärt sich einstimmig für die Ablehnung.
Sodann bringt der Marfchall den Autrag Hatzfeld zur Abstimmung, derselbe wird eben¬

falls einstimmig angenommen.
An dritter Stelle wird darüber abgestimmt, ob, Falls die Beschlüsse u,cl ! nud 2 ein

Resultat nicht ergeben, der ProvinziabVerwaltnugsrath autorisirt sein solle, den P. Förster event,
von seineu, Amte zu suspenoireu und die Diseipliuar^Untersuchung gegen ihn m beantrage».

15
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Die Versammlung erklärt sich mit allen gegen 2 Stimmen mit der Autorisation ein¬
verstanden,

gusatz zu 8 11 der Derselbe Referent erstattet das Referat des I. Ausschnsses über den Antrag des Provinzial-
Oeschäft^InstructimiH^^ ^ ^ betreffend Znsatz zu dem §. 11 der Geschäfts-Instruction für den Landes-

sin- den Landes ^. «, ,, ^' , ^ !,
Direttor. Direktor.

Der Provinzial-Nerwaltuugsrath beantragt dem 8-^1 der Geschäfts-Instruktion für den
Landes-Direktor den Zusatz hinzuzufügen:

„Für die länger als acht Tage dauernde Verhinderung oder Abwesenheit des Landes-
Direktors ordnet der Provinzial-Vcrwaltungsrath die Art der Stellvertretung desselben an."

Mit Rücksicht ans die in Aussicht stehendenBeschlüsse des hohen Hauses über die Petition
des Provinzialraths Forster und der desfallsigen Anträge des Provinzial-Verwaltuugsraths, dürften
in der Provinzial-Verwaltung Verhältnisse und Unzuträglichteiteu eintreten, die es nicht angänglich
erfcheinen lassen, die Stellvertretung lediglich in der allgemeinen Fassung des jetzigen Z. 11 zu
regeln; es muß vielmehr dem Provinzial-Verwaltungsrath die Möglichkeit gegeben werden, bei
länger als acht Tage dauernder Verhinderung des Landes-Direktors die Stellvertretung selbstständig
nnb außerordentlich zu regeln.

Der I. Ausschuß glaubt deshalb dem hohen Landtage die Annahme des Antrages des
Provinzial-Verwaltungsraths empfehlen zu follcn.

Der Abgeordnete Gymnich will den Znsatz dahin beschränkt wissen, daß nicht ein Mit¬
glied des Provinzial-Verwaltungsraths mit der Stellvertretung beauftragt werden darf.

Der Vorsitzende weist hiergegen auf die Verhältnisse bei der Proviuzial-Berwaltnug für
Schlesien hin, wo gerade die Mitglieder der Landes-Dcputation die Vertretung zu fiihrcu habe».

Nachdem noch der Abgeordnete Seul gegen den Antrag Oymnich das Wort genommen,
und letzterer seineu Antrag zurückgezogen, wird der Antrag des Ausschusses zur Abstimmung
gebracht. Derselbe wird einstimmig angenommen.

(l/i Stunde Pause.)
Forderung der Staats' Nach Wiedereröffnung der Sitzung erstattet der Abgeordnete Seul in Abwesenheit des
ReaieruugaufZahwngzum Referenten bestellten Abgeordneten Kuuz das Referat des V. Ausschusses betreffeud die For-

d"'""g, der Staatsregierung, die im Etat der Provinzial-Feuer-Societät für die Jahre 1874—76
Feuer-EocKiätsUasse^ Remunerationen für die Beamten der Regierungs-Hauptkassen vorgesehenen Beträge sowie vom

au die Staatskasse, laufenden Jahre ab 1 pro Mille der Societäts-Eiunahmcn als Verwaltungs-Kosten-Beitrag zur
Staatskasse abzuführen.

H^^- Der V. Ausschuß »ach Einsicht der über den fraglichen Gegenstand bisher gepflogenen
Verhandlungen und nach Berathung ist dahin schlüssiggeworden, dem hohen Landtage zu empfehlen:

1. es bei dem Beschlusse des Provinzial-Landtags vom 13. September 1875
bewenden zu lassen,

2. die Forderung der Königlichen Staatsregirrung von 1 pro Mille der Soeietäts-
Einncchmen als Verwaltungstosten-Beitrag an die Staatskasse abzulehneNs

Der Marschall eröffnet über die Anträge die Diskussion und schließt dieselbe, tza sich
Niemand zum Wort meldet.

Bei der Berathung werden die Anträge einzeln angenommen.

Anträge auf läuflichen ^ folgt das Referat des IV. Ausschusses über die Anträge auf käuflichen Erwerb der
Erwerb verschiedener Iülich-Stolbcrgcr und Dürcu-Eschwciler Actieustraßc, der Eupen-Aachencr und Mülheim a./d. Ruhr-

Actimstraßen. Borbeckcr Actienstraßc.



115

Der Außschuß beantragt:
„Hoher Landtag wolle beschließen:

1, den Antrag der Handelskammerzu Eupcu vom 8. Dezember 187»! aus täuslicheu
Erwerb der Actienstraßevon der belgischenGrenze über Enden nach Aachen
sowie:
den Antrag der Deputation der Aetiouairc der Mülheim a,/d. Ruhr^Borbccker
Actienstraßeauf käuflichen Erwerb dieser Straße abzulehnen.

2. Bezüglichdes Antrages der Handelskammerzu Stolberg vom 6. Januar 187«,
sowie der Anträge der Bürgermeister vou Eschweilcr,Stolberg und Düren, zu
erklären:
daß, weun Seitens der betheiligtcnGemeinden die gegenwärtigenActienstraße»
Iülich-Stolberg und EschweilerHüreuder Provinz als ein freies Eigcuthum und den
Anforderungen des Regulativs entsprechend ausgebaut, übergeben werden, diese
Straßeustreckenin den Proviuzial-Verbaud aufgenommen werden sollen.

Der Marsch all eröffnet die Distufsion zunächst über den Antrag aä 1. Es wird das
Wort nicht verlangt und der Antrag zur Abstimmung gebracht. Derselbe wird einstimmig an-
geuommeu.

Der Autrag ilä 2 giebt zu einer längereu Debatte Veranlassung, indem hervorgehoben
wurde, daß es nicht angängig sein möchte, über die Aufuahme der Straße ohue vorherige Auhöruug
und Prüfung der Angelegenheit durch den Proviuzial-Verwaltuugsrath zu beschließen.

Bei der Abstimmungerlangt der Antrag des Ausschusses die Majorität.
Es folgt das Referat des V. Ausschusses,betreffeud die an das Bureau- und Dienst-

Personalzu gewährendeGratification.
Der V. Ausschuß schlägt vor, dem Bureau- uud Dicustpersoualdes Landtags Gralifica-Oratifimtwnen für das

tiouen im Betrage von 1365 Mark zu bewilligenund zwar: Vureau- und Neuste
an den Secretair Maurer ................... 459 MM Personal des Landtags

Müller ................... 100 „
„ Stenographen Rheinert ................. 200 „
„ CauzlistenRofe ................... 75 „
„ „ Lehmann .................. 75 „
„ „ Pieper ................... 75 „

Türks ................... 75 „
„ Nendanten Vierkötter ... - .............. 75 „
„ Boten Pesch .................... 50 „
„ „ Nahmen ................... 50 „
„ „ Westermann .................. 50 „

„ Wirths .................... 50 „
Frau Pesch (Garderobe) .................. 40 „

Summa 1365 Mark.
Es erfolgt lein Wiederspruchuud erklärt der Marschall die beantragten Gratifikationen

für bewilligt.
Es wird zur Wahl des Fest-Comite's für das zu Ehren Seiner Majestät demnächst zu M-Comite für das

veraustaltcudeStäudefcst geschritten. Nachdemvorher noch der Abgeordnete Courth als Vertreter Etände>Fest.
15"
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der Stadt Düsseldorf auf dcßfallsigeu Vorschlag des Vorsitzenden mit allseitiger Zustimmung dem
Fest-Comite beigegeben worden, werden folgende Mitglieder per Aeclaiualiou gewählt:

Mir den Regierungsbezirk Köln:
Herr Graf Mellernich,

„ Kaescn,
„ Mundt.

Für den Regierungsbezirk Koblenz:
Sr. Durchlauchl Fürst von Hatzfeld,
Herr Bremig,

„ Neiuhard.
Für deu Regieruugsbezirt Düsseldorf:

Herr von Heister,
„ Dictze,
„ Woltcrs.

Für den Regieruugsbezirt Aachen:
Herr Freiherr von (Hehr-Müdderöheim.

„ Franoux,
„ Kockerols.

,VÜr deu Regierungsbezirt Trier:
Herr Freiherr von Solemacher:

„ ^autz,
„ Ranteustrauch.

Die gewählten Anwesende» nehmen auf Befragen des Marschalls die Wahl an
Ncmunemtiondes Der Abgeorduelc Kaescn erstattet für deu zum Referenten bestellten nichi anwesenden

>al,)°MM Mnswttsabgeordneten Horst das Referat des kl. Ausschufses betreffend Antrag des Frhr, Cugcu vou «oö,
dem latholischen Anstaltsgeistlichen ^indemauu zu Siegbnrg für das ^ahr 1«?(i eine Gralifilaliou
vou ,^l)v Mark aus bereite» Mitteln zu gewähren.

Der Ausschuß beaulragt, der hohe Landtag möge deu Antrag ablehne».
,Der Marschall stellt dc» Antrag des Ausschusses zur Dislusfion.
Abgeordneter Freiherr E. von Vo<" tritt für seiuc» Aulrag ein, während der Vice Marfchall

dein Antrag 8o« widerspricht.
Bei der Abstimmung wird der Aulrag des Ausschusses angenommen.

Nelzinsim.i,md Amor Der Abgeordnete Seul erstallet das Rcfcrat des V. Ansschusses betreffend die Deckung
l,sat,m,c!»csKapitals.^, B^-^,is,i„^, »ud Amortisationsquotc für das bei der Provinzial Hülfslasse aufgcuomme Capital

, cst> von I020«tt» Mart znn. Van nnd zur Einrichtnng der Blindenanstalt zu Dürcn.
^ ' Der Aulrag des Ausschusses lautet:

„Der hohe Landtag wolle bcschticßcn, daß anch während der nächsten Etatsperiode
die Verzinfnngs- »ud Amortisatiousqnote der für die ÄlindewAustall aufgenommene»
Anleihe mit jährlich 11520 Mark aus dem zur Disposiliou der Staude stehenden
Ziusgcwiunc der Proviuzial-Hülfslassc zu euluehmcu sei."

Der Antrag wird ohne Diskussion augeuonnueu.
AMran UN, Nnstcllnnn Derselbe Referent erstattet das Referat des V. Ausschusses über deu Aulrag des Dirctlors
eines 2. Arztes in d«^. HcbaunnemVehr Austalt zu Kölu Oehcimcu-Raths 1)r. Birubauin ans Anstellung eines zweiten

Hebamnien^'ebr» «v , « , , >. ^, «< ^ ^
Anstalt zu Köln, ^^es n, der gedachten Austall.
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Der V, Ausschuß tonnt, sich von vor Nothwendigteil der Anste l»»g e.»es zwette« Ar.tes
in der Hedanu«en.Vehr Anstatt z» Köln in keiner Weise iiberzengen und beantragt deshalb .....

„der hohe Landtag »volle über den Antrag des Dr, Ä.rnbamn znr^agesoronnng
übergehen."

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Diskussion einstimnng angenonnnen
Der Marschall erklärtsodanu die Geschäfte des Laudtagesfür beendigt uud fahrt dauu o :
steine .herreu wir sind am Ende eiuer arbeitsvolleu Ze.t; ehe lch aber du' letzte

Sitznug du'ser Session schließe, mnß ich Ihnen meinen herzlichen Dank ""0^^"' "^ ^s gro^e
Vertraue,, welches Sie mir gezeigt und die Nachsieht die Sie nur entgegen gebracht haben. Ich
danke Ihnen von ganzem Herzen, meine Herren.

Ich erkläre die Sitzung für geschlossen!
Der Abgeorduete Freiherr vou GeYr-SchwePpenbnrg nuun.l das W rt «"d ",ucht

die Anwesenden 'dem Herrn Marschall für seine opfervolle Thätigkeit währeud ^ ^ "n m
seine sachgemäße ssührnng der Verwaltung den Dank ausznsprechen dnrch Theben von den ^.tzu>.
(Die Versannnlnng erhebt sich vou den Sitzen.) <i;,>,^,,.m

Der Abgeordnete Dietze glanbt in de.n Sinne Aller zu sprechen, wenn " d>e Ver a.um^
lnng bitte, den sännutlichen Mitgliedern des Verwaltnngsraths für chre große That.gl« uud
Mühewaltung im Interesse der Provinz den Dank durch Erhebe» vou deu ^tzen auszusprecheu.
(Die Versammlung erhcbl sich vou den Sitzen.)

Der Marsch all dankt Namens des Verwaltnngsraths.
Um 3 Uhr trat der Königl. «andtags^ommissar, geleitet von emer Oepulatton, >n den

Saal und hiell folgende Ansprache an die Vcrsammluug.

Hochgeehrte Herren!

Ihre diesmalige Sitzung hat Ihnen eine solche Fülle von Ardeilen gebracht, daß es
Ihrerseits des angestrengtesten Fleißes bedürfte, um diefelbeu zu Wvalt.gen. . ,,^„

Sie sind in dieser Sitzung zum erste» Male in das weite O°schafwgeb^^ t^
welches das Dotationsgesetz vom 8. Juli 1875 deu Organe» der provmzwlleu ^ ""
eröffnet hat. Außerdem hat die Orduuug der Etats-Verhältuisse uud der «au^ÜM' e'ch t'
verschiedener großer Proviuzial-Austalten, welche seit Ihrem letzte» Znsammenseut eutweder er
eröffnet oder der Erö^fnnng »ahe gebracht fi»d, Ihre Thätigkeit in Aufprnch genommen Ne
diesen zahlreiche» uud zeitraubenden Arbeiten, welche allerdings uothweudrgerwelfe erlebt werdeu
mnßteu wenn uicht Ihre Verwaltung in Stocken geratheu sollte, haben S« es mcht mehr fu
thunlich erachtet, de» Gesetzentwurf betreffend die Aufbringung der Koste» f»r d« Ve nrmse d
Kirchem,eu,eiudeu i» de» Landestheilen des linke» Nheiuufers, welcher Ih»e» erst m: «an

Sitznngen zuqegaugeu ist, uoch zum Schluß durchzuberatheu. Ich bedauere d.es «'«'o lebh^ s
dieser Gesetze twur eiue Materie von größter Wichtigkeit für uusere Prov.nz benfft eme Matern,
die bei den viell Zweifeln und Unzuträglichteiteu, welche die besteheude Ge.etzgebuug m d.efem
Punkte hervorgernfen, driugeud eiuer baldige« legislatorischen
werde« die Ihm» beka»»te» VerlMuisse, welche es diesmal nicht mög.ch ^macht haw
Zeitdauer Ihrer Sitzung länger zu bemesse», bald anfhören, so daß em Mchstaud w.e der berührte
sich uicht wiederhole« wirb. . «

Bevor wir uus treuueu, meiue geehrten Herren, bitte rch S.e, m« gestatten zu °ll u
Ihue« meiueu Daul auszusprecheu für das vertrauensvolle Entgegengekommen, welches S.e m.r auch



118

diesmal wieder bewiesen habe», und die Bitte hinzuzufügen,mir diese für mich so wohlthuende
Gesinnung auch ferner zu bewahren. Mögen die Arbeiten, welche Sie mit solchem Eifer unter
der eben fo umsichtigen, wie euergischcu Leitung Ihres Herrn Vorsitzenden des Laudtags-Marschalls
gefördert haben, mögen die von Ihnen gefaßtenBeschlüsse,unter denen ich den Beschluß bezüglich
der beuorstehendenAnwesenheitSr. Majestät unseres allverehrteu Kaisers uuo Königs in der
Rhcinprouinz, zu welchem Sie ein richtiges und lebcudigesGefühl Ihrer Stellung zu dem über
allen Parteien hoch erhabenen Träger der Krone geführt hat, mit besonderer Genngthnung und
Freude begrüße — mögen diese Ihre Beschlüsse zum Segeu der Proviuz gereichen.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs den 25. Rheinischen
Proviuzial Landtag für geschloffen!

Nach Schluß des Landtags brachte der Marschall ein dreimaliges Hoch auf Sr. Majestät
deu Kaiser uud König aus, in welches die Versammlungbegeisterteinstimmte.

Wilhelm Fürst zu Wied,
LandtagsMarschall.
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